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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzende Ellen Stock: Zur 59. Sitzung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und 
Digitalisierung begrüße ich alle Anwesenden sehr herzlich. Ich begrüße außerdem die 
Vertreter der Landesregierung mit Frau Ministerin Scharrenbach an der Spitze. Herz-
lich willkommen! 

Ich stelle dann fest, dass Ihnen die Einladung zu unserem heutigen Termin als Einla-
dung 18/1699 am 24.03.2026 zugegangen ist – eine Einberufung des Ausschusses 
infolge des Antrags der Fraktion der SPD auf Durchführung einer Sondersitzung. 

Gibt es Wortmeldungen dazu, zu der Tagesordnung? – Bitte, Herr Watermeier. 

Sebastian Watermeier (SPD): Herzlichen Dank. – Frau Vorsitzende! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Vor Eintritt in die Tagesordnung beantrage ich für die heutige Sit-
zung die Anfertigung eines Audiomitschnitts, der bitte im Anschluss an die Sitzung 
schnellstmöglich zur Verfügung gestellt werden soll, und eines Wortprotokolls. 

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. 
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 Bericht der Landesregierung und Diskussion über die Vorgänge im Minis-

terium, wie sie in der Ausgabe des SPIEGEL vom 19. März 2026 unter dem 
Titel „Machtmissbrauch im NRW-Heimatministerium – Diese Frau hat mich 
zerstört“ berichtet worden sind (beantragt von der Fraktion der SPD) 

Vorsitzende Ellen Stock: Die Fraktion der SPD hat mit einem Schreiben vom 23. März 
2026 eine Sondersitzung zu diesem Thema beantragt. 

Ich erteile Frau Ministerin Scharrenbach das Wort. Bitte schön. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank. – Frau Vorsitzende! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! Seit letzter Woche Donnerstag gibt 
es eine öffentliche Berichterstattung gegen meine Amtsführung. Diese Kritik nehme 
ich an. 

Seit Mittwoch wird mir eine Aussage zugeschrieben. Wer mich kennt, weiß, dass ich 
noch nie in meinem Leben einen Menschen habe scheitern sehen wollen. Ich fühle 
das nicht, ich denke das nicht, ich handele danach nicht, wir arbeiten nicht so, und wir 
setzen auch nicht endlich Menschen ab. Ich habe noch nie Menschen abgesetzt, we-
der als Herr Dr. Heinisch Staatssekretär war noch jetzt, wo Herr Sieveke Staatssekre-
tär ist. 

Wir haben ziemlich viel zu tun seit letzter Woche. 

Sie können davon ausgehen, dass jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter auch davon 
betroffen ist, angefasst ist – nicht nur bei mir im Haus, auch im Landesbetrieb selber. 

Wenn Sie gucken, mit welchem Engagement Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter seit 
neun Jahren oder seit 2022 im Zuge des Wechsels der Zuständigkeit für die Digitali-
sierung der Verwaltung für dieses Land arbeiten, dann bin ich stolz auf diese Leistung 
meiner Mitarbeiter. Wir haben so viel auf den Weg gebracht und sind auch mit Son-
dersituationen – alle – fertig geworden. Ob das der Wiederaufbau 2021 war, ob das in 
Corona die Lüfter waren, ob das die Hilfe bei überhöhten Heizkosten seit dem Krieg 
Russlands gegen die Ukraine ist – wir alle haben mit hohem Engagement die Aufga-
ben, die in diesem Land für die Bürgerinnen und Bürger zu erledigen waren, umge-
setzt. Alle! 

(Beifall von der CDU) 

Und wir arbeiten auch engagiert und hart an der Digitalisierung. Wir haben gestern mit 
den Abteilungsleitungen zusammengesessen und die Führungskräfteklausur bespro-
chen. Wir haben mit dem Personalrat Gespräche über das anonyme Tool laufen. Da 
gibt es noch Rückfragen, aber die werden wir entsprechend umsetzen. Wir sind in 
Gesprächen über die Mitarbeiterversammlung – nicht nur, weil wir zusammenkommen 
müssen, sondern weil wir zusammenkommen wollen, weil es gerade für wirklich alle 
nicht einfach ist, damit umzugehen. 

Ich freue mich, dass auch Mitarbeiter aus meinem Haus heute da sind. 
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Wir sind, als wir 2022 die Digitalisierung in der Verwaltung bekommen haben, so ran-
gegangen, wie wir an jede neue Aufgabe rangehen. Wir versuchen, sie zu verstehen. 
Wir haben Gespräche mit anderen Ressorts geführt. Wir haben Gespräche mit Be-
zirksregierungen geführt. Wir haben Gespräche mit d-NRW, mit IT.NRW, sogar mit 
dem Rechnungshof geführt – was heißt: „sogar“? –, auch mit dem Rechnungshof, weil 
es 2021 schon einen Bericht des Rechnungshofs gab, der bestimmte Aufgabenfelder 
beschrieben hat. Wir haben damals, in dieser ersten Zeit, gesagt, dass das, was im 
Rechnungshofbericht steht, nach den ersten Wochen unsere Einschätzung ist. 

Die Informationstechnik hat eine enorme Bedeutung für das heutige Funktionieren von 
Staat und Verwaltung sowie die Entwicklung von Wirtschaft und Gesellschaft selbst. 
Wesentliche Großprojekte der öffentlichen Verwaltung enthalten im Kern daher immer 
mindestens auch ein IT-Projekt. Die IT ist inzwischen wesentlicher Treiber und Faktor 
für die erfolgreiche Umsetzung politischer Vorhaben. Die Weiterentwicklung der IT ist 
der Schlüssel zur Erreichung der strategischen Ziele der Verwaltungsmodernisierung 
und der Bereitstellung digitaler Verwaltungsdienste für Bürgerinnen und Bürger sowie 
die Wahrung der Informationssicherheit. 

Infolge der Vernetzung der Verwaltungen auf allen föderalen Ebenen und der europä-
ischen Ebene sowie der Kommunalebene steigen innerhalb der jeweiligen Organisatio-
nen der Wunsch und das Erfordernis nach Standards sowie eindeutigen Definitionen. 
Wir haben das hier häufig ausgetauscht. Sie kennen unsere Haltung, dass wir stan-
dardisieren wollen, dass wir standardisieren müssen, wenn Digitalisierung gelingen 
soll. Das ist notwendige Voraussetzung. 

Darüber hinaus führt die fehlende Betrachtung von Geschäftsarchitekturen und deren 
Unterstützung durch IT-Lösungen immer wieder zu Hemmnissen bei der Digitalisie-
rung, weil wichtige Bausteine zur Unterstützung von Geschäftsprozessen nicht syste-
matisch identifiziert werden. Die Konzentration auf die fachlichen Kernkompetenzen 
der jeweiligen Organisation impliziert dabei auch die Notwendigkeit, gerade innerhalb 
der Informations- und Kommunikationstechnik über standardisierte Schnittstellen und 
wiederverwendbare Komponenten zu kommunizieren, einheitliche Datenstrukturen 
und Formate anzuwenden sowie vergleichbare Prozesse und gemeinsame technische 
Infrastrukturen ressortübergreifend zu etablieren und zu nutzen. 

Die historisch gewachsenen, dezentralen Strukturen und die somit entstandenen un-
terschiedlichsten IT-Landschaften, -Standards und -Prozesse stehen diesem Vorha-
ben allerdings immer wieder im Weg. In allen Bereichen der Verwaltungen existieren 
historisch gewachsene IT-Lösungen, die auf unterschiedlichen, strukturierten Daten, 
Technologien, Prozessen aufbauen oder auf diese angewiesen sind. Eine Kommuni-
kation zwischen den verschiedenen IT-Systemen und der damit verbundene Aus-
tausch respektive die gemeinsame Nutzung entsprechender Informationen sind vor 
dem Hintergrund einer stark heterogenen Infrastruktur eingeschränkt möglich. 

Die vom IT-Planungsrat vorgegebenen Standards sind aus verschiedenen Gründen 
immer noch nicht ausreichend in der Planung neuer IT-Verfahren verankert. Dies führt 
noch heute zu der Bereitstellung von alleinstehenden, nicht vernetzten Anwendungen. 
Damit wird deren zukünftige Integration in die IT-Architektur der Landesverwaltung un-
nötig erschwert. Die bisherigen steuernden Strukturen scheinen der Umsetzung zwingend 
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notwendiger Standards und konsolidierter Prozesse und Lösungen noch nicht ausrei-
chend gerecht zu werden. 

Die Ausrichtung und Ertüchtigung der zentralen IT-Landesdienstleister – das ist der 
Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen und die d-NRW AöR – 
soll im Kontext der vorgeschlagenen Erarbeitung einer IT-Steuerung des Landes Nord-
rhein-Westfalen analog weiterentwickelt werden, um Priorisierungskonflikte aufgrund 
von Ressourcenknappheit bei diesen Dienstleistern für die Behörden der Landesver-
waltung zu vermeiden. Das ist ein Beschluss des Landeskabinetts. 

Als wir hier im September 2022 die kleine Regierungserklärung abgegeben haben, da 
habe ich Ihnen zur Digitalisierung gesagt: 

„Ich komme zum Bereich der Digitalisierung. Sie wissen – das haben Sie in 
der vergangenen Legislaturperiode sehr intensiv begleitet –, dass die Digi-
talisierung, wenn sie richtig verstanden wird, den Menschen zu dienen hat 
und nicht der Mensch der Digitalisierung. Das ist der Grundsatz. Diesen 
haben CDU und Grüne im Zukunftsvertrag direkt an den Anfang des ent-
sprechenden Kapitels gestellt. Ich begrüße dies ausdrücklich. Es wird bei 
der Digitalisierung nämlich auch darum gehen, dass man sich mit ethischen 
Fragen auseinandersetzt. Dabei geht es um Fragen zur Datenökonomie, 
zum Datenschutz, zur Anonymisierung, zur Hassrede oder um Vergleich-
bares.“ 

Meine Bitte damals war, die digitale Ethik mitzudiskutieren. 

Ich habe Ihnen in der kleinen Regierungserklärung auch gesagt, dass wir in der Digi-
talisierung eine Teilung zwischen den Ministerien haben. Für den klassischen Breit-
bandausbau, Mobilfunkausbau ist das MWIKE zuständig, für die Digitalisierung der 
Verwaltung mein Haus. 

Im September 2022 haben wir uns einer intensiven Bestandsaufnahme zum Beispiel 
hinsichtlich der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes, der Umsetzung des E-
Government-Gesetzes oder auch hinsichtlich der IT-Steuerung, der IT-Struktur im 
Land Nordrhein-Westfalen und in seinen Behörden gewidmet. Damals wie heute ist es 
unser Anspruch, in eine zukunftsgerichtete Organisation einzutreten, die auf der einen 
Seite nicht nur die Sichtbarmachung von Verwaltungsleistungen in der digitalen Welt 
gegenüber Bürgern zum Gegenstand hat, sondern auch den praktischen Nutzen in 
den Fokus stellt. Dazu habe ich Ihnen dann auch praktische Beispiele gegeben. 

Wir haben dann – das erste Mal übrigens – mit dem Haushalt 2023, weil es uns wichtig 
ist, Transparenz zu schaffen, eine Anlage zum Haushalt mit einer Übersicht über die 
geplanten Leistungen aller Ressorts mit Bezug zum Thema „Informations- und Kom-
munikationstechnik“ oder „Digitalisierung“ erstellt. In dem Vorwort dieser Anlage steht: 

Die Modernisierungsvorhaben im Zuständigkeitsbereich der Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen sind mit umfangreichen Ausgaben für die Weiterentwicklung oder 
Neueinführung von IT-Infrastrukturen und IT-Anwendungen verbunden. Erst der Über-
blick über die Zusammenhänge innerhalb einer IT schafft die Basis für haushalterische 
Transparenz. 
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Mit dieser Übersicht werden die Ausgaben aller Ressorts für Informations- und Kom-
munikationstechnik einschließlich der Informationssicherheit und Cybersicherheit zu-
sammengeführt und transparent abgebildet. 

2023 hatten wir über alle Ressorts eine Ist-Ausgabe von 1,39 Milliarden Euro für Kom-
munikationstechnik oder Digitalisierung. 2024 wurden über alle Ressorts 1,62 Milliar-
den Euro für diesen Bereich investiert, im Plan 2025 1,52 Milliarden Euro und im Plan-
ansatz 2026 1,39 Milliarden Euro. Sie wissen, dass dies auch mit der Lage des Lan-
deshaushalts, mit der öffentlichen Lage zusammenhängt. Wir haben Ihnen hier immer 
gesagt – bei jeder Haushaltseinbringung; ich kann mich gut daran erinnern, dass die 
Abgeordnete Freimuth immer wieder gefragt hat: Klappen die Ausgaben trotzdem? –: 
Ja, es klappt trotzdem. 

Gestatten Sie mir deswegen noch drei Punkte. 

Wir haben auf die SPIEGEL-Anfrage am 17. März eine Eingangsbemerkung ge-
macht – ich lese sie Ihnen einmal vor –, weil wir gehofft haben, dass dadurch deutlich 
wird, dass wir in Veränderungsprozessen sind und die nicht einfach sind: 

Der Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen ist der zentrale 
Dienstleister für die Informationstechnik der Landesverwaltung. Über Jahre hinweg ha-
ben sich zahlreiche technische Insellösungen entwickelt, die auch im Sinne der Infor-
mationssicherheit einer IT-Konsolidierung zuzuführen sind, um den Betrieb für 2030 
aufzustellen. Wir arbeiten an einer Aufstellung des Landesbetriebs IT.NRW 2030. 

Während die Bundesregierung bereits vor mehr als zehn Jahren einen Prozess zur IT-
Konsolidierung eingeleitet hat, befindet sich dies mit der Übernahme der Ressortzu-
ständigkeit in mein Haus seit 2022 in der Umsetzung – damit Sie ein Gefühl dafür 
bekommen, was hier bewegt werden muss. 

Das Umfeld, in dem der Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen 
agiert, verändert sich grundlegend. Wir haben steigende regulatorische Anforderun-
gen. Wir haben eine zunehmende Nutzung und Erwartungshaltungen in Richtung 
Cloud und/oder KI-Technologien. Wir haben einen Fachkräftemangel sowie wach-
sende Erwartungen der Fachressorts an Geschwindigkeit, an Transparenz, aber auch 
an Servicequalität. 

Neben der technischen Konsolidierung gehört dazu eine Betrachtung des Rechnungs- 
und Vergabewesens mit dem Ziel einer höheren Kostentransparenz, effektiveren Be-
schaffungsprozessen und der Schaffung von aktuellen Vertragsgrundlagen – bei-
spielsweise die Aktualisierung der EVB-IT AGB, einschließlich eines Controllings und 
Monitorings aufseiten der Dienst- und Fachaufsicht. Die Dienst- und Fachaufsicht sitzt 
in unserem Haus. 

Wir haben nicht nur, wie das öffentlich dargestellt wird, eine Vergabeuntersuchung, 
eine Geschäftsprozessanalyse bei IT.NRW durchgeführt. Wir haben dem anfragenden 
Medium auch mitgeteilt, dass diese Geschäftsprozessanalyse auch in meinem Minis-
terium stattgefunden hat und auch bei d-NRW stattgefunden hat. Geschäftsprozess-
analysen sind etwas völlig Normales, um zu gucken: Wie kriege ich Abläufe verbessert? – 
Wo es noch nicht gut ist, machen wir es besser, und da, wo es gut ist, bleibt es gut. 
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Wir haben den Landesbetrieb im Jahr 2025 dann auch noch einem sogenannten Per-
formance-View mit einem externen Dienstleister unterzogen, weil wir vor dem Hinter-
grund der technischen Insellösungen, weil wir vor dem Hintergrund bestimmter Aufga-
benstellungen gesagt haben: Wir müssen wissen, wie der Status quo in Technik und 
in Organisation ist. – Die Analyse hat gezeigt, dass der Landesbetrieb Information und 
Technik über eine solide, technische und organisatorische Basis verfügt. 

Der Landesbetrieb steht an einem strategischen Wendepunkt: weg von einem klassi-
schen, reaktiven IT-Betreiber hin zu einem zentralen, aktiven Gestalter der digitalen 
Landesarchitektur. Dies hängt davon ab, ob der damit verbundene Rollenwandel struk-
turell, organisatorisch und technologisch konsequent und zügig für ein IT.NRW 2030 
vollzogen werden kann. 

Wir hatten gehofft, dass mit dieser einleitenden Bemerkung auf Seite der Medien ver-
standen wird, nachvollzogen wird – zumindest versucht wird –, dass wir den IT-Betrieb 
für die Zukunft aufstellen, dass wir Herausforderungen haben, die Sie auch hier in 
diesem Landtag benennen. 

Wenn Sie an die Digitalisierung des BAföG denken, dann haben Sie seit 2022 viele 
Kleine Anfragen gestellt; es war auch Plenargegenstand: Wie sieht es aus beim BAföG 
oder beim Aufstiegs-BAföG? – Wir haben die Digitalisierung des BAföG in Angriff ge-
nommen. Auch darüber haben wir Ihnen hier Bericht erstattet, so wie wir Ihnen immer 
in diesem Ausschuss regelmäßig Bericht darüber erstatten, was stattfindet. 

Wir haben Ihnen über NRW.Genius als landeseigene KI-Verwaltungsapplikation be-
richtet, die im IT-Betrieb entstanden ist, die dort von einer hervorragenden Truppe pro-
grammiert wird. Wir sind in der erweiterten Teststellung mit bis zu 10.000 Personen. 
Wir haben das um Pilote für Kommunen – Bergheim, gestern Solingen und Essen – 
erweitert. Wir erproben viel. 

Seit 2024 hat der IT-Betrieb einen Vertrag mit IONOS Cloud. Es ist aber auch so, dass 
im Betrieb ein Wissensmanagement aufgebaut werden muss, um die Containerisie-
rung hinzubekommen, die in einer Cloud-Infrastruktur wichtig ist, denn die Verträge, 
die wir mit Anbietern schließen, sind immer befristete Verträge. Das sind Vier-Jahres-
Verträge. Wenn bei einer nächsten Ausschreibung ein anderer Anbieter gewinnt, müs-
sen Sie die Daten, die Sie in einer Cloud haben, auch wieder rausbekommen. Dazu 
wird das Wissen aufgebaut. 

Wir haben es geschafft, uns im Bereich der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes 
von Platz 16 auf Platz 2 hochzuarbeiten. Bundesweit Platz 2, Nordrhein-Westfalen von 
16 auf Platz 2 – das ist nicht selbstverständlich. 

Wir haben die Landesredaktion umgestellt. Das spart nicht nur Geld, sondern hat den 
Prozess effektiver gemacht. Es läuft mit d-NRW zusammen. Wir arbeiten in diesen 
Bereichen eng mit den Städten und Gemeinden zusammen. 

Wir haben neben der Digitalisierung des BAföG – auch das wissen Sie, weil wir hier 
regelmäßig Bericht erstatten – die Digitalisierung des Ausländerwesens mit 100 Milli-
onen Euro, die in der Umsetzung ist. Das ist ein Beschluss der Ministerpräsidenten mit 
Bundeskanzler a. D. Olaf Scholz; aus der Zeit kommt das noch. 
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Wir haben mit dem MAGS einen Prozess zur Digitalisierung des Arbeitsschutzes ge-
startet. Das ist kein leichter Prozess, weil bestimmte Daten notwendig sind, die viel-
leicht noch gar nicht da sind, weil wir in neue Technik investieren müssen. Ich habe 
Ihnen ja auch häufig gesagt: Technik und Software ist schnell beschafft; das ist nicht 
das Problem. Die Herausforderung ist das Veränderungsmanagement, weil Sie in je-
dem Betrieb, selbst in jedem Verein Menschen haben, die Innovatoren sind, die alles, 
was neu ist, begeistert ausprobieren. Und Sie haben Menschen, die zurückhaltend 
sind und vielleicht erst mal wissen möchten: Was macht das? Was kann das? Was 
bedeutet das? – Wir haben ja auch von Ihnen in diesem Ausschuss häufig die Anfor-
derung bekommen, dass alles schneller werden muss, dass es zu langsam ist. Trotz-
dem habe ich Ihnen immer gesagt: „Wir arbeiten daran“, weil Dinge auch ihre Zeit 
brauchen. 

Ich habe Ihnen gerade gesagt, dass wir auf der einen Seite eine hohe Erwartungshal-
tung aller Beteiligten – der Bürgerinnen und Bürger, der Unternehmen, des Landtags, 
der Kommunen, des Rechnungshofs – haben, dass Dinge schneller werden und sich 
verändern. Auf der anderen Seite sitzen Menschen, die das machen müssen. Deshalb 
macht diese Debatte auch etwas mit allen gerade. 

Zu einzelnen Projekten können wir, wenn Sie das mögen, nachher gerne noch berichten. 

Wir haben Ihnen beim letzten Mal das Nordrhein-Westfalen-Portal vorgestellt. Damit 
waren wir übrigens vor dem Bund. Der Bundesdigitalminister hat ein Deutschland-Por-
tal angekündigt. Wir haben es Ihnen hier am 5. März vorgestellt. Ich hätte mich gefreut, 
wenn das öffentlich vergleichbar berichterstattet worden wäre. 

Wir stellen Ihnen beim nächsten Mal „Nordrhein-Westfalen fördert“ vor. Ich habe Ihnen 
am 6. März – der Abgeordnete Moor war im Ausschuss, der gesagt hat: Na ja, das 
wollten Sie im Januar schon vorstellen lassen – gesagt, dass es stimmt. Ich habe Ihnen 
gesagt: Am 6. März befand sich der Mitarbeiter, der das verantwortet, in einer Auf-
stiegsqualifizierung, und ich möchte, dass dieser Mitarbeiter es Ihnen vorstellt – nicht 
Herr Staatssekretär oder ich, sondern der Mitarbeiter, die Mitarbeiter, die das umsetzen. 

Und Sie können mir auch eines glauben: Weil wir ein Infrastrukturhaus sind, können 
wir Förderung. – Verwaltung muss aber an diesen Stellen umdenken, weil Sie alle 
einfache Anträge erwarten. Es muss für die Bürgerinnen und Bürger leicht sein. Ver-
waltung denkt aber Anträge aus einer Verwaltungssicht. Das ist kein Vorwurf, aber wir 
haben die Notwendigkeit an ganz vielen Ecken und Enden, von der Kommune über 
das Land bis in den Bund hinein, dass neu gedacht werden muss. 

Wir alle reden rauf und runter über Reformagenden. Wenn wir dann eine Reforma-
genda auf den Weg setzen – mit einem Landesbetrieb IT.NRW 2030, mit einem In-
vestment 2026 von 1,3 Milliarden Euro –, dann wird es kritisiert. Es sind Umbrüche mit 
jeder Reformagenda da, und trotzdem haben wir diese Umbrüche gut gemeistert. 

Deswegen gestatten Sie mir abschließend … Es gab drei Kleine Anfragen der SPD. 
Die drohten letzte Woche Montag zu verfristen. Es war Plenum. Mir wurden freitags 
die Entwürfe zugeschickt, wie sie an Sie gehen sollten. Ich habe das aber nicht gese-
hen, und als ich das am Montag gelesen habe, bin ich auch über die Zahl 261 gestol-
pert. Ich gesagt habe: Woher sollen die denn kommen? – Und ich habe gesagt: „Bitte 
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arbeitet das auf, weil die SPD über diese Zahl stolpern wird“, und deswegen jetzt die 
aufgearbeiteten, aufbereiteten Zahlen. 

Wir haben 261 Beendigungen insgesamt gehabt. Davon sind – deswegen müssen wir 
eine Kleine Anfrage in der Antwort korrigieren; das ist ein Zählfehler, dafür darf ich 
mich entschuldigen – 94 Mitarbeiter in den Ruhestand eingetreten. In der Anfrage steht 
„90“. Damit verbleiben 167 Beendigungen. Von diesen 167 Beendigungen sind 56 Be-
schäftigungsverhältnisse aus sonstigen Gründen beendet worden, davon leider sieben 
Mitarbeiter, die in den neun Jahren verstorben sind, und 31 Mitarbeiter, die im Zuge 
der Umressortierung 2022 versetzt worden sind. Damit bleiben echte – in Anführungs-
zeichen – Versetzungen oder Kündigungen – jedenfalls solche auf eigenen Wunsch – 
von 111 Mitarbeitern in neun Jahren. Das sind 11 Mitarbeiter pro Jahr. Darunter waren 
zwei Regierungspräsidenten mit Thomas Schürmann, der Regierungspräsident in 
Düsseldorf ist, und Dr. Thomas Wilk, der Regierungspräsident in Köln war und dieses 
Amt aufgrund von Belastung abgegeben hat. In diesen 111 sind auch drei Mitarbeiter, 
die im November 2025 zum Bürgermeister oder zur Bürgermeisterin gewählt wurden. 
Das heißt, wir haben bei uns im Hause auch einen fachlichen und qualitativen Ader-
lass – allein, wenn ich mir diese fünf Personen ansehe. Deswegen … Ich lasse es so 
stehen. Es ist weit unter dem, was in anderen Häusern oder in Unternehmen in der 
Privatwirtschaft gegenständlich ist. 

Ich bin dem Staatssekretär sehr dankbar, der seit Donnerstag auch nicht mehr schläft. 
Wir tun wirklich alles dafür, dass diese Prozesse, die wir eingeleitet haben, fortgesetzt 
werden, weil keiner von uns um seiner selbst willen hier sitzt. Wir sitzen hier für das 
einwohnergrößte Bundesland dieser Republik, und wir sitzen hier für jede einzelne 
Bürgerin und jeden einzelnen Bürger. Für die arbeiten wir. 

Deswegen habe ich Mittwoch versucht, den Präsidenten des IT-Betriebs telefonisch 
zu erreichen, um ihn für einen persönlichen Austausch zu gewinnen, weil sein Name 
in den Veröffentlichungen genannt ist. Mir wurde mitgeteilt, dass er sich auf einer 
Wehrübung befindet. Ich habe daraufhin eine E-Mail geschickt und ihn um einen per-
sönlichen Austausch gebeten, weil es nicht zielführend ist – für niemanden und auch 
nicht für die Organisationen und Institutionen, die wir beide vertreten –, eine derartige 
öffentliche Auseinandersetzung zu führen. Wir stehen Institutionen vor, und wir haben 
Verantwortung für die Menschen, die in diesen Organisationen arbeiten, die dieses 
Land gestalten und die offen gesagt in weiten Teilen frei von Politik sind und einfach 
nur ihre Arbeit machen möchten. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU)

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank, Frau Ministerin. – Der antragstellenden Frak-
tion erteile ich jetzt das Wort. Herr Dahm, bitte schön. 

Christian Dahm (SPD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Frau Ministerin, wir alle merken 
und stellen fest, dass es Ihnen nicht gut geht. Sie wirken sehr ergriffen. Ich kann nach-
vollziehen, dass die Vorwürfe, die im Raum stehen, Sie persönlich sehr belasten. Da-
her würde ich Sie fragen: Wünschen Sie eine Sitzungsunterbrechung? 
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(Ministerin Ina Scharrenbach [MHKBD] verneint das.) 

Wir wären bereit dazu. Wir könnten das tun. Ich sage das also noch mal im breiten 
Plenum: Wenn der Wunsch besteht, dann würden wir mit Rücksicht auf Ihre Gesund-
heit selbstverständlich darauf eingehen. Aber wenn das nicht gewünscht ist, dann ge-
hen wir in der Tagesordnung weiter. 

Ich will kurz den Grund der heutigen Sitzung und Sitzungsbeantragung darlegen. 

Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich finde die Schlagzeilen der letzten 
Tage besorgniserregend. Wenn wir alle lesen: „Klima der Angst“, „Machtmissbrauch 
im Ministerium – ,Diese Frau hat mich zerstört‘“, dann sind das keine politischen Be-
wertungen der Opposition, sondern Überschriften der aktuellen Berichterstattung über 
Ihr Haus. Wir beraten heute nicht irgendeinen Vorgang. Wir hören einen sehr langen 
Monolog der Digitalisierung dieses Landes, aber wir haben nichts zu den Vorwürfen 
gehört, die den Kern staatlicher Führungsverantwortung, der im Raum steht, betreffen, … 

(Zuruf von Jochen Klenner [CDU]) 

– Ich habe sehr wohl zugehört, Herr Kollege. 

… nämlich den Umgang mit Beschäftigten, die Funktionsfähigkeit eines Ministeriums 
und das Vertrauen in staatliches Handeln. Es geht um Machtmissbrauch und um Für-
sorgepflicht gegenüber den Beschäftigten. Wenn die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
von denen heute sehr viele im Stream sind und sich das gerade angehört haben, über 
ein Klima der Angst berichten und wenn gesundheitliche Belastungen geschildert wer-
den, dann ist das eindeutig Führungsversagen. Das ist kein Randthema. Vor diesem 
Hintergrund kann dieser Ausschuss heute nicht einfach zur allgemeinen Tagesord-
nung übergehen. Wir haben die Pflicht, diese Vorwürfe umfassend aufzuklären. 

Frau Ministerin, Sie haben in dieser Woche öffentlich erklärt, Sie wollen Ihr Führungs-
verhalten reflektieren. Das ist folgerichtig. Das kommt nur zu spät. Von Selbstreflexion 
haben die Betroffenen wenig, wenn der Schaden schon so groß ist. Im Übrigen – das 
habe ich hier heute erneut vermisst – haben Sie sich bei den Beschäftigten bis heute 
nicht für Ihr Verhalten entschuldigt. Sie haben zwar Ihr Fehlverhalten eingestanden, 
aber die Konsequenzen, die Sie bisher daraus gezogen haben, reichen nicht aus. 

Vor allem ist nicht geklärt, warum Hinweise aus der Belegschaft offenbar über einen 
längeren Zeitraum ohne durchgreifende Reaktion geblieben sind. Hinzu kommt – Sie 
haben es eben selbst dargelegt – die E-Mail,  

(Ministerin Ina Scharrenbach [MHKBD]: Ich habe das nicht dargelegt!) 

die der Präsident von IT.NRW, Dr. Heidinger, erhoben hat und die Gegenstand der ak-
tuellen Berichterstattung in dieser Woche war. Wenn das Zitat „Diese Frau will mich 
scheitern sehen“ – so ist es dort formuliert – stimmt, wenn allein das stimmen sollte, 
dann ist das ein Skandal. 

Es steht weiterhin der Vorwurf im Raum, dass Mitarbeitende angewiesen worden sein 
sollen, Informationen und Aufträge nicht weiterzugeben, und dass dadurch gezielt an 
der bestehenden Führungsstruktur vorbeigearbeitet worden ist. Sollte sich auch das 
bestätigen, würde das nicht nur ein Führungsproblem darstellen, sondern grundlegende 
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Prinzipien einer funktionierenden und rechtssicheren Verwaltung infrage stellen. Und 
nicht nur das: Offenbar ist dem Land dadurch ein sehr großer Schaden entstanden, 
denn sollten die Vorwürfe stimmen, dann ist die Digitalisierung der Landesverwaltung, 
die Sie eben so offenkundig dargelegt haben, im übertragenen Sinne im Modemzeit-
alter stecken geblieben.  

(Lachen von der CDU) 

Auch das wäre Ihre Verantwortung. 

Darüber hinaus geht es um wiederholte externe Prüfungen von teuren Rechtskanz-
leien auf Steuerzahlerkosten ohne klar erkennbare Ansätze, um erhebliche Einschrän-
kungen der Arbeitsfähigkeit zentraler Bereiche von IT.NRW, um offene, nicht begli-
chene Rechnungen aus Ihrem Haus, um zurückgegebene Mittel im Bereich der Digi-
talisierung und insgesamt um den Umgang mit der Leitung eines zentralen Landesbe-
triebs. All das ergibt ein Gesamtbild, das nicht isoliert betrachtet werden kann. 

Im Zentrum steht daher heute die Frage: Warum wurde hier nicht früher eingegriffen? 
Diese Frage richtet sich nicht nur an die Hausleitung Ihres Ministeriums – an den 
Staatssekretär, an Sie persönlich, an die Ministerin –, sondern auch an die Staats-
kanzlei und den Ministerpräsidenten. Denn nach der öffentlichen Berichterstattung ist 
davon auszugehen, dass die Vorwürfe dort mindestens seit über einem Jahr, seit Ja-
nuar 2025, bekannt waren, wenn nicht sogar schon länger. 

Für uns ist deshalb klar: 

Erstens. Wir brauchen eine vollständige und transparente Aufklärung aller erhobenen 
Vorwürfe der Beschäftigten. 

Zweitens. Diese Aufklärung kann nicht allein innerhalb Ihres Hauses erfolgen. Wir er-
warten, dass ein unabhängiger Sonderermittler eingesetzt wird, um das Führungsver-
halten – ich würde sogar davon sprechen: Ihr Führungsverhalten – aufzuklären. So-
lange dieser Sonderermittler tätig ist, sollten Sie Ihr Amt ruhen lassen, Frau Ministerin. 
In keinem Fall können Sie Aufklärerin in eigener Sache sein. Niemand kann Aufklärer 
in eigener Sache sein. Dazu fehlt es Ihnen – es tut mir leid, dass ich das so formulieren 
muss – vor allem an einem: Glaubwürdigkeit. 

Drittens. Die Perspektive der Beschäftigten muss im Mittelpunkt stehen, denn sie ha-
ben es verdient, dass die Vorwürfe gegen sie vollumfänglich aufgeklärt werden. Das 
Gegenbeispiel haben wir gerade bei Ihrer Darstellung erlebt: Es waren wieder die Be-
schäftigten, die bei der Beantwortung der Kleinen Anfrage Fehler gemacht haben. 

(Jochen Klenner [CDU]: Sie haben wieder nicht zugehört! Sie haben 
überhaupt nicht zugehört!) 

Vor allem haben sie es verdient, dass anständig mit ihnen umgegangen wird. Wir ha-
ben Verständnis für die Beschäftigten, die unter diesen Arbeitsumständen und Vor-
würfen leiden und krank werden. Das sind die Opfer. Frau Ministerin, die Beschäftigten 
in Ihrem Haus haben ein Recht darauf, dass ihre Hinweise ernst genommen und dass 
dort, wo es erforderlich ist, Konsequenzen gezogen werden und Schaden vom Land 
abgewendet wird. Dazu besteht heute die Gelegenheit. Auf die schwerwiegenden 
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Vorwürfe, die wir seit einer Woche wissen und in den Medien lesen mussten, sind Sie 
in dieser Sitzung bisher nicht eingegangen. – Zunächst herzlichen Dank. 

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Frau Ministerin, bitte schön. Sie haben das 
Wort. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank. – Vielen Dank, Herr Abgeord-
neter Dahm. Ich habe in meinem Bericht deutlich gemacht, dass wir sowohl im Minis-
terium als auch im Landesbetrieb als auch bei d-NRW eine Geschäftsprozessanalyse 
für den Hauptprozess „Vergabe“ durchgeführt haben. Vielleicht sind Sie mir nicht ge-
folgt.  

(Simone Wendland [CDU]: Nicht zugehört!) 

Wir haben das in allen drei Zuständigkeitsbereichen gemacht, und das ist normal. Ge-
schäftsprozessanalysen sind völlig normal, um zu gucken: Was läuft gut, und wo müs-
sen wir besser werden? 

Das betrifft mein Haus genauso wie d-NRW und IT.NRW, denn hier wird viel Geld 
bewegt. Das ist das Geld der Steuerzahler, was hier bewegt wird. Deswegen gucken 
wir uns Prozesse an, auch bei mir im Hause, und zwar am laufenden Meter, offen 
gesagt, weil es darum geht: Wo können wir beispielsweise durch Standardisierung und 
durch neue Technologie Mitarbeiter von Tätigkeiten und von Aufgaben entlasten? 

Ich habe Ihnen auch etwas zu den Aussagen gesagt, die mir seit Mittwoch zugeschrie-
ben werden. Ich wiederhole das noch einmal, Herr Dahm – dafür kennen wir beide uns 
eigentlich lange genug –: Ich bin gläubige Christin, und ich bin eine ziemlich aufrechte 
Christdemokratin. Sie sind ein aufrechter Sozialdemokrat, und wir tragen viel Verant-
wortung in diesem Land, jeder mit seiner Rolle, aber ich habe noch nie einen Men-
schen scheitern sehen wollen; ich wiederhole das. Ich kann das gar nicht. Ich habe 
Ihnen auch gesagt, dass weder in der Zusammenarbeit, 

(Christian Dahm [SPD] befindet sich im Gespräch. – Jochen Klenner 
[CDU]: Zuhören, Herr Dahm! Sonst verpassen Sie es wieder!) 

dass weder in meiner Zusammenarbeit mit Herrn Dr. Heinisch als Staatssekretär noch 
jetzt mit Herrn Staatssekretär Sieveke wir Menschen absetzen. Das tun wir nicht. Um 
Ihnen das auch zu sagen: Ich bin regelmäßig im Personalrat. Wir haben in neun Jahren 
keinen Vortrag dieser Art bekommen. Ich habe auch gestern im Rahmen der Bespre-
chung mit den Abteilungsleitungen gefragt: Habt ihr in den neun Jahren etwas Ver-
gleichbares gehört? – Nein. – Dafür arbeiten wir einfach viel zu eng miteinander. 

(Christian Dahm [SPD]: Es scheint alles gut zu sein!) 

– Das habe ich nicht gesagt, dass alles gut ist. Wissen Sie, was in meiner Arbeit tag-
täglich zu kurz kommt? Im tagtäglichen Doing kommt zu kurz, mal Danke zu sagen. 
Das kommt zu kurz. Trotzdem habe ich das gerade gesagt: Wir haben allein in diesem 
Jahr alles, was bis Ostern hat fertig werden müssen, hinbekommen. Das Dritte Ände-
rungsgesetz zur Bauordnung ist im Landtag. Es war ein langer Erarbeitungsprozess. 
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Die Rückmeldungen, die wir auf dieses Gesetz haben, sind, dass die Praxis sich dar-
über freut, dass wir wieder einmal solche Schritte machen. 

Ist das für Mitarbeiter einfach? Ich versuche es noch mal in größerem Bogen. Wir dis-
kutieren alle Reformagenden. Da stehen Regelungen im Raum, die historisch gewach-
sen sind, von Menschen geschrieben und von Politikern verantwortet wurden. Genau 
dieselben Menschen müssen diese Regelungen jetzt zurücknehmen. Ist es einfach? 
Nein! Gibt es Diskussionen? Ja! Gibt es auch Meinungsverschiedenheiten über die 
Richtigkeit des Weges? Natürlich! Wie in jedem Betrieb. Das ist völlig normal. 

Wir haben das Faires-Wohnen-Gesetz in der Verbändeanhörung. Es ist unsere Ant-
wort auf Missstände in Problemimmobilien, die wir landesweit in enger Zusammenar-
beit mit den Kommunen kontrollieren lassen oder die das einzeln machen. Die Rück-
meldungen sind ebenfalls sehr positiv, weil wir es als unseren Auftrag aus dem Minis-
terium begreifen, Freiheit zu verteidigen, indem wir die Freiheit schützen. 

Wir haben seit dieser Woche auch in der Verbändeanhörung – bundesweit gibt es 
dieses Gesetzesvorhaben nicht, das wir diese Woche in den Orbit gegeben haben –: 
Wir wollen im Bereich der Digitalisierung ein landesweites API-Gateway schaffen. Das 
ist bundesweit einmalig. In den IT-Planungsratsgremien wird über eine API-Förder-
strategie gesprochen. Hier wird sie umgesetzt. 

Nach Ostern kommt der NRW-Plan mit der digitalen Antragsstrecke. 

Es wird viel Arbeit investiert. Deshalb kann ich zu Recht sagen, dass ich auf das Haus, 
auf die Mitarbeiter und auch auf IT.NRW stolz bin. Bitte vergegenwärtigen Sie sich 
doch die Berichte des Rechnungshofes. Wir sind in einem Spannungsfeld, wo Öffent-
lichkeit oder Rechnungshof oder Landtag viel an Änderungen erwarten und wir gleich-
zeitig auf Prozesse Rücksicht nehmen, weil ein Veränderungsmanagement so schwie-
rig ist. Wenn wir die Ergebnisse des Performance Views, das wir von April bis Dezem-
ber 2025 durchgeführt haben – auch eine Geschäftsprozessanalyse, ein Performance 
View, wo wir stehen, wo wir hinwollen und wie wir zu einem Betrieb 2030 kommen –, 
in die Tat umsetzen, dann geht das nicht innerhalb eines Jahres. 

Der Betrieb hat zu mir gesagt: Wir werden zwei, drei Jahre brauchen, um das umzu-
setzen. – Dann habe ich gesagt: Wenn es diese Zeit braucht, dann braucht es diese 
Zeit. Dann ist das so. – Aber wir haben uns miteinander auf den Weg gemacht. Das 
Entscheidende ist doch, dass die Technik und die Digitalisierung am Ende funktionie-
ren. Umso wichtiger war es mir doch – deswegen habe ich Ihnen das auch gesagt –, mit 
dem Präsidenten Kontakt aufzunehmen, weil das gerade etwas mit beiden Institutio-
nen macht – nicht nur mit den Menschen, die diese Institutionen im Kopf führen, son-
dern weil so viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter daran hängen. Deshalb wiederhole 
ich das noch mal: In neun Jahren habe ich Vorträge dieser Art nicht bekommen. Ich 
bin manchmal zu direkt. Das weiß ich. Auch daran arbeite ich. 

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Herr Schrumpf, bitte. 

Fabian Schrumpf (CDU): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Meine Damen und Her-
ren! Herr Kollege Dahm, ich finde ganz ehrlich: Wenn man wie Sie gerade auf diesem 
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hohen Ross sitzt und mit dieser Schwere der Vorwürfe hantiert, dann ist es zumindest 
zu erwarten, dass Sie konkret zuhören, verstehen und auf das eingehen, was gesagt 
worden ist, und nicht einfach nur Ihr Drehbuch abspielen. 

(Beifall von der CDU) 

Das ist mal das Mindeste, finde ich. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, um was geht es hier eigentlich?  

(Christian Dahm [SPD]: Genau!) 

Wir alle wissen das: Ina Scharrenbach ist keine Ministerin des bequemen Stillstands. 
Sie ist eine Ministerin, die Strukturen verändert. Das haben wir gerade noch mal sehr 
eindrücklich geschildert bekommen.  

Sie formuliert Erwartungen gerade im Bereich der Digitalisierung. Dort macht sie 
Tempo, wo es über Jahre vielleicht zu bequem, zu behäbig und zu selbstzufrieden 
geworden ist. Wer so arbeitet, produziert natürlich nicht nur Beifall. Das wissen wir alle 
aus unserer politischen Tätigkeit selbst. Wer so arbeitet, produziert natürlich auch Wi-
derstand. Genau darin scheint für die SPD offenbar das eigentliche Problem zu liegen. 
Genau aus diesem Widerstand versuchen Sie, erst in den vergangenen Tagen und 
dann auch heute, durch Abspielen Ihres Drehbuchs einen Skandal zu machen. Sie 
wollen so den Eindruck erwecken, als sei aus einzelnen Vorwürfen, aus Presseberich-
ten und aus politischer Erregung längst ein fertiger Schuldspruch geworden. Sie haben 
gerade auch eine Entschuldigung gefordert. Ein Schuldspruch setzt das voraus, Herr 
Dahm. 

Genau das ist unredlich, denn zwischen Vorwurf, Verdacht und gesichertem Befund 
gibt es und muss es hier im Parlament auch einen Unterschied geben. Wer diesen 
Unterschied bewusst verwischt, betreibt keine Aufklärung, wie Sie suggerieren, son-
dern schlichtweg politische Inszenierung. 

(Beifall von der CDU) 

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Frau Ministerin? – Dann hat Frau Wendland 
das Wort. Bitte schön. 

Simone Wendland (CDU): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Frau Minis-
terin! Frau Ministerin, ich bin außerordentlich dankbar, dass Sie so umfangreich ge-
schildert haben, wie viel Sie in den vergangenen Jahren geleistet haben, aber mir geht 
es darum, die Vorgänge auch mal politisch einzuordnen, so wie bei diesem Schweizer 
Bonbon: Wer hat es eigentlich erfunden? Daran habe ich ein bisschen recherchiert. 

IT.NRW untersteht der Dienst- und Fachaufsicht des MHKBD erst seit 2022. Vorher 
unterlag es der Aufsicht des Wirtschaftsministeriums unter Minister Pinkwart. Im aktu-
ellen Bericht des Landesrechnungshofes – ich meine den Bericht über das Geschäfts-
jahr 2024, der 2025 veröffentlicht worden ist – befassen sich genau zwei Berichte mit 
der Digitalisierung und der IT der Landesregierung; einer mit dem Justizministerium 
und einer mit dem Digitalisierungsministerium von Ministerin Scharrenbach. Beide 
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Berichte des Landesrechnungshofes zeigen ein gemeinsames Grundproblem der IT-
Organisation in Nordrhein-Westfalen, nämlich parallele Strukturen in NRW, fehlende 
Steuerungsfähigkeit und mangelnde zentrale Entscheidungsbefugnisse. 

In keinem Bericht, meine Herren von der SPD, – in keinem Bericht – ist von verzöger-
ten Auftragsvergaben oder nicht erfolgten Zahlungen an IT.NRW die Rede, die hier 
auch schon mal im Raume standen. Unterzeichnet hat die Lageberichte, die diesen 
Berichten anliegen, der Präsident des Landesbetriebs NRW; nur mal so by the way. 
Es werden aber folgende politischen Entscheidungen aufgeführt, die zu kritisierten Pa-
rallelstrukturen führen – hören Sie bitte genau zu –: 

IT.NRW als zentraler IT-Dienstleister unter Beibehaltung des Ressortprinzips – ich 
weiß nicht, ob Sie sich damit befasst haben – 2001 unter SPD-geführter Landesregie-
rung; Wolfgang Clement. 

2013 die Einführung eines Chief Information Officers, CIO, nach dem E-Government-
Gesetz ohne eigene Entscheidungszuständigkeit. Hannelore Kraft war Ministerpräsi-
dentin, SPD. 

2014 die Einführung von ITD, Justizministerium, als zentralem IT-Dienstleister der Jus-
tiz. Darüber können wir sicherlich einen eigenen Ausschuss machen. 

Diese Strukturentscheidungen wurden also alle unter SPD-Regierung getroffen. 

Der Bericht des Landesrechnungshofes schildert weiter ausführlich, dass das MHKBD 
gemeinsam – „gemeinsam“ ist der Punkt – mit IT.NRW versucht, die Situation zu ver-
bessern, 2025, aber an den geschaffenen Strukturen scheitert. Es wurden Entwürfe 
von einer IT-Strategie und Governance-Strukturen erarbeitet, aber nicht beschlossen. 
Eine Reform der Gremien zur Beschleunigung von Entscheidungen scheiterte bislang. 
Vorschläge, dem CIO mehr Entscheidungskompetenz zu geben, stießen auf Wider-
stand der Ressorts, weil das unter SPD-Regierung so verankert worden ist. 

Darüber hinaus geben die öffentlich einsehbaren Jahresabschlussberichte von IT.NRW, 
die ich schon erwähnt habe, nichts dazu her, was hier vorgeworfen wird. In keinem ist 
die Rede von ausbleibenden Zahlungen durch ein Ministerium; auch das ist in der 
Presse thematisiert worden. Stattdessen sind die ausgewiesenen Forderungen gegen 
die Landesbehörden über Jahre hinweg zum Stichtag 31.12. immer etwa gleich hoch 
und bewegen sich bei einer Gesamtbilanzsumme von etwa 400 Millionen Euro im Be-
reich von rund 50 Millionen Euro. Das ändert sich auch über die Jahre hinweg nicht. 
Allein diese Zahlen zeigen doch schon, dass das Digitalministerium kein Problem von 
IT.NRW ist. 

Fazit: Es gibt in mehreren unabhängigen Berichten keinen einzigen Beleg für die Be-
hauptung, im Digitalministerium würden Vorgänge oder Zahlungen verschleppt oder 
verzögert. Stattdessen gibt es mehrere Belege dafür, dass das Ministerium gemein-
sam mit IT.NRW versucht, unter SPD-Regierung etablierte Mehrfachstrukturen und 
Zuständigkeiten abzuschaffen. Umso mehr erstaunt mich jetzt, dass sich der Präsident 
des Landesbetriebs anders äußert. Das hätte er vorher schon mal tun können, ist aber 
nicht passiert. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 17 - APr 18/1186 

Ausschuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung  27.03.2026 
59. Sitzung (Sondersitzung) (öffentlich) sv 
 
 
Zu Ihrer Forderung, es müsse ein – sagten Sie „Sonderermittler“? – Sonderermittler 
eingesetzt werden: Das kenne ich nur von der Trump’schen Regierung. Vermutlich 
versuchen Sie, hier so etwas zu implizieren. 

(Christian Dahm [SPD]: Das war Ihre Forderung aus dem Untersu-
chungsausschuss „Amri“!) 

– Nein, Trump arbeitet mit solchen Sonderermittlern erstmals unter, ich glaube, Wa-
tergate. Wir haben hier sicher kein Watergate. 

Herr Kollege Dahm, in unserem Rechtssystem ist ein Sonderermittler nicht verankert. 
Ich weiß nicht, woher Sie die Rechtsgrundlage für so was nehmen. Das können Sie ja 
gleich erzählen, wenn Sie sich noch mal melden. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, Ergänzung? – Herr Watermeier, bitte schön. 

Sebastian Watermeier (SPD): Herzlichen Dank, Frau Vorsitzende. – Ich will voraus-
schicken: Der Kollege Dahm hat schon ausgeführt, dass die Sitzung heute einen An-
lass hat, nämlich Vorgänge aufzuklären, die in den letzten zwei Wochen presseöffent-
lich geworden sind und bei denen es nicht allein um das am Mittwoch veröffentlichte 
Schreiben von Dr. Heidinger geht, wo es nicht allein um eine Berichterstattung des 
SPIEGEL, sondern inzwischen um eine Vielzahl von öffentlich gewordenen Vorgängen 
geht, in denen es einerseits um die Amtsführung der Ministerin als Chefin, als Perso-
nalverantwortliche, und andererseits um fachliche Erwägungen geht. 

Frau Ministerin, ich stelle fest: Sie haben in Ihrem Vortrag zum Vorgang „Heidinger“ 
sehr stark dementiert, und Sie haben sehr stark zu Ihrer digitalpolitischen Leistungsbi-
lanz ausgeführt. Abgesehen von dem Dementi in Richtung Heidinger ist das aus mei-
ner Sicht nicht das Thema der heutigen Sitzung. Das Thema der heutigen Sitzung ist 
die Aufklärung von Vorwürfen, mit denen dieser Ausschuss als zuständiger Fachaus-
schuss des Landtags befasst ist. Ich möchte Ihnen deshalb einige Fragen stellen. 

DER SPIEGEL hat in seiner Berichterstattung über ein zweiseitiges Schreiben, das im 
Büro des Chefs der Staatskanzlei liege und zentrale Vorwürfe und Beschwerden ge-
gen Ihre Amtsführung auflisten würde, berichtet. Ist Ihnen dieses Schreiben bekannt? 
Hat es dazu seitens der Staatskanzlei ein Gespräch mit Ihnen gegeben? Kennen Sie 
die Vorwürfe aus dem Papier im Einzelnen? Wie bewerten Sie diese Vorwürfe? Wie 
erklären Sie sich die in dem Papier geäußerten Vorwürfe im Kontext anderer, weiterer 
validierter Beschwerdeschreiben an die Staatskanzlei? – Herzlichen Dank. 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte schön. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Wir haben 
eine Kleine Anfrage gehabt – ich habe jetzt aber die Nummer leider nicht parat –, wo 
ein Schreiben der Arbeitsgemeinschaft der Hauptpersonalräte benannt wird, das Sie 
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als SPD offenkundig kannten und kennen, das im März 2024 an die Staatskanzlei ge-
gangen ist und von dort aus beantwortet wurde. Das ist das eine. 

Die Inhalte aus Januar 2025 oder auch aus einem Schreiben von Herrn Dr. Heidinger 
aus Dezember stimmen wir ab. Wir sind in einem dauernden Dialog über Digitalisie-
rung und Informationssicherheit. Sehen Sie es mir nach. Wir bekommen auch Hin-
weise von Vertragsnehmern von IT.NRW, die uns bitten, mit IT.NRW zu sprechen, um 
Dinge zu lösen, um Knoten zu lösen. Es gibt ganz viele Hinweise, die wir aus dieser 
Richtung bekommen. 

Ich kenne den Hauptpersonalrat aus dem Innenministerium nicht – um den geht es ja 
wohl –, der im Januar 2025 etwas getan hat. Ich kenne ihn nicht. Ich habe aus den 
Medien erfahren, dass es ein Sozialdemokrat ist. Ich habe aus den Medien erfahren, 
dass es ein Hauptpersonalrat eines anderen Ressorts ist. 

Du warst bei den AG-HPR-Sitzungen, ne? 

(StS Daniel Sieveke [MHKBD]: Ja, bei einer!) 

– Bei einer. Der Staatssekretär als CIO war bei einer der AG-HPR-Sitzungen. Wir ste-
hen mit den HPR und den Personalräten in einem Dauerdialog. Wir sind gerade dabei, 
über NRW.Genius, die landeseigene KI-Verwaltungsapplikation, zu diskutieren: Wie 
kriegen wir mehr als 10.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diese KI-Applikation? 
Das sind schwierige Gespräche, die mein Haus gerade führt. Wahrscheinlich wird es 
ein landesweiter Pilot, weil wir das mit dem Personalrat anders nicht aufgelöst bekom-
men. 

Wir verstehen Ihren Ansatzpunkt nicht. Es gibt Menschen, die Fragen haben, und Fra-
gen werden beantwortet. Das tun wir. Das tun wir jeden Tag, so auch in den Fällen. 
Das Schreiben oder – besser gesagt – die E-Mail vom Präsidenten, die Sie gerade 
benannt haben, die am Mittwoch an Herrn Staatssekretär gesandt wurde, der den gan-
zen Tag nicht in Düsseldorf war, der mich bei der KommDIGITALE vertreten hat; da 
haben wir gesagt, weil ich die Vereinbarung „erst intern, dann extern“ mit dem Perso-
nalrat habe: „Diese E-Mail wird zuerst beantwortet, bevor der WDR seine Fragen, die 
irgendwie einen Zusammenhang mit diesem Schreiben haben, beantwortet bekommt“, 
und eine klare Reihenfolge der Antwort miteinander verständigt. 

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Frau Freimuth, bitte. 

Angela Freimuth (FDP): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Frau Ministerin! Es sind hier in der letzten Stunde ganz verschiedene Themen-
komplexe angesprochen worden. Ich will mal mit den Sachen anfangen, die vielleicht, 
glaube ich, für das Land letztlich von entscheidender Bedeutung sind. Dass wir Digi-
talisierung in den Dienst der Menschen stellen, ist nicht nur eine Erkenntnis dieser 
Parlamentsmehrheit, sondern das fand sich schon in der Digitalstrategie der letzten 
Legislaturperiode wieder. Ich würde mal vermuten: Wahrscheinlich wird das auch ein 
Element aller anderen Digitalstrategien sein, die es in der Republik geben wird. Alles 
andere wäre, glaube ich, komisch. Dass wir dort vor großen Herausforderungen 
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stehen, um genau mit der Geschwindigkeit Schritt zu halten, ist sicherlich eine Her-
ausforderung, die wir immer wieder sehen. 

Frau Ministerin, Sie haben das Tempo angesprochen. Das Ressortprinzip wurde ge-
rade von der Kollegin noch mal ausgeführt. Ich habe das, weil ich den Themenbereich 
„Digitalisierung“ erst seit dieser Legislatur bearbeite, mal ein bisschen nachgelesen 
und auch mal mit den Kollegen, die das früher gemacht haben, besprochen. Das ist 
ein Thema, das uns schon sehr lange beschäftigt. Deswegen – Sie waren so freund-
lich, darauf hinzuweisen, dass es dazu eine ganze Reihe von Nachfragen auch meiner 
Fraktion gab – wünschen wir uns an der Stelle, dass hier tatsächlich endlich mal Fort-
schritte sichtbar und erkennbar werden. 

Auch die Frage der unterschiedlichen Strategien fragen wir insbesondere aufgrund 
von öffentlichen Ankündigungen in diesem Ausschuss immer wieder nach, in Teilen 
auch plenar. Es wird Sie nicht verwundern: Mir geht das alles deutlich zu langsam, 
auch wenn ich immer wieder den Hinweis darauf bekomme, dass offensichtlich Vorar-
beiten nicht so waren. Sie haben Bilder von Schaufenstern und Ladenlokalen bemüht. 
An der Stelle muss ich sagen: Ich würde mir sehr wünschen, dass Sie Ihren eigenen 
Maßstäben entsprechen und die Ankündigungen mit den entsprechenden Inhalten tat-
sächlich sichtbar würden. 

Das ist der eine Teil, vor dem es natürlich umso mehr wundert, wenn bei den Vorwür-
fen, die im Raum stehen und die in der Tat schwer wiegen, die Frage aufkommt, ob es 
durch Verhalten in dem von Ihnen zu verantwortenden Ministerium oder auch in der 
Landesregierung, die das für sich als Gesamtaufgabe definiert hat – dafür trägt in der 
Tat der Ministerpräsident die Gesamtverantwortlichkeit –, durch Fehler in der Organi-
sation dazu kommt, dass zum Beispiel Aufträge nicht vergeben werden können und 
Rechnungen nicht bezahlt werden. Da kann sicherlich immer wieder mal irgendwo et-
was vorkommen – manchmal muss noch etwas geprüft werden –, aber das sind je-
denfalls Vorwürfe massiver Art, die hier im Raum stehen und die verbunden werden, 
dass notwendige Prozesse, die wir alle als notwendig für die digitale Transformation 
erachten, dadurch verlangsamt und erschwert werden. Deswegen würde ich hierzu 
einmal die Bitte äußern, dass Sie zu diesen inhaltlichen Vorwürfen Stellung nehmen. 

Der zweite Teil ist – Sie haben es angesprochen – die Frage der Wertschätzung, die 
Frage der Fachkräfte. Gerade im IT-Bereich wissen wir alle, dass wir dort vor großen 
Herausforderungen stehen, weil es gar nicht so viele Fachkräfte gibt, die wir eigentlich 
bräuchten, um diese ganzen Prozesse aufzusetzen. Deswegen ist es gerade für die 
Mitarbeitenden umso wichtiger, dass es eine wertschätzende Führungskultur und eine 
wertschätzende Arbeitskultur auch in einem Ministerium, auch in öffentlichen Betrie-
ben und darüber hinaus natürlich in der Gesellschaft gibt. 

Ich will einfach nur die Maßstäbe in Erinnerung rufen, die die Landesregierung für sich 
selbst erklärt hat. Letzte Woche noch hatten wir in der Parlamentsdebatte die Gele-
genheit dazu, Ihrem Kabinettskollegen zuzuhören, der ausführte – ich darf aus dem 
Protokoll zitieren –: 
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„Deswegen werbe ich so sehr dafür, dass wir auch auf der Arbeit wissen, 
dass es um Menschen geht und dass die Arbeit menschengerecht sein 
muss. Das ist eine wichtige Aufgabe für Führungskräfte […].“ 

So Minister Laumann in der Plenardebatte am 19. März. 

Frau Ministerin, vor dem Hintergrund solcher Vorwürfe, die erhoben wurden, nicht nur 
in dem Schreiben vom Präsidenten IT.NRW, das Sie angesprochen haben, sondern 
offensichtlich liegen der Berichterstattung weitere Vorwürfe vor, ist es das Mindeste, 
dass das eigene Verhalten reflektiert und gegebenenfalls korrigiert wird. Hier haben 
Sie gesagt, dass Sie das tun. Die Frage wird letztlich sein, welche Konsequenzen dann 
daraus gezogen werden. 

Eines ist jedenfalls für mich klar: Gerade in dem Bereich „IT“ können wir Fachkräfte 
oftmals nicht mit den Rahmenbedingungen locken, die sie in der privaten Wirtschaft 
finden können. Aber bei dem, was spannende Aufgaben und eine wertschätzende Kul-
tur ausmachen, können wir gerade nach den Maßstäben, die diese Landesregierung 
sich selbst gibt, offensichtlich noch um einiges besser werden. Die Vorwürfe jedenfalls 
wiegen schwer. 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte schön. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Vielen 
Dank, Frau Abgeordnete Freimuth. Bitte verstehen Sie das nicht falsch, wenn ich das 
wie folgt verstanden habe. Ich habe es so verstanden: Wir sollen den Druck weiter 
erhöhen. Die öffentliche Berichterstattung dreht sich um zu viel Druck. Das ist heraus-
fordernd. Deshalb habe ich Ihnen das hier schon mehrfach gesagt: Es gibt Erwartungs-
haltungen, die Sie haben und die Sie und das Parlament natürlich haben dürfen, was 
Schnelligkeiten angeht; genauso wie andere auch. 

Auf der anderen Seite aber muss das umgesetzt werden können. Nehmen Sie, wenn 
Sie das gestatten: Wir haben Ihnen am 5. März das Nordrhein-Westfalen-Portal als 
Pilot vorgestellt. Das so zu bauen, hat erhebliche Zeit in Anspruch genommen, weil 
dahinter eine Architektur liegt, die geändert werden muss. 

Ich habe mit der Staatssekretärin im Bundesdigitalministerium gesprochen und gesagt: 
Wir haben so viele Portale. Kein Mensch weiß mehr, wo er gucken muss, um noch 
etwas zu finden. Wir machen eine neue Portalstrategie. Wir machen eine Portalkon-
solidierung. – Da wird nach außen ein neues Nordrhein-Westfalen-Portal stehen, also 
One-Stop-Shop. Dahinter haben wir eine Architektur. Jetzt konnten wir Ihnen das vor-
stellen, weil es jetzt vorstellungsfähig ist. Das ist bei den anderen Projekten, die wir 
Ihnen hier vorstellen oder wo wir Ihnen Sachstandsmitteilungen geben, nicht anders. 

Wenn wir zum Beispiel bei der Digitalisierung der Ausländerbehörden sind, wo das 
Land, die Bezirksregierungen und die Kommunen betroffen sind, dann haben wir zu-
nehmend die neue Herausforderung, dass bestimmte Datenzugriffe nur über eine Infra-
struktur erfolgen dürfen, die nur für den Dienstgebrauch bestimmt ist: VS-NfD. Wir ha-
ben diese Geräte in den Kommunen aber nicht. Deswegen gibt es dann eine Neben-
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entwicklung im Zuge eines Prozesses „Digitalisierung der Ausländerbehörden“, der da 
lautet: Beschaffe VS-NfD-Infrastruktur. Schaffe einen Rahmenvertrag. 

Dann ergeben sich aus diesem Prozess, weil wir das nicht nur für die Kommunen, 
sondern auch für die Landesverwaltung beschaffen wollen, weil das mindestens für 
die Polizei und für die Justiz relevant ist, die Anforderungen aus den anderen Ressorts, 
die sagen: Wir hätten aber ganz gerne eine VS-NfD-Cloud-Infrastruktur. – Dann wird 
in den Gremien darüber gesprochen, und man verständigt sich darauf, dass IT.NRW 
den Prüfauftrag bekommt, zu gucken, ob und inwieweit das Land Nordrhein-Westfalen, 
der IT-Betrieb, selbst eine VS-NfD-Cloud-Infrastruktur aufbauen kann, weil wir das zu-
sammen tun. Das ist die Besonderheit, die wir hier haben. 

Ich glaube, zumindest wir beide persönlich haben eine Sichtweise auf Herangehens-
weisen. Normalerweise neigen wir immer dazu, erst alle möglichen Pläne fertig zu ma-
chen. Das ist ja das, was Deutschland in Teilen lähmt: Pläne, Pläne, Pläne. Wenn wir 
warten würden, bis alle Pläne mit jeder Verästelung einer Auswirkung fertig sind, sind 
diese Pläne historisch. Wir machen uns gemeinsam mit dem IT-Betrieb auf den Weg. 
Deswegen ist mir der persönliche Austausch mit dem Präsidenten wichtig, weil man 
das ein oder andere, vielleicht aus einem anders aufgefassten Wort oder aus einem 
anderen aufgefassten Blick meinerseits – Sie wissen, dass ich immer kritisch gucke –, 
falsch verstehen kann, falsch verstanden oder anders verinnerlicht hat. Nur sehen wir 
die Fortschritte, die die Landes-IT macht. Sonst könnten wir Ihnen gar keine Berichte 
vorlegen. Die saugen wir uns ja nicht aus den Fingern. 

Einen Prozess habe ich noch gar nicht angesprochen.  

Dann würde ich gleich einmal den Staatssekretär bitten, etwas zu sagen.  

(Ministerin Ina Scharrenbach [MHKBD] erhält einen Hinweis von der 
Vorsitzenden Ellen Stock.) 

– Dann würde ich die Frau Vorsitzende gleich bitten, einmal dem Staatssekretär und 
dann einmal meiner Zentralabteilungsleitung Frau Evers das Wort zu geben, was das 
Thema „Prüfprozesse“ angeht. 

Vorsitzende Ellen Stock: Nur der Staatssekretär. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Hm? 

Vorsitzende Ellen Stock: Nur der Staatssekretär. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Bitte? 

Vorsitzende Ellen Stock: Nur der Staatssekretär. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Darf reden? 
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Vorsitzende Ellen Stock: Ja. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Sonst keiner? 

Vorsitzende Ellen Stock: Nein. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Warum das denn? 

Vorsitzende Ellen Stock: Weil ich das so festlege. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Ach, Sie legen das so fest, dass keiner re-
den darf? 

Vorsitzende Ellen Stock: Mhm. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Okay. 

(Zurufe von der CDU) 

Vorsitzende Ellen Stock: Das war jetzt intern. Das machen wir gleich. 

(Zurufe von der CDU: Warum denn?) 

Frau Ministerin, bitte. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Ja, das müssten Sie dann gleich klären. 

(Unruhe) 

Warum ich auf das Wissen meines Hauses nicht zugreifen darf, ist mir offen gesagt 
ein Rätsel, aber nun gut. 

(Zuruf von der CDU: Das gibt’s doch gar nicht!) 

Zum Thema … 

(StS Daniel Sieveke [MHKBD]: Soll ich jetzt?) 

– Nee. 

… „Ressortprinzip“: Wir haben … Wenn Sie die Bildung der Bundesregierung nehmen, 
wo … Mit dem neuen Bundesministerium für Digitalisierung und Staatsmodernisierung 
ist das Ressortprinzip durchbrochen worden. Die Bundesregierung hat sich im Rah-
men der gemeinsamen Geschäftsordnung anders aufgestellt; das ist richtig. In einer 
laufenden Periode kriegen Sie die gemeinsame Geschäftsordnung in solch einem 
Punkt – Frau Wendland hat das gerade mal gesagt –, dieses Ressortprinzip, das in 
Nordrhein-Westfalen im Zuge der Digitalisierung schon sehr lange gilt, nicht einfach 
so geändert. Deswegen haben wir beispielsweise dem Rechnungshof auf seine Frage, 
wie man das lösen könnte, zurückgemeldet, dass bei einer nächsten Regierungsbildung 
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die gemeinsame Geschäftsordnung so geändert wird, wie das idealerweise beim Bun-
desministerium für Digitalisierung und Staatsmodernisierung gelungen ist. Auch in an-
deren Bundesländern haben wir Herausforderungen, was das Thema „Ressortprinzip“ 
angeht. Es ist an dieser Stelle kein nordrhein-westfälisches Spezifikum. 

Sie haben die IT-Fachkräfte angesprochen. Wir haben – übrigens auch eine Änderung; 
eine sehr frühe Entscheidung unsererseits – … Nordrhein-Westfalen unter meinem 
Amtsvorgänger für Digitalisierung hat die Einrichtung einer Digitalministerkonferenz 
nicht unterstützt. Es gab zwei Entscheidungen, die wir sehr früh getroffen haben, zum 
einen aus dem Servicekonto.NRW auszusteigen und uns zur BundID als zentralem 
Zugang hinzuwenden, weil wir gesagt haben: Wenn wir die Standardisierung als not-
wendige Voraussetzung der Digitalisierung sehen, dann müssen wir als Land Nord-
rhein-Westfalen entsprechend vorangehen. 

Wir haben uns dazu entschieden, das eigene Servicekonto in Nordrhein-Westfalen 
zugunsten der Bundeslösung aufzugeben. Dieser Prozess in der Umstellung hat un-
gefähr zwei Jahre gedauert, weil so viel an Fachportalen, Technik und Veränderungs-
prozess da dranhängt. Wir haben das auf den Weg gebracht. Andere sind in diesem 
Punkt noch nicht so weit wie wir. 

Im Zuge der Digitalministerkonferenz, deren Einrichtung ich von Beginn an unterstützt 
habe, ging es zum Beispiel auch um eine IT-Fachkräftekampagne, weil wir in allen 
Bundesländern die Herausforderung haben, IT-Fachkräfte zu finden und zu suchen. 
Das Tarifgefüge des öffentlichen Dienstes ist in Verbindung mit der Aufgabe heraus-
fordernd. Deswegen gibt es hier einen Prozess, der sich auch in der Digitalminister-
konferenz bewegt und befindet. 

Zum Prüfprozess. Ach so: Hören darf ich aber, was meine Mitarbeiterin sagt, oder auch 
nicht? 

Vorsitzende Ellen Stock: Auch nicht. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Darf ich auch nicht? 

Vorsitzende Ellen Stock: Das dürfen Sie. Sie dürfen sich hier absprechen, aber das 
Wort erteile ich, und zwar nicht Ihren Mitarbeitern, sondern nur Ihnen beiden. 

(Fabian Schrumpf [CDU]: Zur Geschäftsordnung, Frau Vorsitzende!) 

– Herr Schrumpf, einmal zur Geschäftsordnung. 

Fabian Schrumpf (CDU): Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Da es 
doch sehr ungewöhnlich ist, dass nicht auch Mitarbeiter der Landesregierung auf fach-
liche Fragen antworten können und dass die Vorsitzende es ablehnt, das Wort zu er-
teilen, bitte ich stattdessen um Abstimmung des Ausschusses, ob Rederecht erteilt 
wird. – Danke. 

(Christian Dahm [SPD]: Wir sind nicht im Untersuchungsausschuss! – 
Zuruf von der CDU: Sie wollen keine Inhalte hören!) 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 24 - APr 18/1186 

Ausschuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung  27.03.2026 
59. Sitzung (Sondersitzung) (öffentlich) sv 
 
 
Vorsitzende Ellen Stock: Es muss abgestimmt werden. – Auch zur Geschäftsord-
nung. Dann bitte schön. 

Sebastian Watermeier (SPD): Herzlichen Dank, Frau Vorsitzende. – Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen der regierungstragenden Fraktionen, ich möchte darauf hin-
weisen: Ich habe von Ihnen in dieser Sitzung noch keine einzige Frage, die zur Auf-
klärung der Vorwürfe in Richtung der Ministerin beiträgt, gehört. 

(Zurufe von der CDU: Zur Geschäftsordnung!) 

Ich möchte ausdrücklich darauf hinweisen: Sitzungsgegenstand sind die Vorwürfe ge-
gen die Ministerin, ihr Führungsverhalten und ihre Fachaufsicht über den Bereich „Di-
gitalisierung“. 

(Fabian Schrumpf [CDU]: Frau Vorsitzende, das ist keine Ausführung 
zur Geschäftsordnung!) 

Mir ist völlig schleierhaft, welche Ausführungen Ministeriumsmitarbeiter dazu machen 
sollen. Deshalb werden wir dagegen stimmen, Ministeriumsmitarbeiter in diese Aus-
sprache miteinzubeziehen. 

(Zurufe von der CDU) 

Die korrekte, angesprochene Ebene sind die Ministerin und ihr Staatssekretär. 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Freimuth, bitte schön. 

Angela Freimuth (FDP): Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe, 
beruhend auf der Berichterstattung der Medien, die heute Gegenstand dieser Sonder-
sitzung ist, ganz konkrete Fragen gestellt. Ich will ausdrücklich sagen: Mir ist an der 
Beantwortung der Fragen gelegen. Wenn Frau Ministerin dafür auf den Sachverstand 
ihres Hauses zurückgreifen will, habe ich jedenfalls in meiner parlamentarischen Tä-
tigkeit, soweit mir erinnerlich ist, immer die Möglichkeit gesehen, dass Minister sich mit 
der Fachkompetenz ihres Hauses beraten konnten. 

Wenn es zur Abstimmung kommt, will ich an der Stelle nur sagen: Ich werde dafür 
stimmen, dass Frau Ministerin sich zur Klärung dieser ganz konkreten Sachverhalte 
mit ihrem Haus abstimmen und das Wort an eine Mitarbeiterin abgeben darf. 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Eisentraut, bitte. 

Julia Eisentraut (GRÜNE): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Auch wir werden natür-
lich für das Rederecht stimmen. Wer schon länger im Ausschuss ist, weiß, dass es ein 
einmaliger Vorgang ist, das Wort entsprechend nicht zu erteilen. Ich bin davon auch 
überrascht, weil die SPD selbst in allen ihren Fragen auch Fragen zur Digitalisierung 
in Nordrhein-Westfalen gestellt hat und in ihrer Beantragung explizit auf den Stand der 
Digitalisierung in Nordrhein-Westfalen verwiesen hat. Hier das Rederecht nicht zu er-
lauben, erscheint mir in diesem Sinne absolut nicht zweckmäßig. Deshalb werden wir 
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natürlich absolut dafür stimmen, dass auch die Fachebene zu Wort kommt. – Danke 
schön. 

Vorsitzende Ellen Stock: Weitere Wortmeldungen zu dem Geschäftsordnungsantrag 
sehe ich jetzt nicht.  

Dann komme ich zur Abstimmung. Wer ist dafür, dem Antrag der CDU stattzugeben? – 
Das sind die CDU, die AfD, Bündnis 90/Die Grünen und die FDP. Wer ist dagegen? – 
Das ist die SPD. Dann ist dem stattgegeben. 

(Fabian Schrumpf [CDU]: Wirklich armselig!) 

So, bitte schön, Frau Ministerin. Sind Sie in Ihren Ausführungen soweit fertig gewe-
sen? Oder möchten Sie … 

(Zurufe) 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Es wäre mein Wunsch, dass Herr Staats-
sekretär noch etwas sagen darf. 

Vorsitzende Ellen Stock: Gut. – Herr Staatssekretär Sieveke, bitte schön. 

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Abgeordnete! Es ist 
eben dazu gefragt worden, was in den letzten Tagen … Es wurde auf die mediale 
Berichterstattung hingewiesen. Es ist eben zu Recht wahrgenommen worden, welch 
hohen qualitativen Einsatz die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den letzten Jahren 
in diesem Haus oder auch in anderen Häusern geleistet haben. Als Staatssekretär ist 
es Aufgabe, immer wieder Gespräche mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu führen, 
sie – auch in den letzten Tagen – zu intensivieren und auch das Gespräch mit der 
Ministerin, das wir immer geführt haben, weiterzuführen. 

Eines ist mir dabei sichtbar immer wieder bewusst geworden – entschuldigen Sie bitte, 
dass ich ein wenig angepackt bin –: Zu dem, was ich gesagt habe, stehe ich. Dieses 
Wort ist mir in diesen letzten Tagen immer wieder nicht nur zu Ohren gekommen, son-
dern ich habe in ein Gesicht geguckt. Das, was ich gesagt habe, habe ich gesagt, und 
dazu stehe ich. Deswegen bitte ich, zur Kenntnis zu nehmen, dass die Ministerin sich 
öffentlich zu den Vorwürfen geäußert hat und eben hier ausgeführt hat: intern vor ex-
tern. – Nicht intern hinter verschlossenen Türen ist gemeint, sondern intern mit den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung, die hoffentlich dieser Sitzung im Stream beiwohnen können. 

In den letzten Tagen wurden intensivste Gespräche geführt, als das, was die Ministerin 
angekündigt hat, in die Umsetzung zu gelangen; ob es ein anonymes Tool ist, wo Mit-
arbeitende des Hauses sich nicht nur kurzfristig, sondern auf Dauer angelegt melden 
können, die Klausurtagung, für die wir als Basis weitere Hinweise benötigen, wo Mit-
arbeitende des Hauses sich nicht mitgenommen gefühlt haben, Druck verspüren, bis 
hin: An wen kann ich mich eigentlich wenden? Zusätzlich eine Mitarbeitendenversamm-
lung, in der die Ministerin Stellung nimmt. 
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Warum erwähne ich das an dieser Stelle noch einmal? Ich will Ihnen damit verdeutli-
chen, dass es sich um einen Prozess handelt, weil eben gesagt wurde: Es fehlt an 
Glaubwürdigkeit. – Wenn ich an der Glaubwürdigkeit davon zweifeln würde, was in 
den letzten Tagen öffentlich sowohl den Mitarbeitenden des MHKBD als auch der Öf-
fentlichkeit durch die Ministerin mitgeteilt wurde, dann würden Sie mich hier zerknirscht 
sehen. Aber an dieser Glaubwürdigkeit … Diesen Weg, den wir gemeinsam für die 
Mitarbeitenden im Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung und 
darüber hinaus gehen wollen, wollen wir ernsthaft für die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im MHKBD gehen. Das ist mir an dieser Stelle besonders wichtig, weil Sie eben 
mehrmals öffentliche Berichterstattungen und auch Mails angesprochen haben. 

Die Fragen hier kann ich Ihnen zum Teil gar nicht beantworten – nicht nur, weil es eine 
Vereinbarung mit dem Personalrat des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau 
und Digitalisierung gibt, sondern weil es auch Persönlichkeitsschutz, beamtenrechtli-
chen Schutz und dergleichen gibt. 

(Christian Dahm [SPD]: Das ist interessant!) 

Wenn ich eine Mail erhalte, die Sie eben zitiert haben, ich beispielsweise auf Veran-
staltungen in Nordrhein-Westfalen unterwegs bin, gefragt werde, ob ich etwas zu den 
WDR-Fragen beantworten kann, und sie deckungsgleich sind mit …, dann darf das 
jeder von Ihnen bewerten. Wir bleiben aber dabei: Wir werden die Fragen beantworten. 
Ich werde die Fragen beantworten, aber an den Fragesteller, so wie er mir das mitge-
teilt hat, auf dem Weg. Es war mir aber wichtig, dass die öffentlich mitgeteilten Wege 
und Punkte unmittelbar und in einer Schnelligkeit angegangen wurden; auch hier der 
Dank an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die dabei unterstützen, diesen Weg vorbe-
reiten und gehen. – Vielen Dank. 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Evers, bitte schön. 

MDgt’in Melanie Evers (MHKBD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Sehr geehrte 
Abgeordnete! Frau Ministerin! Herr Staatssekretär! Zum Thema „Rechnungen“ habe 
ich den Wunsch von der Ministerin bekommen, einmal eine Stellungnahme dazu ab-
zugeben. Das möchte ich sehr gerne tun, weil in meiner Zentralabteilung neben den 
internen Aufgaben für das Ressort auch die Dienstaufsicht über den Landesbetrieb 
angesiedelt ist. Die Dienstaufsicht umfasst unter anderem natürlich auch das Thema 
der Gelder und der Rechnungen für den Landesbetrieb. Das heißt: Ist der Landesbe-
trieb für seine Projekte bis hin zum BdH auskömmlich finanziert? Ja oder nein? 

Das Thema der Rechnungen sind wir intensiv angegangen, Dienstaufsicht und BdH 
zusammen, weil es einen schon vor längerer Zeit veröffentlichten Bericht des Landes-
rechnungshofes aus dem Jahre 2019 zur Wirtschaftsführung des Landesbetriebes gibt. 
Darin sind verschiedene Aspekte, unter anderem die Themen „Wagnisse“ und „Gelder 
für Forschung und Entwicklung“. Diese Gelder sind teilweise eingesetzt worden, um 
Rechnungen seitens des Landesrechnungshofes zu bezahlen. Dieser Thematik habe 
ich mich, als ich diese Aufgabe im September 2024 übernommen habe, angenommen, 
genauer geprüft, warum dem so ist, und mich auch mit dem Landesbetrieb ins Benehmen 
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gesetzt: Was ist da an Rechnungen? Was für Verträge sind dahinter? Warum sind da 
Dinge entsprechend bezahlt oder nicht bezahlt worden? 

Die Gesamtauseinandersetzung ist natürlich ein langwieriger Prozess. Sie müssen 
verstehen: Wenn man Verträge für IT schließt, auch für IT-Dienstleistungen, auch mit 
dem Landesbetrieb, kann es schon mal langwieriger dauern, bis man genau auf den 
Punkt kommt, was alles vom Landesbetrieb und in welcher Form es gemacht werden 
soll, damit sowohl Inhalte, Technik und sonstige Dinge stimmen. Natürlich sind dafür 
auch Ressortabstimmungen notwendig. Dann dauert es auch mal, wenn Dienstleis-
tungsverträge nicht geschlossen werden. Das heißt aber nicht, dass IT.NRW nicht 
schon für das Land arbeitet, denn der Landesbetrieb ist intensiv daran, Digitalisierung 
für das Land mit uns gemeinsam voranzubringen. 

Dann entstehen Kosten beim Landesbetrieb. Um diese abzudecken, haben wir an der 
Stelle einen vernünftigen und geordneten Prozess aufgesetzt. Wir sind in enger Ab-
stimmung, wenn bestimmte Produkte anfallen. Wir sind auch in enger Abstimmung, 
wenn bestimmte Kosten anfallen, sei es für Personal oder für externe Dienstleister, die 
beim Landesbetrieb eingesetzt werden. Um das abzudecken, haben wir insbesondere 
im Jour fixe mit der Hausleitung unseres Hauses und des Landesbetriebes immer eine 
regelmäßige Aufstellung: Über welche Verträge reden wir? Über welche Forderungen 
reden wir? Über welche Rechnungen reden wir? Die werden durchgesprochen. Das 
wird geklärt. Es wird auch festgelegt, wie bezahlt und wann bezahlt wird, sodass wir in 
der Gesamtbilanz immer sauber sind. 

Die Kollegin von der CDU hat es ausgeführt: Wir haben kein Problem mit Rechnungen.

Ich bin auch im intensiven Austausch – im Moment nicht mit Herrn Dr. Heidinger, son-
dern mit dem Vizepräsidenten Herrn Dr. Weckendrup und der Zentralabteilungsleiterin 
Frau Dr. Wellmeyer und dem BdH von IT.NRW –, um diese Thematik eng zu begleiten 
und auch Rechnungen rechtzeitig so zu bezahlen, dass der Landesbetrieb auch weiter 
dienstleistungsfähig bleibt. Danke.  

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank, Frau Evers. – Herr Clemens, bitte.  

Carlo Clemens (AfD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Sehr geehrte Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Ministerin! Ich bedanke mich zunächst für Ihre Ausführun-
gen, die in ihrer Fülle im Nachgang im Detail noch ausgewertet werden müssen. Die 
nicht zuletzt eklatanten Vorwürfe des Präsidenten von IT.NRW stehen im Raum. Ich 
hätte zu Beginn direkt eine Nachfrage zu Ihren Ausführungen zu Beginn der Sitzung.  

Sie führten aus, dass Sie am Mittwoch versucht hätten, Herrn Dr. Heidinger telefonisch 
zu erreichen. Er war für Sie nicht erreichbar, und daraufhin hätten Sie eine E-Mail an 
ihn geschickt mit der Bitte um einen persönlichen Austausch. Sie haben nicht weiter 
ausgeführt – mit Stand heute –, ob diese E-Mail beantwortet wurde, ob ein Gesprächs-
kanal wieder aufgenommen wurde und welche weiteren Maßnahmen und Schritte Sie 
weiter einleiten wollen, um wieder Gesprächskanäle mit dem Präsidenten von IT.NRW 
aufzubauen.  
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Der zweite Komplex, zu dem ich eine konkrete Nachfrage hätte oder der auch mehrere 
Nachfragen betrifft, sind die von Ihnen als regulär eingeordnete Geschäftsprozessana-
lysen, wie Sie das nannten. Die Einsetzung einer externen privaten Großkanzlei zur 
Überprüfung einer Landesbehörde ist kostenintensiv und unüblich, weshalb nicht zuletzt 
der Vorwurf der Steuergeldverschwendung im Raum steht. Es muss sachlich geklärt 
werden, ob dieses Vorgehen einer notwendigen Prozessoptimierung diente oder, wie 
von Beamten vermutet oder kolportiert wird, primär das Ziel verfolgt wurde, gezielt be-
lastendes Material gegen eine Personalie zu sammeln.  

Zudem wurde ebenfalls in den Raum gestellt – das sind die Vorwürfe, die kolportiert 
wurden –, dass diese Prüfung die Vergabestelle von IT.NRW für Monate lahmlegte. 
Daher meine Frage: Aus welchen konkreten sachlichen Gründen wurde eine private 
Großkanzlei für rund 282.000 Euro mit der neunmonatigen Überprüfung der Vergabe-
verfahren bei IT.NRW beauftragt, anstatt hierfür die etablierte landeseigene Innenre-
vision zu nutzen? Hierzu auch die weitere Nachfrage: Nach welchen konkreten Aus-
wahlkriterien und in welchem Vergabeverfahren wurde gerade die Kanzlei Heuking für 
die Prüfung der Vergabestelle bei IT.NRW ausgewählt? 

Vielen Dank.  

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Frau Ministerin, bitte schön.  

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Sehr ge-
ehrter Abgeordneter, auf meine E-Mail an den Präsidenten von IT.NRW kam eine 
Rückmeldung seitens des persönlichen Referenten von ihm mit dem Vorschlag eines 
Telefonats am Wochenende. Daraufhin haben wir wieder zurückgemeldet, dass ich 
ihn habe anrufen wollen, um mit ihm einen persönlichen Austausch zu verständigen, 
und dass es auch unsere Bitte ist, einen persönlichen Austausch zu führen. Wir haben 
für die kommende Woche zwei Termine vorgeschlagen. Ich weiß jetzt noch nicht, ob 
wir darauf wieder eine Rückmeldung haben, weil ich, wie Sie sehen, kein IT-Gerät 
offen habe.  

Was das Thema „Geschäftsprozessanalyse“ angeht: Auswahlvergabeprozess und Ver-
gleichbares, müsste – Frau Vorsitzende, wenn Sie gestatten würden – bitte die Zentralab-
teilung – auch wenn Sie mir das nicht glauben; ich kenne nicht jeden Vorgang –, die zugleich 
Dienstaufsicht über den Fachbetrieb, über den Landesbetrieb hat, noch einmal ausführen 
dürfen.  

Vorsitzende Ellen Stock: Bitte, Frau Evers. 

MDgt’in Melanie Evers (MHKBD): Vielen Dank. – Ich beantworte die Frage sehr 
gerne. Wenn es um das Thema des Vertrags – ich fange von hinten an – geht, denn 
das ist der Ausgangspunkt gewesen, habe ich auf einen Rechtsberatungsvertrag, der 
in unserem Haus besteht, Bezug genommen. Daraufhin habe ich die Leistungen her-
ausgezogen und die Anwaltskanzlei beauftragt. Das ist eine Kanzlei, die sich auf 
Vergaberecht spezialisiert hat.  

Diese Kanzlei habe ich dazugezogen, weil ich in der Dienstaufsicht zu diesem Zeit-
punkt – das wird im Moment gerade verändert – eine halbe Stelle gD gehabt habe, 
zuzüglich der Aufgaben, die ich noch in Vertretung für den Abteilungsleiter gemacht 
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habe, der langfristig erkrankt gewesen war. Das heißt, wir brauchten Unterstützung, 
um uns dem Thema der Vergabe zu nähern.  

Wie die Ministerin bereits ausgeführt hat, haben wir das nicht nur bei IT.NRW gemacht. 
Wir haben das bei d-NRW gemacht, wir haben das in unserem Hause gemacht, und 
ich habe das auch rückwirkend auf einige Zeit hin gemacht. Ich habe mir die zum Bei-
spiel bei uns im Hause über fünf Jahre angesehen.  

Das heißt, es braucht alles auch Zeit und Fachkompetenz, in diese Vergaben, die sehr 
umfangreich sind, auch was Dienstleistungsverträge, IT usw. angeht, einzusteigen, ein 
Verständnis dafür zu gewinnen und zu ermitteln, warum diese Vergabeprozesse so 
laufen, wie sie laufen und wo wir schleifen, abschaffen oder verändern können, sodass 
die Prozesse effektiver und effizienter werden.  

Daneben sind wir als Dienstaufsicht natürlich noch viele andere Dinge angegangen, 
wie zum Beispiel die Verträge oder die Rechnungslegung und dergleichen – alles mit 
der halben Stelle gD, und deswegen haben wir die Hilfestellung dazugenommen.  

Was das Thema der Lahmlegung der Vergabestelle angeht, kann ich Ihnen sagen: 
Dieses habe ich nicht getan. Wenn Sie den Landesbetrieb fragen würden, würde der 
das auch so bestätigen. Es sind auch weiterhin Vergaben durchgeführt worden. Es 
sind auch weiter Verträge nach draußen gegangen. Es sind auch weiter Einkäufe 
durchgeführt worden.  

Wir haben mit dem Landesbetrieb intensive Gespräche dazu geführt. Da habe ich mich 
einmal mit allen Mitarbeitenden auseinandergesetzt, aber auch mit dem Leiter des 
Sourcing-Bereichs. Ich habe mich mit den verschiedenen Servicebündeln auseinan-
dergesetzt: Wie funktioniert Beschaffung bei Ihnen? Was tun Sie? Wie machen Sie 
das an dieser Stelle?  

Dieser Prozess dauert seine Zeit – das ist richtig –, aber von einem Lahmlegen kann 
nicht die Rede sein, weil in der Zeit auch weiterhin Vergaben regulär stattgefunden 
haben. Insoweit kann ich also die Berichterstattung nicht bestätigen. 

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Frau Eisentraut, bitte.  

Julia Eisentraut (GRÜNE): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Wir diskutieren heute in 
dieser Sondersitzung vor allem über die Digitalisierungsagenda in Nordrhein- Westfa-
len. Wie die Ministerin richtig ausgeführt hat, sind das Veränderungen in einer über ein 
gutes Jahrzehnt und mehr gewachsenen Struktur – mit all dem, was das heißt: Pro-
grammen, die liebgewonnen wurden, aber vielleicht nicht zu dem passen, was noch 
kommt, mit Schnittstellen, die nicht zusammenpassen, und mit unglaublich großen Ab-
stimmungsbedarfen zwischen unterschiedlichen Ebenen. Das heißt, das ist eine um-
fassende und vor allem auch anspruchsvolle Aufgabe.  

Ich kann aus den Debatten in den vergangenen Jahren feststellen: Alle hier im Aus-
schuss vertretenen Fraktionen wünschen sich, dass die Digitalisierung in Nordrhein-
Westfalen entschlossen und zügig angegangen wird. Das kann man in den zahlreichen 
Statements in diesem Ausschuss und auch in den Plenardebatten immer wieder nach-
hören. Auch mir geht die Digitalisierung in Deutschland insgesamt zu langsam voran. 
Ich bin Informatikerin, und ich musste aber auch erst einmal lernen, dass Verwaltungen 
und Behörden eben keine agil arbeitenden Softwareunternehmen sind.  
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Da hat die Ministerin eben richtig ausgeführt, dass es Veränderungen in den Prozes-
sen und in den Strukturen braucht. Wie die Ministerin eben selbst sagte, geht das nur 
mit den vielen engagierten Menschen, die im Ministerium, bei IT.NRW und vielen an-
deren Dienstleistenden arbeiten. Es ist richtig, dass die Ministerin die Arbeit ihrer Mit-
arbeitenden so wertschätzt und betont, denn ohne die motivierten Mitarbeitenden wä-
ren all diese Veränderungen überhaupt nicht zu schaffen.  

Gleichzeitig gilt doch – egal ob Abgeordnete oder Minister*innen –: Wir alle haben eben 
auch eine gewisse Macht, um sie zum Wohle der Menschen in Nordrhein-Westfalen zu 
nutzen. Denn ohne diese Option wäre Politik einfach handlungsunfähig. Die Ministerin 
hat selbst gesagt: Veränderungsprozesse sind schwierig – wie Veränderungsprozesse 
übrigens in allen anderen Bereichen auch. Change-Management bei Unternehmen ist 
nicht umsonst eine unglaublich große Branche, wo man immer wieder von außen Men-
schen dazuholt, um diese Veränderungserfordernisse zu schaffen.  

Wir alle wissen, auch aus dem Unternehmensbereich, wie anspruchsvoll Change-Ma-
nagement ist. Deshalb ist es doch auch genau richtig, was die Ministerin mehrfach und 
eben auch ihr Staatssekretär Sieveke ausgeführt haben. Man muss daran arbeiten – 
und das beständig, und auch das gehört zum Change-Management dazu –, dass in 
dieser Konstellation der großen Veränderungsherausforderungen eben ein gutes Mit-
einander und auch gleichzeitig ein zügiges Arbeiten möglich bleibt. Nur so werden wir 
den großen Herausforderungen gerecht. Für diesen Prozess, den Herr Sieveke gerade 
ja auch noch ausgeführt hat, hat die Ministerin auch unsere volle Unterstützung.  

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, Ergänzungen dazu? – Nein. – Herr 
Schrumpf, bitte schön.  

Fabian Schrumpf (CDU): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Ich finde, dass gerade die 
Debatte um die Geschäftsordnung noch einmal gezeigt hat, dass das offensichtlich 
nicht nur ein Drehbuch bei der SPD ist, sondern auch ein ziemlich misslungenes Dreh-
buch, bei dem, ich weiß nicht, vielleicht die Mittelseiten fehlten, aber offensichtlich kein 
Interesse an wirklichen Antworten besteht.  

(Sebastian Watermeier [SPD]: Doch!) 

Und deshalb bin ich der Fachabteilung auch für die Klarstellung, die wir hier bekom-
men haben, sehr dankbar.  

Herr Kollege Dahm, dass Sie so dünnhäutig werden, wenn die Kollegin Wendland zu 
Recht sagt, dass Ihre Begriffswahl mit dem Sonderermittler drüber ist, dann dürfen Sie 
sich nicht wundern. Wenn Sie mit Social-Media-Kacheln arbeiten, wo das Urteil eigent-
lich längst gefällt ist und die exzessive Verwendung von Großbuchstaben so manchem 
Tweet eines US-Präsidenten in nichts nachsteht, dann ist das was, was Sie nicht ver-
wundern sollte.  

Ich möchte aber gerne noch mal auf den Kollegen Watermeier eingehen,  

(Sebastian Watermeier [SPD]: Immer gerne!) 

der eben ja auch noch mal die Frage nach den Mitarbeitern gestellt hat. Zumindest in 
der Kommunikation der SPD wird ja behauptet, dass es eine besonders hohe Personal-
fluktuation gegeben habe. Und um diese Geschichte auch glaubwürdig erzählen zu 
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können, hat die SPD ja auch versucht, unter anderem mit Kleinen Anfragen ein durchaus 
schiefes Bild der Personalveränderung im Ministerium zu zeichnen.  

Deshalb bin ich der Ministerin sehr dankbar, dass sie klargestellt hat, dass die konkre-
ten Zahlen über neun Jahre hinweg im Vergleich zu anderen Landesbehörden sogar 
unterdurchschnittlich sind. Es spricht ja auch, glaube ich, für das Haus, wenn zwei 
Regierungspräsidenten, mehrere Bürgermeister und andere kommunale Spitzenbe-
amte daraus hervorgegangen sind. Ich sage Ihnen daher sehr klar: Wer die Beschäf-
tigten wirklich schützen will, wer sie in den Fokus nehmen will, der sorgt nicht für mög-
lichst große Empörung, sondern der sorgt für sichere Verfahren und für wirksame Ver-
besserung.  

Wer, wie Sie aber, Beschäftigte nur als Kulisse für das nächste Empörungsstück be-
nutzt, der redet zwar laut über Moral, handelt aber in Wahrheit rein parteitaktisch. 
Wenn es Ihnen ernsthaft zuerst um die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ginge, dann 
würden Sie auch heute stärker über Schutzmechanismen, über Fürsorgepflichten und 
über strukturelle Verbesserungen sprechen. Stattdessen reden Sie fast ausschließlich 
über Eskalation, Schuldzuweisungen und politische Köpfe.  

Schauen wir uns doch noch einmal an – das ist ja schon in der Debatte deutlich ge-
worden –, wer hier eigentlich die Vorwürfe erhebt. Der Presseberichterstattung ist zu 
entnehmen, dass es sich einerseits um einen Spitzenbeamten handelt, der seit 15 Jah-
ren in verschiedenen Ressorts zum Einsatz gekommen ist.  

Bei den Vorwürfen zu IT.NRW andererseits sieht die Geschichte ähnlich aus. Hier ist 
es ein langjähriger Spitzenbeamter, der noch von einer anderen Hausleitung einge-
stellt wurde. Die Beschwerde beim Minister und Chef der Staatskanzlei Liminski von 
vor einem Jahr kam von einem Personalrat aus dem Innenministerium, der der Minis-
terin persönlich gar nicht bekannt ist, „mit SPD-Parteibuch“, wie der Landtagsblog 
schreibt, der „offenkundig nichts mit den Vorgängen zu tun“ hat. – Zitat Ende. 

(Christian Dahm [SPD]: Unverschämtheit! Unverschämtheit!) 

Um das klar zu sagen: Gerade bei den verkrusteten Strukturen im IT-Bereich, die hier 
ja auch gerade mehrfach von allen Fraktionen thematisiert worden sind, müssen Ver-
änderungen herbeigeführt werden. Da kann durchaus erwartet werden, dass auch gut 
bezahlte Führungskräfte bereit sind, den engagierten Weg der Modernisierung mitzu-
gehen und auch mal dicke Bretter zu bohren.  

Deshalb finde ich es wichtig, dass wir wegkommen von diesem Drehbuch, was Sie da 
haben, hin zu richtiger Sacharbeit im Sinne der Digitalisierung und der Menschen in 
unserem Land. Herzlichen Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Staatssekretär Sieveke, eine Ergänzung? – Bitte 
schön.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Abgeordnete! Uns ist 
noch einmal eins wichtig, auch auf die Wortmeldung von Frau Eisentraut und von Herrn 
Schrumpf: Das von der Ministerin angesprochene Veränderungsmanagement ist un-
abhängig davon zu sehen, wer was in welcher Form geäußert hat – aufgrund der 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 32 - APr 18/1186 

Ausschuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung  27.03.2026 
59. Sitzung (Sondersitzung) (öffentlich) ast 
 
 
Anonymität, was veröffentlicht wurde, können wir es auch gar nicht verifizieren –, viel-
mehr geht es um dieses unheimliche inhaltliche und zeitliche Arbeitsethos, das man 
an den Tag legen muss. Wenn man sich doch mal bei der Digitalisierung vor allem KI 
und, und, und ansieht und die Bereitschaft auch in unterschiedlichen Gremienstruktu-
ren auf Landes- bzw. Bundesebene zu arbeiten, setzt das ein Veränderungsmanage-
ment voraus und auch die Mitnahme aller.  

Deswegen werden wir diesen Prozess unabhängig von der Kritik, Beschwer und der-
gleichen Äußerungen machen. Denn ich glaube, man muss das auch etwas größer 
fassen, und es eint uns hoffentlich trotz allem, dass es wert ist, einen solchen Prozess 
in der Form auch weiter durchzuführen – unabhängig davon, es an einer Person, an 
einem konkreten Kritikpunkt festzumachen. Deswegen habe ich ja eben auch dieses 
Tool angesprochen, wo es auch den einen oder anderen Hinweis geben darf, der nie-
derschwelliger ist, aber trotzdem dazu beiträgt, dass die Arbeitsumgebung, das Ar-
beitsumfeld auch beiträgt.  

Das war mir jetzt nur noch mal wichtig. Nicht, dass wir es jetzt nur an eine Person … 
Und Frau Eisentraut hat es eben auch ausgeführt: Das betrifft viele, wenn nicht sogar 
alle, sie auf diesem Weg weiter mitzunehmen. Das muss ja nicht immer nur Kritik sein, 
das kann auch etwas sehr Schönes sein. Deswegen ist das weiterhin zu vollziehen. 
Vielen Dank.  

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Herr Dahm, bitte schön.  

Christian Dahm (SPD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Ich glaube, es geht hier 
nicht um die Digitalisierungsstrategie des Landes Nordrhein-Westfalen.  

(Zurufe von der CDU) 

Das haben wir ja heute auch gar nicht beantragt, das haben wir auch gar nicht erfragt, 
sondern wir haben das hier ausweislich der Tagesordnung unter einen anderen Punkt 
gestellt, und da haben wir bislang wenig Antworten bekommen.  

Einige Fragen sind aufgeworfen worden: zur Beauftragung Heuking, der Zusammen-
arbeit Personal. Wir werden dazu noch kommen. Ich kündige aber schon mal an: Wenn 
die Fragen nicht beantwortet werden, ist das nicht das Ende dieser heutigen Sitzung, 
sondern wir werden weiterhin parlamentarische Möglichkeiten dazu nutzen. Das will 
ich an dieser Stelle sagen.  

Sie, Herr Staatssekretär, haben zu Recht gesagt, dass es hier Persönlichkeitsrechte 
gibt, die zu schützen sind. Da bin ich ganz nah bei Ihnen. Wenn die Ministerin aber 
hier von einem Personalrat aus einem anderen Ressort spricht und das dann auch 
noch in Verbindung mit dem Parteibuch nennt, finde ich das unangemessen. Wenn 
das von Seiten der CDU hier jetzt auch noch dargestellt wird, finde ich das unver-
schämt. 

(Zuruf von Fabian Schrumpf [CDU]) 

Denn insbesondere Personalratsmitglieder genießen einen besonderen Schutz nach 
der Betriebsverfassung. Das ist Ihnen, glaube ich, hinreichend fremd.  

(Fabian Schrumpf [CDU]: Wir haben Medienberichte! Also tun Sie 
doch nicht so!) 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, die haben ein besonderes Schutzbedürfnis. Das hier 
in die Öffentlichkeit zu ziehen, finde ich an dieser Stelle unanständig. Das will ich ganz 
deutlich sagen.  

(Zurufe von der CDU) 

Wenn Sie hier darlegen, dass Sie seit neun Jahren in Ihrer Amtsführung nichts davon 
gewusst haben und das jetzt alles neu ist, stellt sich ja die Frage, ob es dazu mit der 
Personalvertretung nie Gespräche gegeben hat, ob die Vorwürfe der Medien, die im 
Raum stehen, denn an den Haaren herbeigezogen sind, ob die SPIEGEL-Vorwürfe 
falsch sind. 

Im Übrigen – ich will hier noch mal deutlich darauf verweisen – will ich gar nicht über 
den Leiter, den Präsidenten von IT.NRW reden. Offenbar gibt es mehr als ein Dutzend 
Hilferufe der Beschäftigten, und die stehen für Sie – und das hat Frau Eisentraut ja 
eben auch so ein bisschen abgetan – offenbar nicht im Vordergrund. Ihnen geht es 
hier heute darum, über Digitales und Prozesse zu reden, uns sind an dieser Stelle die 
Beschäftigten wichtig. Das will ich noch mal ausdrücklich betonen.  

Ein zweiter Aspekt ist: Ich will auch – das ist ja eben angesprochen worden – das Wort 
„Sonderermittler“ hier noch mal herausstellen. Es hat bereits einen Sonderermittler in 
Nordrhein-Westfalen gegeben, und zwar im Jahre 2017 bei einem herausragenden 
Ereignis. Einige werden sich daran erinnern. Ich weiß, dass sich die Ministerin garan-
tiert erinnern wird. Insofern ist das also kein Novum in der Landesgeschichte, und ich 
halte nach wie vor daran fest, halte das für angezeigt.  

Ich will aber noch mal auf den Bericht des SPIEGEL und die Hinweise, die die Staats-
kanzlei bekommen hat, zurückkommen. Ich würde gerne von Ihnen wissen, Frau Mi-
nisterin, seit wann dieser Bericht dort in der Staatskanzlei vorliegt, und wann Sie offi-
ziell mit diesen Vorwürfen konfrontiert worden sind. Wer hat Sie informiert, und wann 
haben Sie eigentlich die Gespräche geführt? Mit wem? Das wäre schon heute wichtig.  

Auch von Interesse ist natürlich für mich, wie viele Gespräche es überhaupt zwischen 
dem Chef der Staatskanzlei und Ihnen gegeben hat. Das wird ja immer so ein bisschen 
abgetan. Das wäre hier, glaube ich, auch noch mal für das Parlament und die Öffent-
lichkeit, glaube ich, von besonderer Bedeutung. Ging es auch in den Gesprächen um 
den Inhalt, oder ging es auch um die Beschäftigten, deren gesundheitliche Folgen, um 
Ihr Führungsverhalten? Vielleicht können Sie uns hier aufklären, was seinerzeit be-
sprochen, ja vielleicht sogar vereinbart worden ist.  

Gibt es dazu Unterlagen? Hat es dazu Gesprächsvermerke gegeben, oder wie sind 
Sie dort verblieben? Gibt es dazu Protokolle? Sie haben ja eben aus der Arbeitsge-
meinschaft berichtet, an denen der Staatssekretär teilgenommen hat. War das auch 
Gegenstand dieser Gespräche? Es wäre wünschenswert, wenn Sie uns darüber un-
terrichten. 

Vielen Dank.  

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte schön.  

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Der Staatssekretär Sieveke. 
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Vorsitzende Ellen Stock: Herr Staatssekretär Sieveke, bitte.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Sehr geehrte Herr Ab-
geordneter Dahm – Sie haben ja eben auch noch mal darauf hingewiesen –, meine 
Wortmeldung, die ich eben zum Veränderungsmanagement und zur Mitnahme geleis-
tet habe, bezog sich nicht auf Digitalisierung, sondern auf alle Mitarbeitenden des Mi-
nisteriums für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung. Ich glaube, dass das 
auch ziemlich deutlich war, dass ich gesagt habe, wenn wir mit dem Personalrat spre-
chen, dass dieses dann auch in der Form vollzogen wird.  

Die Ministerin hat eben über neun Jahre – ich war jetzt nicht neun Jahre dabei, sondern 
bin seit 2022 dabei – … Sie dürfen davon ausgehen, dass es regelmäßig Austausch 
gab. „Regelmäßig“ ist so zu verstehen, dass es mindestens sicherlich einmal im Monat 
in unterschiedlichster Form Kontakt, Austausch mit dem Personalrat gibt zu Stellenaus-
schreibungen, Stellenbesetzungen, Überlegungen von Veranstaltungen, aber sicherlich 
auch Personalauswahlgespräche. Wir nehmen die unterschiedlichen Rollenwahrneh-
mungen sehr ernst. Sie haben eben das Betriebsverfassungsrecht angesprochen, das 
wir auch vollziehen. Derartige Hinweise, die zu Überschriften in den Medien geführt ha-
ben, wurden uns nicht mitgeteilt. Ich gehe davon aus: Wenn der Personalrat des Minis-
teriums für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung diese gehabt hätte, hätte er 
uns die mitgeteilt. Sie hätten sie uns mitgeteilt, um mit uns intensivst Abhilfe solcher 
Umstände herzustellen.  

Sie haben eben auf das Betriebsverfassungsrecht hingewiesen, und ich habe ja eben 
auch Ausführungen dazu gemacht, dass es auch mir schwerfällt, wenn eine Mail, die 
nur an mich gerichtet ist, dann mit Fragen vom WDR an mich gestellt wird. Das macht 
auch was mit mir, wenn ich dann in den Medien höre: Der Staatssekretär hat eine Mail 
gekriegt und, und, und. – Ich hatte nicht mal die Chance, in irgendeiner Form darauf 
zu reagieren. Persönliche Nummern an dem Tag lasse ich einfach mal außen vor. Das 
scheint ja heute in dieser Gesellschaft keinen Menschen mehr zu interessieren.  

Wenn man aber in einer solch kritischen Phase als Beamter dieses Landes Nordrhein-
Westfalen eine Lösung erreichen möchte – in einer gewissen Besoldungsstufe –, dann 
erwarte ich, dass auch ein Staatssekretär erst mal die Chance hat, auf eine Mail zu 
antworten, oder man will gar keine Antworten haben. Es ist mir vollkommen egal, wen 
ich anschieße, und im Zweifelsfalle ist es mir vollkommen egal, welchen Mitarbeiter, 
welchen Menschen in diesem Ministerium und darüber hinaus ich damit auch noch in 
Mithaft nehme. Das gehört zu einem Stil und einer Haltungsfrage auch mit dazu. Ich 
stelle mich dem aber, und deswegen glaube ich, dass es ein wichtiger Part ist, das 
auch noch mal zu erwähnen. Das war meine Wortmeldung.  

Unabhängig von diesen Überschriften machen wir dieses Veränderungsmanagement. 
Sie haben das Betriebsverfassungsrecht angesprochen. Eben wurde aus einem Land-
tagsblog zitiert, wo Hinweise gegeben wurden, dass sich ein Hauptpersonalrat nicht 
unseres Ressorts dazu gemeldet hat. 

Ich weiß nicht, ob Sie die AG HPR kennen. Dort treffen sich alle Hauptpersonalräte, 
tauschen sich aus, besprechen aktuelle Punkte. Das ist weder kritisch noch unkritisch, 
sondern man spricht über wirklich wichtige Themen, die ressortübergreifend mit allen 
Strukturen dabei sind, etwa wenn es um den Einsatz von Künstlicher Intelligenz geht, 
weil es alle betrifft. In diesem Bereich war ich auch mit dabei, bin in der Funktion des 
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CIO immer wieder mit dabei, sonst werde ich vom Abteilungsleiter oder der Abteilung 
diesbezüglich vertreten, weil natürlich auch andere Gremiensitzungen anstehen, im 
IT-Planungsrat und darüber hinaus. 

Eine Frage: Herr Dahm, eben haben Sie einen Bericht angesprochen. Welchen Bericht 
meinen Sie? Sie hatten eben einen Bericht angesprochen und wann der wem zugäng-
lich gemacht wird. 

Vorsitzende Ellen Stock: Bitte, Herr Dahm. 

Christian Dahm (SPD): Ich denke, den Bericht müssen Sie doch kennen. Ich lese im 
SPIEGEL von einem Bericht, der der Staatskanzlei vorliegt, und das seit mehr als ei-
nem Jahr. Erklären Sie uns doch mal, was das für ein Bericht ist – ich kenne den nicht; 
ich habe das Schreiben nicht –, der Anlass für Führungsgespräche des Chefs der 
Staatskanzlei mit Ihrem Haus, mit der Ministeriumsspitze gewesen ist, also offenbar 
mit der Ministerin und/oder mit Ihnen, dem Staatsekretär. Das müssen Sie uns erläu-
tern. Mir liegt dieser Bericht nicht vor. 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin oder Herr Staatssekretär? – Herr Staats-
sekretär, bitte. 

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Abgeordnete! Herr 
Dahm, wir stehen ständig im Austausch mit der Staatskanzlei und untereinander. Ich 
hatte, weil Sie auf einen Bericht abzielen, ganz sachlich die Frage gestellt, welchen 
Bericht Sie meinen. Ich muss ihn nicht … Ich kann es nicht … Das meine ich jetzt ohne 
irgendwelche Schuldzuweisungen. Welchen Bericht Sie meinen, wenn Sie sagen: Im 
letzten Jahr, der vorliegt … – Wir haben das ja vorgetragen. 

(StS Daniel Sieveke [MHKBD] hält Rücksprache mit Ministerin Ina 
Scharrenbach [MHKBD].) 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte schön. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Wir haben ja in dieser Woche bereits erklärt, 
dass die Staatskanzlei Eingaben von einzelnen Beschäftigten oder Personalvertretern 
der Landesverwaltung zu Angelegenheiten anderer Ressorts erreichen. Offen gesagt 
erreichen uns auch Eingaben bezüglich anderer Ressorts. Zum Beispiel: Wir sind das 
Kommunalministerium. Wenn eine Kommune mit Entwicklungen in einem anderen 
Ressort nicht zufrieden ist, dann bekommen wir ein Schreiben mit der Bitte, uns zu 
kümmern und Gespräche zu führen. Das ist völlig normal. Diese Eingaben können 
Hinweise zu fachlichen, atmosphärischen, organisatorischen oder sonstigen Sachver-
halten umfassen. Insofern es sachgerecht ist oder anderweitig geboten scheint, folgt 
die Staatskanzlei in diesem Rahmen der Bitte um persönliche Gespräche, um sich 
einen Sachverhalt erläutern zu lassen und mögliche Handlungsoptionen zu erörtern. 
Das ist doch vollkommen normal. 
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(Christian Dahm [SPD]: Wenn dieser Vorfall für Sie normal ist!) 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Freimuth, bitte schön. 

Angela Freimuth (FDP): Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In der 
Tat bleiben auch nach den Ausführungen von Frau Ministerin und Herrn Staatssekre-
tär – jedenfalls für mich – nach wie vor einige Fragen offen. Weil ich glaube, dass es 
für uns alle gut ist, wenn wir möglichst keine Missverständnisse entstehen lassen, will 
ich eine Sache nachfragen, und zwar zum Themenkomplex bzw. dem Vorwurf, dass 
es durch Abstimmungsprozesse, nicht bezahlte Rechnungen, nicht geschlossene Ver-
träge zu Verzögerungen kommt. Wenn ich das gerade richtig verstanden habe, ist das 
vorgekommen, ist allerdings durch ein verändertes Prozessmanagement zwischen-
zeitlich ausgeschlossen worden – einfach nur noch mal zum Verständnis. 

Die zweite Frage, die für mich noch offen ist, ob an Sie, Frau Ministerin, oder an Herrn 
Staatssekretär, der dann … 

(Ministerin Ina Scharrenbach [MHKBD]: Der ist gerade zur Toilette ge-
gangen!) 

– Okay, dann werden Sie ihm gleich sicherlich berichten. – Diese Vorwürfe stehen 
jedenfalls nicht erst seit letzter Woche Mittwoch, nicht erst seit dem letzten Bericht des 
SPIEGELS im Raum. Im Artikel des Nachrichtenmagazins DER SPIEGEL heißt es – 
Zitat; ich glaube, das ist auch das, was Herr Kollege Dahm gerade meinte –: 

„Seit mehr als drei Monaten liegt der ‚Dienstliche Vermerkʻ dem Chef der 
Staatskanzlei vor, zusammen mit einer Handvoll weiterer Schreiben, die 
Missstände im Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisie-
rung von Nordrhein-Westfalen beklagen.“ 

Die Arbeitsatmosphäre sei von – Zitat – „Angst und Schrecken“ geprägt. Es geht um – 
Zitat – „gesundheitsschädigende Umgangsformen, desaströses Führungsverhalten“ 
und – ich lasse das mit den Zitaten jetzt mal sein; alle können das im Zweifel selber 
nachgucken – um die Sorge, Kolleginnen und Kollegen könnten dem Druck und der 
täglichen Angst nicht mehr lange standhalten und sich schlimmstenfalls etwas antun. 
Das sind die Vorwürfe, die dort wiedergegeben werden. Ich unterstelle jetzt, dass die 
nicht aus dem luftleeren Raum und frei erfunden sind. 

Wenn der Staatskanzlei ein solcher Vermerk mit entsprechenden weiteren Schreiben, 
die das belegen sollen, vorliegt, wäre meine Frage: Ist Ihnen zu irgendeinem Zeit-
punkt … Sind diese Vorwürfe zu diesen Sachverhalten entweder von den Mitarbeitern 
selbst, von den Personalvertretungen oder über die Staatskanzlei an Sie herangetra-
gen worden? 

In der Berichterstattung wurde auch erwähnt, dass es ein Gespräch mit der Staats-
kanzlei über Führungskultur gegeben hat. Da wäre meine Frage: Hat das stattgefun-
den? Und wenn ja – wenn Sie das wiedergeben wollen –: Mit welchem Inhalt? In wel-
chem Kontext? 
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(Christian Dahm [SPD]: Das sind genau die Fragen, die ich gestellt 
habe!) 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte schön. – Frau Evers, bitte schön. 

MDgtʼin Melanie Evers (MHKBD): Ich beantworte Ihnen die Frage sehr gerne. Ja, 
das ist ein Prozess, den wir gestartet haben; an dem Prozess sind wir dran. Wir haben 
eine Arbeitsweise gefunden. 

Sehen Sie mir das nach: Prozesse sind etwas, das man immer mal wieder hinterfragen 
muss – das hat die Ministerin ja auch schon ausgeführt. Das ist eine ständige Aufgabe, 
die wir auch in der Zentralabteilung auf der Agenda haben: Laufen sie richtig? Wenn 
man einen Prozess gefunden hat, muss man auch mal evaluieren dürfen: Ist der Pro-
zess richtig gelaufen? Ist er effektiv? Funktioniert es so, wie wir uns das vorstellen? 

Daher befinden wir uns in enger Abstimmung mit IT.NRW, um diesen Prozess erstens 
gemeinsam richtig durchzuführen – wenn es um Rechnungen geht, gehören immer 
zwei dazu: derjenige, der sie stellt, und derjenige, der sie bezahlen soll – und zweitens 
zu überlegen, wie man – da bin ich mit Abteilung 2 und der Fachaufsicht dran – das 
Thema „Verträge“ angehen kann, sodass wir da auch schneller werden. Das ist im 
Moment noch ein laufender Prozess. Über das Thema der Rechnungen stehen wir im 
regelmäßigen Austausch. Da bekommen wir die entsprechenden Informationen. Zu 
mir kommen die, wenn da Schwierigkeiten bestehen sollten, direkt von Dr. We-
ckendrup. Ansonsten laufen die regulären Prozesse zwischen den verschiedenen Be-
reichen, die die Verträge schließen, und IT.NRW, damit die Rechnungen dann auch 
zügig bezahlt werden. 

Vorsitzende Ellen Stock: Eine direkte Nachfrage zu dem Vorgang? – Frau Freimuth 
bitte. 

Angela Freimuth (FDP): Direkt dazu: Das heißt also, dass die geschilderten Miss-
stände tatsächlich vorgekommen oder von Ihrer Seite aus jedenfalls nicht auszuschlie-
ßen sind, aber in Übereinstimmung mit IT.NRW ein Veränderungsprozess stattfindet? 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Evers, bitte schön. 

MDgtʼin Melanie Evers (MHKBD): Von Missständen habe ich nichts gesagt, dazu 
kann ich Ihnen auch nichts sagen. Ich weiß, dass wir uns zusammen mit der Vergabe 
den Rechnungsprozess insgesamt angesehen und ihn so angesetzt haben, dass wir 
bei entstehenden Rechnungen aus Verhandlungen, sei es mit unserem Hause sel-
ber – wir schließen ja auch zentrale Verträge mit IT.NRW – oder mit anderen Ressorts, 
schnell in die Bezahlung kommen, damit die Leistungsfähigkeit des IT.NRW-Betriebs 
erhalten bleibt. 

Dieser Prozess ist nicht abgeschlossen, sondern ein laufendes Verfahren, das wir uns 
immer wieder anschauen, regelmäßig auch die Rechnungen, wenn Rechnungen 
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einlaufen oder dort länger vorhanden sind bzw. wenn schon Tätigkeiten aufgenommen 
worden sind. Der Landesbetrieb arbeitet ja auch, Vertragsverhandlungen laufen. Es 
muss sichergestellt werden, dass diese Dinge bezahlt werden. Dazu haben wir uns 
verständigt, und das beobachten wir weiter. Für uns ist der Prozess nicht beendet, 
sondern wir setzen das so fort, dass die Bezahlungen dann auch tatsächlich zeitnah 
erfolgen können. 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte schön. – Herr Staatssekretär Sieveke, 
bitte schön. 

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Vielen Dank. – Ich musste gerade nur meine Hände 
waschen. – Ich glaube, es ging um das Anschreiben aus dem Dezember 2025. Es gibt 
natürlich immer Zuständigkeiten – ich sage mal bewusst –, den Dienstweg, den man 
beschreiten darf, beschreiten muss – in Anführungsstrichen. Warum? Weil das auch 
ein gewisses Schutzgerüst für das Zusammenarbeiten im öffentlichen Dienst darstellt. 
Eben ist ja auch schon das Betriebsverfassungsrecht bzw. das, was Personalräte, Be-
triebsräte angeht, angesprochen worden. 

Beamtinnen und Beamte haben beispielsweise ein Remonstrationsrecht, sodass sie 
natürlich sagen können: Mit diesen Entscheidungen, die ich auszuführen habe, bin ich 
nicht einverstanden und kann dagegen remonstrieren. – Eine solche Remonstration 
ist bei mir – ich sage bewusst: Gott sei Dank – noch nie vorgekommen. 

Ich bin damit konfrontiert worden, dass in einem Gespräch jemand angeschrien wor-
den sein soll. Das war interessant für mich, weil ich an diesem Gespräch selber teilge-
nommen habe. Ich weiß nicht, ob es Sie interessiert, wie das Gespräch stattgefunden 
hat.  

(Zustimmung von Christian Dahm [SPD]) 

Ich würde es so schildern wollen: Es war – wie die Ministerin eben ausgeführt hat – 
ein sehr klares, deutliches Gespräch – sonst würde ich hier auch etwas Falsches sa-
gen – zu einem Sachverhalt, bei dem zeitliche Zusagen, Informationen, hinsichtlich 
des Gelingens, etwas zu implementieren, nicht eingehalten werden konnten, was aber 
vorher zugesichert war. Es war sehr deutlich, aber es wurde zu keinem Zeitpunkt ge-
schrien; im Gegenteil: Die Ministerin hat mich nach dem Gespräch darauf angespro-
chen, ob sie zu deutlich geworden ist. Ich konnte damals wie heute sagen, dass ich 
dieses Gefühl nicht hatte. Aber es wäre auch falsch, zu sagen, dass das ein Kaffee-
kränzchen mit Lobhudelei gewesen ist. Es ist aber nicht geschrien worden – das wollte 
ich zum Ausdruck bringen. 

Die Arbeit im Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung mit den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist so geprägt, dass wir regelmäßig, auch bei Fällen, 
die zeitlich eng sind, den persönlichen Austausch anbieten, den die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter auch nutzen. Auch von IT.NRW ist der persönliche Austausch in der 
Vergangenheit wahrgenommen worden. Im Nachgang zu diesen Gesprächen hat es 
persönliche Austausche mit mir gegeben, um nach vorne zu gucken. Dass es solche 
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Gespräche gegeben hat, haben Sie der Pressemitteilung bzw. der Presseberichter-
stattung ja schon entnommen. 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte schön. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank. – Sie haben ja gelesen und 
auch danach gefragt, wie die Austausche letztendlich stattfinden. Wir sprechen inner-
halb der Landesregierung regelmäßig miteinander. Das ist so, Herr Abgeordneter 
Dahm. Das ist zwischen dem Ministerpräsidenten und den Fachressortministern, zwi-
schen dem Chef der Staatskanzlei und den Fachressortministern und natürlich auch 
zwischen mir und den benannten Personen so. Das ist doch normal. 

Wir haben den großen Prozess, den Herr Ministerpräsident Hendrik Wüst initiiert hat: 
von der Kohle zur KI. Das betrifft natürlich auch KI in der öffentlichen Verwaltung. Wir 
haben Ihnen heute mehrfach versucht, deutlich zu machen: Es geht um NRW.Genius. 

Einen Punkt haben wir noch gar nicht angesprochen: Zur Frage – die ich Ihnen erläu-
tert habe –, IT.NRW bis 2030 hin zu einem digitalen Landesarchitekten auf den Weg 
zu bringen – so habe ich es genannt –, gehört zum Beispiel auch die Frage der Sou-
veränität und der Resilienz. Wir befassen uns – und das ist zum Beispiel auch Gegen-
stand der Austausche – mit einer Nachnutzung des ehemaligen Kraftwerkstandorts in 
Frimmersdorf, weil dieser Standort der einzige in Nordrhein-Westfalen ist, der KRITIS-
sicher ist. Sie haben alle mitbekommen – ich weiß jetzt nicht mehr, in welchem Jahr 
das war –, dass irgendein Bagger ein Datenredundanzkabel ausgehoben hat. Seitdem 
weiß jeder, wo die Datenredundanzkabel liegen. Ist das aus Informationssicherheits-
gründen klug? Nein. 

Daran merken Sie: Wir sprechen permanent miteinander. Der Ministerpräsident be-
kommt auch mit, wenn sich beim Landtag Anfragen zum Thema „BAföG“ bzw. „Auf-
stiegs-BAföG“ häufen. Er wie ich werden auch vom Handwerk angesprochen, dass 
das Meister-BAföG zu viel Zeit in Anspruch nimmt. Natürlich fragt er mich dann: Ina, 
was können wir da machen? – Es hat mich auch ein anderes Ressort angesprochen 
und gefragt: Könnt ihr bei der Digitalisierung des BAföG unterstützen? – Und wir haben 
gesagt: ja. – Das ist ein zentraler Prozess, weil er für so viele Menschen von Bedeu-
tung ist, sei es für die Studierenden oder für diejenigen, die im Berufsleben sind und 
einen Aufstieg machen wollen. Deswegen gehen wir das an. 

In diesem Zusammenhang wird auch über die personelle Aufstellung beispielsweise 
der Digitalisierungsabteilung gesprochen. Die Herausforderung – wir hoffen, wir haben 
Ihnen das heute ein bisschen deutlich machen können – ist angesprochen worden. 
Die Fähigkeiten von Mitarbeitern für die Verwaltung ändern sich halt zunehmend nach 
vorne – auch dazu haben wir uns schon x-mal ausgetauscht. Es kommen neue Anfor-
derungen dazu, bewährte bleiben erhalten. Deswegen war und ist die personelle Auf-
stellung der Abteilung ein Thema. Wir haben deutlich gemacht, dass wir eine Verän-
derung in der Abteilung vornehmen. Aktuell meine ich die Besetzung einer Gruppen-
leiterstelle, übrigens mit einem Mitarbeiter aus dem Hause, der sehr gut ist und der 
das, was wir bisher miteinander auf den Weg gebracht haben bzw. vorhaben, noch auf 
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den Weg zu bringen, zusammen mit einem zweiten Gruppenleiter sehr gut in die Tat 
umsetzt. 

Gegenstand solcher Gespräche sind natürlich auch Hinweise auf die Wahrnehmung 
Dritter im Hinblick auf die Führung des Ministeriums durch die Hausleitung. Sie mei-
nen, dass sich das immer nur einseitig bezieht. Hauptpersonalräte oder der Staatsek-
retär kommen aus der AG HPR wieder und sagen: Mensch, wir haben über das und 
das gesprochen, und da und da gibt es das Problem; wir haben uns da – jetzt wollte 
ich „gefrickelt“ sagen – intensiver ausgetauscht. – Natürlich kriege ich das mit, das ist 
doch logisch. 

Wenn von außen Anforderungen gestellt werden, egal welche, dann tauschen wir uns 
dazu auch aus, aber das Schreiben aus dem März 2024, auf das Sie sich beziehen, 
ist zum Beispiel durch die Staatskanzlei beantwortet worden. Damit war es für uns 
dann auch gut. Es war Gegenstand einer Kleinen Anfrage, und es ist Ihnen beantwor-
tet worden. Das Schreiben ist der Staatskanzlei zugegangen, die Staatskanzlei hat 
das Schreiben beantwortet. Übrigens hat es zu dem Vorgang seit Frühjahr 2024 von 
Ihnen nicht eine Nachfrage gegeben, auch nicht von der SPD – das fällt mir gerade 
ein. Insofern ist es eben beidseitig. 

Wir haben die Digitalisierungsabteilung neu, und ich habe gerade versucht, Ihnen 
deutlich zu machen, wie wir an etwas Neues herangehen. Wir versuchen, zu verste-
hen: Was findet da statt? Wie wird gearbeitet? Wer sind die Leute? Wo sind Heraus-
forderungen? Dann gibt es Veränderungsprozesse, und die sind für die Digitalisie-
rungsabteilung auch nicht leicht. 

Ich gestehe gerne ein, dass ich manchmal zu direkt bin. Daran arbeite ich unverändert. 
Ich habe Ihnen auch gesagt, dass es im täglichen Doing vorkommt, dass Dank und 
Wertschätzung zu wenig zum Ausdruck gebracht werden. Daran arbeite ich auch. 
Wenn an der einen oder anderen Stelle vielleicht gesagt wird: „Du hast eine zu hohe 
Führungstiefe“, dann ist das auch in Ordnung, dann setze ich mich damit auseinander. 
Es gibt manchmal Vorgänge, da ist ein tieferes Verstehen notwendig, und es gibt an-
dere Vorgänge, die so durchlaufen, ohne dass ich sie sehe oder dass es irgendeinen 
zeitlichen Verzug gibt. Es geht nicht alles aus meinem Hause bei mir über den Schreib-
tisch – um Ihnen das noch mal zu sagen. Ich hoffe, dass ich Ihnen das jetzt beantwortet 
habe. 

Hinweise zum Führungsverhalten – nur um die andere Seite noch mal zu spiegeln; 
das habe ich Ihnen heute auch schon gesagt –: Wir bekommen auch Adressen von 
Vertragsnehmern von IT.NRW mit der Bitte, uns zu kümmern, in Gespräche einzutre-
ten, um bestimmte Knoten, die sich irgendwie ergeben haben, zu lösen. Das ist nor-
mal. Ich habe gerade eine Anfrage vom Anfang dieses Jahres vorliegen, ob es ein 
Gespräch geben kann. Ich habe im letzten Jour fixe – wir sind ja immer da – die Haus-
leitung von IT.NRW gefragt, ob sie bereit ist, dazuzukommen, weil ich kein Interesse 
daran habe, mit Subvertragsnehmern alleine zu sprechen. 

Wir bekommen auch Hinweise zu anderen Geschäftsbereichen, dass sich am Bau Be-
teiligte beim Ministerpräsidenten oder beim Chef der Staatskanzlei schlicht und ergrei-
fend für das bedanken, was wir im Rahmen der Bauordnung, der Wohnraumförderung 
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oder wo auch immer machen. Das sind auch Hinweise zur Wahrnehmung der Führung 
des Hauses. Diese Spannbreite hat das. – Vielen Dank. 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Moor, bitte schön. 

Justus Moor (SPD): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Vielen Dank, Frau Ministerin. Ich 
muss bei den Fragen von Frau Kollegin Freimuth nachhaken. Ich habe vom Herrn 
Staatssekretär mitgenommen – korrigieren Sie mich, wenn ich das falsch verstanden 
habe –, dass die Vorkommnisse, wie sie in Teilen im SPIEGEL beschrieben wurden, 
so nicht stimmen, dass nicht geschrien wurde. Ich nehme wahr, dass Sie gesagt ha-
ben, dass Sie ab und zu zu direkt sind. Gehen Sie davon aus, dass diese Direktheit 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu Aussagen wie „gesundheitsschädigend“ oder 
„desaströs“ zwingt? 

Der Kollege Schrumpf hatte vermutet – würde ich sagen –, dass Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im Changemanagement unzufrieden sind, dass sie deswegen zu bequem, 
behäbig und selbstzufrieden wären und deswegen Kritik äußern würden. 

(Fabian Schrumpf [CDU]: Wir haben ja ein Wortprotokoll! Da sollten 
Sie jetzt nicht so etwas Falsches behaupten!) 

Gleichzeitig haben Sie in der Presse und gerade auch noch mal anerkannt, dass Sie 
Ihr eigenes Fehlverhalten überdenken sollten. Welche Einschätzungen einiger Ihrer 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter – das sind ja nicht nur einzelne – nehmen Sie dahin 
gehend wahr, dass sie stimmen, zutreffen? Oder halten Sie die ebenfalls für zu hoch 
gegriffen? 

Daran anschließend – Frau Kollegin Freimuth hatte gerade nach den Gesprächen ge-
fragt –: Sie haben eingeräumt, Ihr Fehlverhalten nach den Berichten des SPIEGEL, 
des WDR und vieler weiterer Medien nun überdenken und aufarbeiten zu müssen. 
Wenn es schon Gespräche mit dem Ministerpräsidenten und dem Chef der Staats-
kanzlei über Ihren Führungsstil gab, warum haben diese Gespräche dann nicht dazu 
geführt, dass Sie Ihr Fehlverhalten überdenken und etwas ändern? 

Ich frage mich, warum Sie oder zumindest Ihr Haus, Ihre Pressestelle gegenüber dem 
SPIEGEL zunächst erklärt haben, dass es solche Gespräche eigentlich nicht gegeben 
habe. Nun sagen Sie – das hat auch die Staatskanzlei bestätigt –, dass es Gespräche 
und eine direkte Ansprache gegenüber Ihnen zu Ihrem Führungsstil und Fehlverhalten 
gegeben haben soll. Das ist eine Frage. 

Eine weitere Frage ist eine fachliche – darüber bin ich gerade gestolpert. Sie haben 
gesagt: Geschäftsprozessanalysen halte ich für Standard und finde ich richtig so. – 
Welche externen Anwaltskanzleien sind denn beauftragt worden, um sowohl Ihr Minis-
terium als auch d-NRW mit Geschäftsprozessanalysen zu überziehen, wie Sie dies bei 
IT.NRW getan haben? 

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Frau Ministerin, bitte schön. 
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Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Wissen 
Sie, Herr Moor, das eine ist, vorbereitete Fragen vorzulesen, das andere wäre gewe-
sen, vielleicht mal zuzuhören. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Justus Moor [SPD]) 

Ich meine, wir kennen uns ja auch. 

(Christian Dahm [SPD]: Unangemessen! – Zuruf von der CDU: Genau 
richtig! – Simone Wendland [CDU]: Das ist so peinlich!) 

Ich habe Ihnen gesagt, dass ich die Kritik annehme. Sie behaupten Dinge, die ich nicht 
gesagt habe. Ich nehme die Kritik an. Ich kenne meine Stärken, und ich kenne meine 
Schwächen. Jeder Mitarbeiter, den ich habe, ist ein eigener Charakter – so wie auch 
jeder von Ihnen hier –, und dem habe ich gerecht zu werden, das ist mein Auftrag. 

Wir wissen nicht, wer die Personen sind, die sich da gemeldet haben. Wir wissen es 
nicht. Verstehen Sie? Das macht es für mich so schwierig. Wir haben Recht zu wahren. 
Wir haben gestern auch gesagt: Es macht keinen Sinn, in der Abteilungsleiterrunde zu 
spekulieren, wer es denn sein könnte. – Das ist unerheblich. Wenn es da Beschwerden 
gegeben hat oder gibt, dann haben die uns zu interessieren. Ich habe Ihnen nur deut-
lich gemacht, dass wir uns über neun Jahre hinweg über nichts Vergleichbares aus-
getauscht haben, weder mit der Abteilungsleitung noch dem Personalrat. 

Der Staatssekretär führt mehr Gespräche mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
als ich; ich führe Gespräche, aber der Staatssekretär führt mehr Gespräche. Vielleicht 
kann er dazu gleich noch etwas sagen. 

Dann hatten Sie noch eine … Deswegen haben wir übrigens auch gesagt: Wir machen 
dieses anonyme Tool. – Wir haben das ja gesagt, weil wir es letztendlich wissen wol-
len. 

Ich habe am Montag angekündigt, dass ich unter Beteiligung des Staatssekretärs und 
unter Einbezug des Personalrates für Gespräche zur Verfügung stehe. Es hat sich bis 
jetzt niemand gemeldet. 

Wir haben das gestern intensiv ausgetauscht. Trotzdem machen wir uns auf den Weg. 
Deswegen ist die Mitarbeiterversammlung so wichtig – ich betone das noch mal –; 
nicht, weil wir zusammenkommen müssen, sondern weil wir zusammenkommen wol-
len, um das auf den Weg zu bringen. 

Ich habe Ihnen gerade gesagt, was wir austauschen und was wir ausgetauscht haben, 
nämlich zur personellen Aufstellung der Abteilung Digitalisierung, auch des Landesbe-
triebs. Wir haben für den Landesbetrieb übrigens entschieden, die Leitungsstruktur um 
einen stellvertretenden Präsidenten zu erweitern, weil die Aufgaben vielfältiger gewor-
den sind; das haben wir ziemlich früh entschieden. Das machen wir nicht, weil wir 
Spaß an was weiß ich haben, sondern weil wir sehen: Es gibt erhöhte Anforderungen 
von allen Seiten, und der Betrieb ist zu groß bzw. so groß, dass er zwei Personen in 
der Führung gebrauchen kann. Deswegen haben wir zum Beispiel das auf den Weg 
gebracht. 
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Ich habe Ihnen gesagt, es wurde Ihnen gesagt: Es wurden Hinweise Dritter im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Hausleitung gegeben. Das habe ich Ihnen gesagt, 
und gerade habe ich Ihnen gesagt, was darunter alles zu verstehen ist. Das ist sehr 
vielfältig. 

Und wissen Sie … Wie soll ich das jetzt formulieren? – Ich habe jeden Tag Entschei-
dungen zu treffen, der Staatssekretär und die Abteilungsleitungen auch. Jeden Tag 
treffen wir Entscheidungen. Sie tun so, als ob jede Entscheidung fehlerhaft ist. 

(Widerspruch von Christian Dahm [SPD], Sebastian Watermeier 
[SPD] und Justus Moor [SPD]) 

– So habe ich Sie verstanden, wenn ich Sie falsch verstanden habe, Herr Moor, in 
Ordnung, dann danke ich Ihnen für die Klarstellung. 

Das dürfen die Menschen in diesem Land erwarten. Wir sind das einwohnerstärkste 
Bundesland dieser Republik. Wir sind ein relevanter Wirtschaftsfaktor der Gesamtre-
publik. Wir reden nicht nur über Reformagenden, sondern setzen sie um, und zwar 
miteinander. – Vielen Dank. 

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Herr Staatssekretär, bitte schön. 

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Die Ministerin hat 
mich gerade gebeten, bezüglich der Mitarbeitergespräche Stellung zu nehmen. Ich 
führe regelmäßig Mitarbeitergespräche durch, die geplant sind, aber das eben ange-
sprochene Angebot gilt dauerhaft. Die Ministerin hat ja gerade ausgeführt, dass dieses 
persönliche Angebot bislang … Das ist kein Angebot von zwölf bis Mittag, sondern soll 
auch weiterhin zur Verfügung stehen, weil Mitarbeitende zum Teil auch erst mal … 
Vielleicht ist das eben zu kurz gekommen: Es gibt unterschiedliche Durchführungs-
wege. Man kann alleine mit der Ministerin sprechen, man darf sich ja auch über den 
Staatssekretär beschweren. Man darf mit mir Gespräche führen, man kann sie zusam-
men und unter Einbindung des Personalrates führen. Wir wollen eine gewisse Offen-
heit zeigen hinsichtlich der unterschiedlichen Durchführungswege, die da möglich sind. 

Ich bin eben ein wenig emotional geworden. Sie können davon ausgehen, dass das in 
den letzten Tagen wechselseitig immer mal wieder vorgekommen ist. Die öffentliche 
Mitteilung ist das eine, aber was einen umtreibt, ist die Frage: Was ist mit denjenigen, 
die sich nicht trauen, sich zu melden? Was ist mit denjenigen, die irgendetwas haben 
und sich melden wollen, aber jetzt möglicherweise sagen: „Mein Punkt ist gar nicht so 
groß, wie das, was jetzt öffentlich mitgeteilt wird; ich habe ganz andere Punkte, die 
mich in der allgemeinen Tätigkeit unabhängig von Ministerin oder Staatssekretär be-
schweren“? Die haben doch auch ein Recht darauf, in der für sie nicht leichten Situa-
tion irgendwo Gehör zu finden. 

Ich muss es noch mal betonen: Auch bei uns im Haus sind Mitarbeiter mit diesem 
gesamten Themenkomplex behaftet, befrachtet. Die Diskussion darüber, wer es ist 
und ihn als Kollegen nicht zu sehen, zu unterstützen, ihm nicht zu helfen, macht etwas 
mit einem. Deswegen und um das gemeinschaftlich zu gehen, möchten wir alle Mög-
lichkeiten zur Verfügung stellen, auch das von der Ministerin angesprochene Tool zum 
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anonymen Melden, sodass man sagen kann: Ey, ich muss was loswerden, ich will das 
auch loswerden. 

Die Ministerin hat eben ausgeführt – ich weiß gar nicht, ob ich das sagen soll oder 
sagen darf … Sie ist direkt … Anruf an Heiligabend, mittags – da kann ich auch gut 
und gerne drauf verzichten. Als ich Heiligabend auf das Handy geguckt und „Ina Schar-
renbach“ gelesen habe, habe ich nicht „Hurra!“ geschrien. Aber es ging darum, dass 
Hochwasser- und Pegeldaten auf unserer Homepage bzw. bei IT.NRW nicht abrufbar 
waren. Und es gab Hochwasser. In Nordrhein-Westfalen ist da eine gewisse Sensibi-
lität dabei. 

(Kopfschütteln von Christian Dahm [SPD]) 

– Ja, Herr Dahm, Sie schütteln sofort wieder den Kopf. – Auch das sind Momente, in 
denen es nicht immer seminargestylt zugeht, sondern eine gewisse Sensibilität … 
Noch mal: Es ging nicht nur um Daten, es gab an dem Tag Hochwasser – um das mal 
zu sagen. Vielleicht haben Nordrhein-Westfalen und allen voran das Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung eine gewisse Sensibilität, was das 
Thema angeht. Die Menschen haben sich gemeldet, nicht nur bei uns, sondern auch 
beim MUNV, dass sie die Daten nicht sehen können. Die Erreichbarkeit war nicht ge-
geben. 

Ich will damit nur sagen: Es gibt manchmal Situationen … Ich habe ja gerade eben 
mich beschrieben, dass ich gesagt habe: Auf den Anruf von Ina Scharrenbach an Hei-
ligabend, mittags, kann ich verzichten. – Trotzdem war es korrekt, weil es darum ging, 
wie wir das gelöst kriegen. Die Menschen interessiert es in dem Moment nicht, ob 
Heiligabend, Silvester oder was auch immer ist, sondern nur, dass man sich darum 
kümmert. Da haben auch viele eingegriffen. Aus so einem Ereignis resultieren auch 
Folgeaufträge, die wieder Gespräche mit sich bringen, um das mit zu begleiten. 

Ich musste das an dieser Stelle einmal sagen. Wenn es darum geht, Kritik und Sorgen, 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben, ernst zu nehmen, geht es auch darum, sie 
in die Situation einzubinden, oder zu sagen: Es hat mit dem Arbeitsplatz an sich zu 
tun, oder es sind andere Punkte. 

Gewisse Beschwerden sind vielschichtig, und deswegen wollen wir sie auch mit aller 
Qualität bearbeiten. Ich sage immer „wir“, aber auch mit externer Begleitung; auch in 
dem Doing, wie Führungskräfte – dazu gehören wir, aber auch weitere – den Mitarbei-
tenden zur Verfügung stehen, Informationen richtig weitergeben, gut weitergeben, 
aber auch entgegennehmen. Deswegen ist das nicht mal eben so. 

(StS Daniel Sieveke [MHKBD] schnippt mit den Fingern.) 

Wir sind vom ersten Tag an, seit dem Donnerstag, mit den Tools, den Gesprächen 
gestartet. Ich verrate Ihnen mal ein Geheimnis: Einige Sachen waren von uns davor 
sogar als Veränderungsmanagement vorgesehen, zum Beispiel was Schulungsnot-
wendigkeiten und, und, und angeht. 

Deswegen: Der Weg lohnt sich, unabhängig von einer oder zwei Personen, sondern 
für die Mitarbeitenden, die – wie die Ministerin eben ausgeführt hat – wirklich wertvolle 
Arbeit für die Menschen in Nordrhein-Westfalen leisten. 
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Vorsitzende Ellen Stock: Herr Dudas. – Herr Moor, eine Nachfrage. 

Justus Moor (SPD): Frau Vorsitzende, ich hatte eine Frage, die, glaube ich, unterge-
gangen ist. Zu den Geschäftsprozessanalysen, die Sie für IT.NRW in Auftrag gegeben 
haben: Hat es auch ähnliche Beauftragungen an externe Kanzleien für das Ministerium 
selbst und d-NRW gegeben? Und bitte auch: In welcher Höhe waren diese? 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Evers bitte. 

MDgtʼin Melanie Evers (MHKBD): Bei uns im Ministerium habe ich das selber ge-
macht, weil es meine Abteilung ist, in der die zentrale Vergabestelle sitzt. Ich bin auf 
die Vergabestelle zugegangen, weil in dem Moment der Referatsleiter nicht da war, 
und habe mir erst mal Zahlen, Daten, Fakten angesehen. Ich habe Gespräche mit den 
Mitarbeiterinnen dort geführt – wir haben nur Mitarbeiterinnen – und mir genau erklären 
lassen, wie sie ihre Vergaben machen: Wie läuft das? Was setzen sie um? Welche 
digitalen Prozesse verwenden sie? Welche Tools setzen sie ein? Wie ist das? 

Der Prozess, den wir da angestoßen haben, ist bis heute noch nicht abgeschlossen. 
Wir haben zum Beispiel erst kürzlich VMS digitalisiert bzw. eingeführt. Das läuft jetzt 
grundsätzlich über dieses Produkt, damit wir die Verträge hinterher besser controllen 
können. Wir sind bei all dem Bedarf, den wir haben, auch dabei, die Vergabestelle 
personell zu verstärken. Wir versuchen, dort Verstärkung hinzubringen, indem wir Ver-
schiebungen innerhalb der Abteilung vornehmen, damit wir an neuralgischen Stellen, 
die wichtig sind, auch wirklich das Personal haben, das wir dort brauchen. 

Da Sie die Prüfung von d-NRW ansprachen: Ja, da habe ich mir auch Hilfe von Heu-
king geholt. Aber verstehen Sie das bitte nicht falsch: So überzogen in dem Sinne, 
dass die Kanzlei bei d-NRW einmarschiert oder bei IT.NRW einfach hineingegangen 
wäre, ist es nicht gelaufen. Die Prüfung ist über meinen Schreibtisch gelaufen, die 
Kommunikation mit der Anwaltskanzlei ist über meinen Schreibtisch gelaufen, die 
Kommunikation mit IT.NRW ist über die Dienstaufsicht gelaufen, das heißt, die Dienst-
aufsicht war an dieser Stelle immer stringent und eng eingebunden. 

Die Zahl bezüglich dessen, was wir an Heuking bezahlt haben, habe ich jetzt nicht im 
Kopf, muss ich raussuchen, kann ich aber nachliefern. 

(Justus Moor [SPD]: Danke!) 

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Herr Dudas bitte. 

Gordan Dudas (SPD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Frau Ministerin, vorab eine 
persönliche Bemerkung meinerseits: Das Vorlesen von Fragen, von Vorlagen ist Zei-
chen einer guten und gewissenhaften Vorbereitung auf eine Sitzung. 

Wie ich das mitbekommen habe, hat auch die CDU heute jedes ihrer Statements vor-
gelesen. Dementsprechend sollte das hier kein Kriterium sein, sondern man sollte sich 
tatsächlich auf die Inhalte, auf die Fragen konzentrieren und auf das, was Sie antworten. 
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Unterbrechungen von Rednern sprechen natürlich auch für sich, das hat ja auch be-
stimmte Gründe, ebenso wie die einstudierte Rhetorik dieser Ausschusssitzung, von 
der ich mir sehr sicher bin, dass sie bald als Best-Practice-Material für jede Soziolo-
gievorlesung verwendet wird. 

(Zurufe von der CDU) 

Sie haben mehrere Einlassungen gemacht, Sie haben hier des Öfteren wiederholt, 
dass die Medienberichte wohl nicht den Tatsachen entsprechen. Deswegen meine 
erste Frage an Sie, Frau Ministerin: Wie erklären Sie sich dann die in der Presse, 
insbesondere im SPIEGEL, erhobenen Vorwürfe hinsichtlich Ihres Führungsstils? Da 
hätte ich von Ihnen gerne ganz konkret beantwortet, was an diesem Artikel alles falsch 
und was alles richtig ist. 

Sie sind vorhin auf einen Brief vom März 2024 eingegangen. Es gibt offenbar auch 
einen – ich sage mal – Brandbrief aus dem April 2024, in dem sich die Hauptpersonal-
räte der NRW-Landesverwaltung an den Ministerpräsidenten gewandt und die schlep-
pende Digitalisierung und den Umgang mit Künstlicher Intelligenz in der Landesver-
waltung kritisiert haben. Einer der zentralen Kritikpunkte war die monatelange Vakanz 
hinsichtlich der CIO-Stelle. Es ging um Führungslosigkeit und fehlende Strategien. Sie 
haben auch befürchtet, es wurde die Sorge geäußert, dass diese Vakanz bei der CIO-
Funktion letztlich einer Abschaffung gleichkommt. Meine Frage dazu: Ist Ihnen dieser 
Brief bekannt? Wenn er Ihnen bekannt ist: Was hat der Ministerpräsident dann mit 
Ihnen besprochen? 

Darüber hinaus möchte ich gerne von Ihnen wissen, wann die nächste Betriebsver-
sammlung terminiert ist. Es geht nicht um die nächste reguläre, sondern vielmehr da-
rum, ob es zu diesem Sachverhalt eine außerordentliche gibt. Wie oft gibt es in Ihrem 
Haus eigentlich Betriebsversammlungen? Und wann war die letzte Betriebsversamm-
lung? 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte schön. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank. – Ich fange mit dem Letzten 
an: Bei uns heißen diese Versammlungen Personalversammlungen, weil der Perso-
nalrat einlädt. Eine Personalversammlung findet einmal im Jahr statt. Es wird eine Mit-
arbeiterversammlung geben – das ist die, zu der ich einlade. Hier sind wir gerade in 
der Terminabstimmung mit dem Personalrat, weil wir natürlich auch einen entspre-
chenden Raum benötigen, das heißt, es finden gerade zwei Abstimmungen statt: Wir 
sind auf der Suche nach Räumen, und wir befinden uns in der Terminabstimmung. 
Sobald wir die Terminabstimmung mit dem Personalrat beendet haben – Grundsatz: 
erst intern, dann extern kommunizieren –, wird intern kommuniziert. So haben wir uns 
verständigt, das war die Bitte vom Personalrat, dem habe ich zugestimmt, und dann 
halte ich mich auch daran. 

Im Hinblick auf das Schreiben aus dem April 2024: an den Landtag? 

(Gordan Dudas [SPD]: An den Ministerpräsidenten!) 
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– An wen denn jetzt? 

Gordan Dudas (SPD): An den Ministerpräsidenten – so wie ich es gesagt habe –, und 
zwar kam der Brief von den Hauptpersonalräten der NRW-Landesverwaltung. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Ja, das müsste das Schreiben vom März 
2024 sein, auf das die Staatskanzlei geantwortet hat; so wie wir Ihnen das auch auf 
eine Kleine Anfrage im Jahr 2024 – soweit ich mich erinnere; ich habe die Nummer 
nicht parat – geantwortet haben. Es gibt ein Schreiben der Arbeitsgemeinschaft der 
Hauptpersonalräte, das an die Staatskanzlei gegangen ist, und die Staatskanzlei hat 
dieses Schreiben beantwortet. Wir haben Ihnen gesagt: Es ist normal, dass man sich 
an die Staatskanzlei wendet. – Und ich habe Ihnen gesagt: Es ist auch normal, dass 
man sich an unser Haus wendet, beispielsweise wenn Kommunen sich von anderen 
Häusern beschwert fühlen. 

Gordan Dudas (SPD): Das ist …  

(Jochen Klenner [CDU]: Frau Vorsitzende, erteilen sich die Abgeord-
neten jetzt selber das Wort?) 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Dudas, Sie haben nicht das Wort, das hat die Ministerin. 

(Zuruf von Gordan Dudas [SPD]) 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Zu dem, was da veröffentlicht wurde: Ich 
habe Ihnen gerade Originalteile dessen vorgelesen, was wir dem SPIEGEL geantwor-
tet haben. Wir haben wahrheitsgemäß geantwortet, wir haben transparent geantwor-
tet. Ich weiß nicht, ob Sie noch andere Fragen haben, beispielsweise was die F&E-
Mittel anbetrifft. 

Unseren Recherchen zufolge darf IT.NRW seit dem 1. Januar 2026 auf Rechnungen 
keinen Aufschlag für Forschung und Entwicklung mehr erheben. Ist das korrekt? Ist 
weiterhin korrekt, dass dieser Aufschlag zuvor bei 1,5 % der Rechnungssumme lag? 
Wenn ja: Wer hat das veranlasst? Gab es eine formale Begründung? 

Antwort an den SPIEGEL: Nach § 5 der Betriebssatzung für den Landesbetrieb Infor-
mation und Technik werden alle vom Landesbetrieb zu erbringenden Leistungen in 
Abstimmung mit der Aufsichtsbehörde in einem ständig fortzuschreibenden Leistungs- 
und Entgeltverzeichnis festgelegt. Die Aufsichtsbehörde ist mein Haus. Der Landes-
betrieb selbst ist nicht auf Gewinnerzielung ausgelegt. In den vergangenen Jahren hat 
der Betrieb Überschüsse erzielt, die zum einen in die Rücklagen eingestellt und zum 
anderen an den Einzelhaushalt des Ministeriums der Finanzen zurückgeführt wurden – 
in den allgemeinen Haushalt, das können Sie in allen öffentlichen Unterlagen nachle-
sen, die hier Gegenstand sind. 

Im Zuge der Haushaltkonsolidierung wurden daher erhobene Zuschläge kritisch hinter-
fragt und in der Folge seit dem 1. Januar 2026 aufgegeben. Es besteht die Vereinbarung, 
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dass Vorhaben aus dem Bereich von Forschung und Entwicklung gesondert beantragt 
und bezahlt werden können. Da beantragte Vorhaben in Teilen der Freigabe anderer 
Ressorts aufgrund deren Zuständigkeiten bedürfen und/oder es sich um Standardset-
zungen für die gesamte Regierung handelt, sind vorher standardsetzende Beschlüsse 
notwendig, um die Heterogenität, die Vielzahl von technischen Lösungen zu begrenzen. 

Das zieht sich heute durch den ganzen Tag: Es geht um Standardisierung, es geht um 
IT-Konsolidierung, es geht um die Verringerung von Insellösungen, die uns langsam 
machen. 

Darüber hinaus können die aus früheren Jahren gebildeten Rücklagen zum Einsatz 
gebracht werden. Die Vorgehensweise führt dazu, dass die einzelnen Ressorts der 
Landesregierung geringere Ausgaben haben und in der Folge der Landesbetrieb ein 
ausgeglichenes Jahresergebnis erzielen kann. 

Wir sind in der gesamten Bundesrepublik gerade in wirklich schwierigen Haushaltszei-
ten. Wir setzen diese Mittel effektiver und effizienter ein und setzen dennoch Meilen-
steine. 

(Gordan Dudas [SPD]: Das ist nicht meine Frage!) 

Aus einem Jour fixe, an dem der Staatssekretär und ich teilnehmen, hat er Ihnen be-
richtet. Ich habe den Staatssekretär nach diesem Gespräch gefragt: War ich zu deut-
lich? – Und der Staatssekretär hat Ihnen eine Antwort gegeben. Insofern … 

(Gordan Dudas [SPD]: Er hat mir keine gegeben bis jetzt! – Zuruf von 
der CDU: Er hat doch vorhin davon gesprochen!) 

– Herr Abgeordneter Dudas, bei aller Wertschätzung, der Staatsekretär hat … 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Dudas, jetzt zum zweiten Mal: Die Ministerin hat das 
Wort. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Der Staatssekretär hat Ihnen gesagt, dass 
er Zeuge dieses Gesprächs gewesen ist. Auf meine Frage, auf mein Störgefühl hin, 
ob ich zu deutlich war, hat er gesagt: Du warst deutlich. Das war … – Notwendig? 

(StS Daniel Sieveke [MHKBD]: Ja!) 

Ich muss es jetzt eins zu eins wiederholen, weil Sie eine Audiodatei haben und an-
sonsten einen Widerspruch konstruieren. Deshalb: Das stimmt nicht. Deswegen sage 
ich Ihnen: Es geht hier in dieser Thematik viel um Empfindung. Deswegen muss man 
einen persönlichen Austausch führen, und darum habe ich gebeten. 

Ich wiederhole mich jetzt noch mal. Vielleicht hat man auf der Empfängerseite ein Wort 
anders verstanden, hat anders empfunden, wie ich geguckt oder nicht geguckt habe. 
Darüber müssen wir uns miteinander austauschen. 

Aber der Landesbetrieb Information und Technik wird den Weg zum Betrieb IT.NRW 
2030 gehen, mit einem neuen Rechenzentrum, mit einer gehärteten technischen Auf-
stellung für Souveränität und Resilienz, als digitaler Landesarchitekt in dieser Verwal-
tung. Das ist das Ziel, und das haben wir seit 2022 vorbereitet, unter Berücksichtigung 
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Ihrer Diskussionen hier im Landtag, unter Berücksichtigung der Ergebnisse des Rech-
nungshofes aus mehreren Berichterstattungen. 

Ich sage jetzt zum dritten Mal: Ich rede nicht davon, Menschen scheitern sehen zu 
wollen; so fühle ich nicht, denke ich nicht. Ich sage Ihnen das jetzt zum dritten Mal, 
und vielleicht können Sie das einfach annehmen. 

Wenn die Personen, die sich bei den Medien gemeldet haben, sich auch bei uns mel-
den könnten, wäre das hilfreich. 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Wendland bitte. 

Simone Wendland (CDU): Frau Vorsitzende, ich rüge ausdrücklich die Neutralität Ih-
rer Sitzungsleitung. Ich habe durch unseren Referenten nachfragen lassen, wann ich 
denn mal endlich dran bin, weil ich mich vor längerer Zeit gemeldet habe, und da war 
die Antwort: Weil Herr Dudas jetzt gleich weg muss, muss er jetzt drangenommen 
werden. – So funktioniert das hier nicht. 

(Zuruf von Gordan Dudas [SPD]) 

– Ich bin jetzt dran, Herr Dudas. – Ich erwarte bei eins, zwei, drei, vier, fünf, sechs, 
sieben Männern von der SPD, die hier sitzen, um eine Ministerin zu grillen, dass sie 
auch anwesend sind  

(Christian Dahm [SPD] kehrt in den Saal zurück.)  

und ihre vorbereiteten Sprechzettel auch wirklich abarbeiten. Das soll hier offensicht-
lich geschehen. Ich freue mich, dass Herr Dahm zurückkehrt, nachdem er seinen vor-
bereiteten Zettel offensichtlich in die Kameras diktiert hat. Ich würde gerne auf etwas 
zurückkommen, was er vorhin gesagt hat. Herr Dahm, Sie haben gesagt, Sie wollen 
gar nicht so viel dazu hören, was das Ministerium alles gemacht hat. Doch. Ich zitiere 
mal aus dem Protokoll des Plenums – Sie haben gesagt –: 

„Das Ministerium ist auf dem Zukunftsfeld ‚Digitales‘ nicht arbeitsfähig […]“ 

Ich glaube, wir haben hier heute eine ganze Menge dazu gehört, wie arbeitsfähig das 
Ministerium ist und wie viel hier geleistet worden ist. Ich glaube, meine sieben Herren 
von der SPD, hier ist mal eine Entschuldigung fällig. Kommt die jetzt? – Sie gucken 
betreten weg. 

(Gordan Dudas [SPD]: Nö!) 

– Herr Dudas sagt: nein. – Das wäre aber angezeigt. 

Hier werden Fragen ständig wiederholt. Die Ministerin hat es gesagt; es ist vorhin, 
ganz am Anfang von der Ministerin gesagt worden: In neun Jahren – neun Jahre! – ist 
vom Personalrat kein Vortrag dieser Art an mich herangetragen worden. – Sie hat auch 
gesagt: Auch sonst ist das nicht an mich herangetragen worden. 

Wir wollen das Ganze mal „Mobbingvorwürfe“ nennen. Das Bundesarbeitsministerium 
gibt jedes Jahr einen Bericht über Arbeitnehmer heraus, die gemobbt werden. Das 
sind etwa 2 Millionen, also werden etwa 6,5 % der Arbeitnehmer gemobbt. Die können 
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sich da melden. Es gibt also ganz viele Wege, sich zu wehren. Das kann man auch 
anonym tun, aber die wenigsten der Betroffenen wenden sich an die Presse. Das Land 
NRW – jetzt können Sie sich auf die Schulter klopfen, das war wahrscheinlich in Ihrer 
Regierungszeit – betreibt seit mehr als 20 Jahren die sogenannte MobbingLine NRW. 
Da hätte ich von Ihnen einen Vortrag erwartet. Sie sind so grottenschlecht vorbereitet, 
liebe SPD, bei so massiven Vorwürfen. Den Bericht des Landesrechnungshofs hatten 
Sie nicht auf dem Schirm – gar nichts. Sie haben nur Ihre kleinen Zettelchen mit den 
Vorwürfen, die Sie der Presse entnommen haben. Das enttäuscht mich jetzt. Aber gut, 
das mag aus Ihrer Frustration über die vergangenen Wahlergebnisse herrühren. Wenn 
man verzweifelt ist, greift man vielleicht zu solchen Mitteln. 

(Zuruf von Gordan Dudas [SPD]) 

– Ja, da kommen wir gerne noch zu, Herr Dudas. 

Die MobbingLine NRW ist also jetzt schon in der Lage, solche anonymen Beschwer-
den aufzugreifen. Im MHKBD gibt es einen Personalrat, es gibt einen Hauptpersonal-
rat. In neun Jahren hat sich da niemand gemeldet. Und knapp ein Jahr vor der Land-
tagswahl kommt ein Parteifunktionär – Hallo! SPD-Parteibuch! – und meldet was. Ein 
Schelm, der Böses dabei denkt. Sorry. Das habe ich übrigens aus dem Landtagsblog; 
der Mann recherchiert richtig gut – schönen Gruß an dieser Stelle. 

Ich muss sagen: Betroffene wenden sich an die Presse, sie bleiben anonym. Das pas-
siert aber immer dann, wenn es um Politik geht. Ich erinnere an die Berichterstattung 
über die Vorwürfe gegen die GRÜNE-JUGEND-Chefin wegen schweren Mobbings 
oder was. Ich könnte noch mehr Beispiele nennen. Was ich damit sagen will: Wie mö-
gen sich wohl die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fühlen, die mit der 
Presse gesprochen haben, wenn sie jetzt das Gefühl haben, von der SPD aus ihrer 
Anonymität herausgedrängt zu werden? 

(Sebastian Watermeier [SPD]: Hä?) 

– Ja, das kommt ja vielleicht noch. – Sie haben diesen ganzen Vorgang nicht verstan-
den. Wenn jemand das Gefühl hat, es wird ihm auf die Füße getreten, er wird gemobbt 
oder Ähnliches, dann erwartet er doch Anonymität. Genau das hat die Ministerin an-
geboten, und das ist ihr doch hoch anzurechnen. Man muss doch in der Lage sein, 
sich einer Person anzuvertrauen, die das nicht offenbart. Das wollen Sie nicht tun. Sie 
haben nämlich gar keine Beweismittel. Sie haben das, was in der Presse stand. Da 
haben sich Menschen der Presse anvertraut, und die sind schützenswert – das hat der 
Staatssekretär eben gesagt. Darum wird da auch nicht geplaudert. Das rechne ich dem 
Ministerium übrigens hoch an. Die wissen ganz genau, was sie tun, was sie rechtlich 
tun. Ich kann der SPD nur raten, ganz vorsichtig zu sein. Schützen Sie die Menschen, 
um die es hier geht. Die haben es nämlich verdient. 

(Gordan Dudas [SPD]: Vor wem denn? – Christian Dahm [SPD]: Vor 
Ihrer Ministerin! – Zuruf von der CDU: Frechheit!) 

– Vor Ihnen, vor der SPD-Fraktion, die ihre vorbereiteten Zettelchen abliest und sonst 
nichts auf der Pfanne hat. – Vielen Dank.  
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(Jochen Klenner [CDU]: Mandatsmissbrauch! – Weitere Zurufe von 
der CDU) 

Vorsitzende Ellen Stock: Liebe Frau Kollegin Wendland, Sie zweifeln meine Sit-
zungsneutralität an. Ich weise das entschieden zurück. Sie haben zweimal Ihre Mitar-
beiter geschickt, um nachzugucken, wo Sie auf der Redeliste sitzen. Das haben wir 
Ihnen das erste Mal gezeigt. Sie sind ganz normal drangekommen. Herr Dudas ist 
auch noch anwesend, obwohl Sie gesagt haben, man hätte ihn vorgezogen, weil er 
wegmüsste. Wie wir das untereinander tauschen innerhalb eines Blockes, das nenne 
ich dann auf jeden Fall Sitzungsleitung. 

(Zuruf von der CDU: Ach so! – Weitere Zurufe von der CDU) 

Frau Wendland ist ordnungsgemäß drangekommen, auch wenn Sie dazu Unruhe ge-
macht haben. Sie können das gerne zum Protokoll dabei haben, in welcher Reihen-
folge wir hier irgendwas haben. Das anzuzweifeln, weise ich entschieden zurück. 

(Jochen Klenner [CDU]: Sie haben es ja gerade eingeräumt!) 

– Ich habe gar nichts eingeräumt. 

(Jochen Klenner [CDU]: Doch!)  

Sie sind drangekommen, genau da, wo Sie auf der Redeliste gesessen haben. Und 
als nächstes würde Herr Clemens drankommen. Aber wenn ich darf … 

(Fabian Schrumpf [CDU]: Lesen Sie doch einfach mal die Liste vor!) 

– Bitte? 

(Fabian Schrumpf [CDU]: Lesen Sie doch die Liste der Wortmeldun-
gen vor! Dann haben wir mehr Klarheit!) 

– Als nächstes kommen: Herr Clemens, Herr Watermeier, Herr Wedel, Frau Eisen-
traut, Herr Franken, Herr Baer. 

(Gordan Dudas [SPD]: Nur Sozen!) 

Nur mal so. Sie ist hier doppelt geprüft. Das anzuzweifeln, dient nicht der Würde dieses 
Ausschusses. 

(Zuruf von Fabian Schrumpf [CDU]) 

– Sie haben nicht das Wort, Herr Schrumpf. – Das Wort hat jetzt die Ministerin, wenn 
sie wünscht, eine Erwiderung darauf zu geben. – Sonst gehen wir jetzt in der Redeliste 
weiter. Herr Clemens wäre dran. Nichtsdestotrotz: Die Sitzungsleitung ist einwandfrei, 
und ich verwehre mich dahin gehend. 

(Zurufe) 

Herr Clemens, bitte schön, Sie haben das Wort. 

Carlo Clemens (AfD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Sehr geehrte Frau Ministerin, 
ich habe weitere Nachfragen zu den von Ihnen als regulär eingeordneten Geschäfts-
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prozessanalysen. Ich kann mich hierbei wieder nur auf Presseberichte berufen. Dem 
Staatssekretär liegt das Schreiben des Präsidenten von IT.NRW vor. Herr Dr. Heidin-
ger spricht von einer Anordnung einer zweiten Untersuchung bei IT.NRW zu Compli-
ance und Controlling, mutmaßlich wieder durch besagte externe Großkanzlei. Hier 
hätte ich die Fragen: Trifft dies zu? Inwiefern ist dies inhaltlich angezeigt? Ist mit ent-
stehenden Kosten in vergleichbarer Höhe wie bei der ersten Untersuchung von 
IT.NRW zu rechnen? 

Dann möchte ich gerne noch eine Frage zur Personalfluktuation in Ihrem Hause stel-
len. Sie haben zu Beginn der heutigen Sitzung die Zahlen korrigiert, die in der Antwort 
auf die Kleine Anfrage der SPD angeführt worden sind. Sie haben hier genannt – ich 
hoffe, ich habe mir das richtig notiert –: In Ihrer Amtszeit gab es in Ihrem Hause insge-
samt 261 Beendigungen von Beschäftigungsverhältnissen, davon sind 94 in den Ru-
hestand gegangen und 111 Mitarbeiter wurden auf eigenen Wunsch versetzt bzw. ge-
kündigt. Lassen wir die zwei Regierungspräsidenten und die drei gewordenen Bürger-
meister raus, haben wir immer noch eine dreistellige Anzahl in neun Jahren.

Daher ergibt sich für mich die Frage – ich kann das jetzt auch auf Anhieb nicht einord-
nen, inwiefern diese Zahlen üblich sind auch für andere Ministerien; da können Sie 
mich vielleicht aufklären oder Herr Staatssekretär oder auch eine Mitarbeiterin des Mi-
nisteriums – in diesem Zusammenhang: Wie viele der seit 2017 verzeichneten perso-
nellen Versetzungs- und Kündigungsabgänge aus dem Ministerium korrelieren zeitlich 
und inhaltlich direkt mit Überlastungsanzeigen, Gefährdungsanzeigen oder formellen 
Beschwerden über das Führungsverhalten der Ministerin? Und wie viele der 94 Pen-
sionierungen in diesem Zeitraum waren vorfristige, also vorzeitige, Pensionierungen 
auf eigenem Wunsch? Sie haben die Zahlen im Zuge Ihres Wortbeitrags ja neu re-
cherchiert. Vielleicht haben Sie auch hierzu die Zahlen parat. Ansonsten müsste man 
das noch mal schriftlich nachreichen. Das wäre es fürs Erste. Vielen Dank.  

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Frau Ministerin, bitte schön. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Frau Evers. 

Vorsitzende Ellen Stock: Wir ziehen gerne Frau Evers vor. Bitte schön. 

MDgt'in Melanie Evers (MHKBD): Sehr gerne; danke. Zum Thema „Compliance-Un-
tersuchung“: Der Arbeitsauftrag ist ausgesprochen worden in einer gemeinsamen 
Dienstbesprechung mit dem Landesbetrieb, mit der Fach- und Dienstaufsicht, mit Mi-
nisterin und Staatssekretär im – jetzt muss ich überlegen – April 2025. Dem haben wir 
uns natürlich angenommen. Bei diesem Gespräch – wohlgemerkt – war auch Herr Dr. 
Heidinger telefonisch zugeschaltet. Er wusste also auch um diesen Auftrag – selbst-
verständlich. Der ist bei uns ganz regulär in die Vergabe gegangen, denn – ich hatte 
Ihnen das eben schon geschildert – ich habe eine halbe Stelle gD in der Dienstaufsicht. 
Da brauche ich eben auch an der einen oder anderen Stelle etwas Unterstützung. Wir 
haben dieses Vergabeverfahren ganz normal auf den Weg gebracht. Wir haben ein 
Ergebnis im Vergabeverfahren nicht erzielen können. Also: Es ist weder eine Untersuchung 
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angesetzt noch durchgeführt worden. Und wie es dort weitergeht, das hängt jetzt von 
der Entscheidung der Hausleitung ab, von Frau Ministerin. 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte schön.  

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank. – Zu den Zahlen noch mal: 
Wenn Sie mögen, können wir Ihnen die Tabelle auch schlicht geben, bevor ich die jetzt 
hier vorlese. 

Dahinter ist auch noch mal aufgeschlüsselt worden nach Jahren, nach Jahresscheiben 
in der Aufteilung Tarifbeschäftigte, Beamte. Wäre das okay?  

(Zustimmung von Carlo Clemens [AfD]) 

 

Dann bekommen Sie das, weil wir die eine Antwort der SPD eh korrigieren müssen, 
weil da, wie gesagt, 90 Verrentungen drin ... 

(Sebastian Watermeier [SPD]: Das ist die Antwort an die SPD, Frau 
Ministerin!) 

– Bitte? 

(Sebastian Watermeier [SPD]: Das ist die Antwort an die SPD, nicht 
von der SPD!) 

– Entschuldigung. … an den anfragenden Abgeordneten der SPD korrigieren müssen, 
weil da 90 Ruheständler drin sind. Es sind aber 94. Dann würden wir das so tun und 
würden das da entsprechend beifügen. Okay? – Gut. 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Watermeier, bitte. 

Sebastian Watermeier (SPD): Danke schön, Frau Vorsitzende. – Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Liebe Frau Ministerin, ich würde gerne noch mal nachfragen. Wir haben 
ja jetzt hier im kollegialen Dialog herausgearbeitet: Es gab eine Berichterstattung über 
diverse Beschwerden, die bei der Staatskanzlei aufgelaufen sind. Ausweislich der Be-
richterstattung – ich kenne keine einzige davon in Textform – handelt es sich ja sowohl 
um Eingaben von Hauptpersonalräten als auch um andere Beschwerden. Von einem 
guten Dutzend, die sich gemeldet haben, war, glaube ich, in der Berichterstattung die 
Rede. Diese beginnen irgendwo im Jahr 2024 und ziehen sich über das Jahr 2025. 

Ich stelle noch mal die Fragen, Frau Ministerin: Hat es zwischen Ihnen und dem Mi-
nisterpräsidenten Gespräche über diese Beschwerden gegeben? Hat es zwischen 
Ihnen und dem Chef der Staatskanzlei Gespräche über diese Beschwerden gegeben? 
Ist in diesen Gesprächen, wenn sie stattgefunden haben, thematisiert worden, dass es 
Beschwerden gibt, die Ihnen einen – ich zitiere aus der Berichterstattung – desaströsen 
und gesundheitsschädigenden Führungsstil bescheinigen? Ist in diesen Gesprächen 
thematisiert worden, dass Menschen gesundheitliche – seelische oder körperliche – 
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Beeinträchtigungen erlitten haben vorgeblich infolge Ihres Führungsstils? Ist in diesen 
Gesprächen thematisiert worden, dass Menschen Suizidgedanken hegen?  

Ich zitiere nur aus der Berichterstattung und möchte wissen, ob das in diesen Gesprä-
chen thematisiert worden ist, Herr Kollege. Sie müssen nicht den Kopf schütteln. Das 
ist, glaube ich, schon Aufgabe dieses Ausschusses, das zu fragen. Damit ist kein Vor-
wurf verbunden. 

(Jochen Klenner [CDU]: Peinlich!) 

Ich möchte außerdem wissen, Frau Ministerin:  

(Jochen Klenner [CDU]: Peinlich!) 

Wenn es diese Gespräche gab, 

(Jochen Klenner [CDU]: Peinlich!) 

was wäre in Ihrem Ministerium geschehen, wenn es die Veröffentlichungen vom SPIE-
GEL nicht gegeben hätte? Denn alle Schritte, die Sie jetzt angekündigt haben, sind in 
Reaktion auf die Veröffentlichung geschehen. 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin? Herr Staatssekretär? Wer möchte anfan-
gen? – Herr Staatssekretär Sieveke.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Vielen Dank noch 
mal für die Nachfrage. Also: Dem Haus sind Schreiben in der Form, wie Sie sie gerade 
klassifiziert haben – auch mit suizidalen Gedanken –, nicht bekannt. 

(Sebastian Watermeier [SPD]: Die Schreiben nicht?) 

– Ich kenne kein Schreiben – ich wollte das von meiner Seite auch … –, wo über sui-
zidale Gedanken gesprochen wird. Sie dürfen davon ausgehen, dass gerade bei sol-
chen Hinweisen … Das legt keiner zur Seite oder irgendetwas.  

(Sebastian Watermeier [SPD]: Okay!) 

Ich muss das wirklich sagen. Deswegen: Ich bitte bei allem … Also: Man kann mit 
allem umgehen, aber nicht mit dem Thema.  

Wir haben auch Krankschreibungen, die jetzt beispielsweise auch dann sagen … 
Wenn Organisationsentscheidungen getroffen werden, macht man sich natürlich 
schon Gedanken: Kommt jetzt die Krankschreibung daher? Aber ich habe manchmal 
sogar nicht mal die Möglichkeit, nachzufragen, weil: Krank ist krank. Ich kann auch 
jemanden als Staatssekretär in der Krankheitsphase – ich gucke jetzt auch mal die 
Personalabteilung an – nicht einmal kontaktieren. Wir halten uns da schon sehr, sehr 
feinfühlig an diese Punkte. Wer das in Abrede stellen mag … Das ist schon sehr, sehr 
sauber auch unter allen Bereichen.  

Aber Schreiben in dieser Form liegen mir nicht vor und sind mir auch nicht bekannt – 
gerade in der Intensität, die Sie gerade beschrieben haben.  
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Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte schön.  

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank. – Wir haben – ich habe mich 
gerade rückversichert – keine solchen Anzeigen in der Personalabteilung, in der Zent-
ralabteilung. Wir haben das nicht. 

(Sebastian Watermeier [SPD]: Ich hatte gefragt, ob das zwischen 
Ihnen und dem Ministerpräsidenten oder Ihnen und dem Chef der 
Staatskanzlei thematisiert worden ist!) 

– Suizidale Gedanken von Mitarbeitern? 

(Sebastian Watermeier [SPD]: Oder Gesundheitsbeeinträchtigungen!) 

– Nein. 

(Sebastian Watermeier [SPD]: Nein?) 

– Nein. 

(Sebastian Watermeier [SPD]: Gut!) 

Auch auf das Thema „suizidale Gedanken“: Ich schließe da mal an den Staatssekretär 
an. Ich bin in der eigenen Familie davon betroffen. Glauben Sie mir, dass wir mit sowas 
umgehen, wenn wir es denn wissen – schon aus eigenen familiären Gründen.  

Deswegen kann ich Ihnen das hier nicht bestätigen, was da vorgehalten wird. Wir müs-
sen es aber wissen. Denn wenn wir es nicht wissen, können wir es nicht aufarbeiten. 
Wir wissen nicht, wer es ist.  

Mir sind in gewissen Teilen auch die Hände gebunden, etwas zu tun und mich gegen 
diese Darstellungen überhaupt wehren zu können. Wir haben in neun Jahren das 
nicht, wir haben es nicht.  

Wir haben auch keine Krankschreibungen … Frau Evers, wir haben keine Krankschrei-
bungen wegen Führungsstil der Ministerin?  

MDgt'in Melanie Evers (MHKBD): Frau Ministerin, das steht auf keiner Krankschrei-
bung. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Ja, okay. Das weiß ich … Wir haben das 
nicht, was da behauptet wird. Deswegen brauchen wir diese Hinweise. 

Ich sage es Ihnen ganz offen: Wenn es mal in Diskussionen auch mit Abteilungsleitern 
stringenter wird in der Frage, welchen Weg wir gehen, dann stehen wir für einen Füh-
rungsstil, der da lautet, man ruft sich entweder noch mal an und sagt: Hör mal, das 
war ein Tacken zu weit. – Und zwar beidseitig. Beidseitig! Und man tauscht sich dar-
über aus. So arbeiten wir miteinander, und so macht man das unter erwachsenen Leu-
ten, die Verantwortung tragen.  

Deswegen bitten wir um diesen persönlichen Austausch mit dem Präsidenten.  
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Vorsitzende Ellen Stock: Herr Witzel, bitte schön.  

Ralf Witzel (FDP): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Frau Ministerin, ich will ausdrück-
lich eines vorwegschicken – auch nach Ihren Einlassungen in den letzten Stunden –: 
Sie haben eben gesagt, Sie hätten den Eindruck, man würde Ihnen vorwerfen, Sie 
würden lauter Fehlentscheidungen treffen. Das will ich ausdrücklich nicht tun. Sie sind 
mir als fleißig bekannt und auch nicht dafür, dass Sie bei Krisen auf dem Tennisplatz 
stehen.  

(Beifall von der CDU) 

Das handhaben andere in politischer Führungsverantwortung offenbar auch anders. 

Und: Wie Ihnen verschiedene Journalisten bestätigen werden, habe ich auch auf un-
terschiedliche Nachfragen gesagt, dass ich persönlich zu keinem Zeitpunkt mich von 
Ihnen inadäquat behandelt gefühlt habe. 

(Beifall von Matthias Goeken [CDU]) 

Ich will das ausdrücklich vorwegschicken. 

Nichtsdestotrotz stehen aber ein paar Fragen im Raum, die ja Anlass für die Beantra-
gung der Sitzung sind.  

Ich habe auch keinen Sprechzettel, sondern – wie gerne jeder bei mir sehen kann – 
einfach ein paar handschriftliche Notizen aus dem Sitzungsverlauf in der entsprechen-
den Chronologie. 

Deshalb gestatten Sie mir, Frau Ministerin, dass ich an ein paar Stellen noch mal nach-
frage, wo ich noch kein ganz klares Bild habe. 

Es geht ja nicht darum, dass es vielleicht mal irgendwo in einer speziellen Beziehung 
atmosphärische Störungen gibt, sondern nach dem, was ja nun mal Gegenstand öf-
fentlicher Berichterstattung ist und auch durch journalistische Recherchen sich zumin-
dest aus Sicht derer, die darüber berichtet haben, verifiziert hat und nicht falsifiziert 
hat, gibt es ja schon verschiedenste Personen, die ein Motivationsproblem und dys-
funktionales Arbeiten in den Strukturen Ihres Ministeriums sehen.  

Mir ist noch nicht ganz die Chronologie klar, wie diese Hinweise Sie erreicht haben – 
auch nicht nach dem, was Sie eben dargestellt haben. Also würde ich Sie bitten, da 
noch mal etwas nachzuschärfen.  

Der Punkt: Da gibt es ein ernstzunehmendes Problem über Einzelfälle hinaus, das 
auch eine Dimension erreicht hat, dass man sich mit denen beschäftigen muss und 
das zumindest von Teilen Ihres Hauses auch als strukturelles Problem angesehen 
wird. Wann haben Sie da Problembewusstsein entwickelt, dass Sie damit umgehen 
müssen, und was haben Sie dann unternommen – nicht aktuell in den letzten zehn 
Tagen, sondern in der Entwicklung dieser Fragestellung?  

Das Zweite ist die Frage: Weil ja auch ausweislich dessen, was Sie gerade eingeräumt 
haben, das ja auch ein Thema ist, das die Staatskanzlei und den Ministerpräsidenten 
erreicht hat, würde mich schon etwas genauer interessieren, was die Erwartungen von 
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der Seite aus gewesen sind. Sie haben eben gesagt, es gab mal kritische Nachfragen 
des Ministerpräsidenten, ob man nicht BAföG-Beantragungen schneller digitalisieren 
könnte, weil es da Zuschriften gab. Das ist nicht das, was ich meine, sondern: Wenn 
die Regierungszentrale darauf hingewiesen wird, da gibt es offenbar – aus Sicht je-
denfalls eines Teils der Organisation – Führungsprobleme, die mit der Hausleitung 
Ihres Hauses zu tun haben, wie ist damit umgegangen worden? Also: Welche Gesprä-
che gab es wann mit dem Ministerpräsidenten welchen Inhalts dazu? Sie sind nicht 
verpflichtet, das hier darlegen zu müssen, aber es würde natürlich der Transparenz 
dienen. Wenn das nicht möglich ist, das in der Sitzung zu tun, könnten Sie eine solche 
Liste auch gerne nachreichen.  

Das Dritte ist: Das, finde ich, ist schon ein bemerkenswerter Vorgang. Ein maßgebli-
cher Behördenleiter in Ihrem Zuständigkeitsbereich, nämlich Herr Dr. Heidinger als 
Behördenchef von IT.NRW, hat sich ja sehr pointiert mit sehr vielen sehr konkret ge-
machten Vorwürfen geäußert. Das hat ja auch die Öffentlichkeit erreicht: die Mail der 
letzten Tage. Sie haben dem in einem Punkt hier explizit widersprochen. Sein Schei-
tern wollten Sie nie. Aber es stehen ja noch andere Vorwürfe im Raum. Was sagen 
Sie dazu? 

Und: Wenn Herr Dr. Heidinger offenbar ein anderes Verständnis hat von den Erfolgen, 
mit denen Digitalisierung in diesem Land in den letzten Jahren vorangekommen ist, 
würden Sie ihn berechtigen, dem Ausschuss als Gesprächspartner mal zu seinen kri-
tischen Punkten zur Verfügung zu stehen? Das kann er ja nicht gegen Ihren Willen. 
Aber wenn Sie das wollten, könnten Sie ihn ja dazu berechtigen, hier für ein Gespräch 
im Ausschuss zu seinen Kritikpunkten und Anregungen zur Verfügung zu stehen.  

Vierte und letzte Frage: Die Landesregierung hat ja just in dieser Woche eine Moder-
nisierungsoffensive für den öffentlichen Dienst auf den Weg gegeben. Nach dem, was 
der Finanzminister dazu Mitte der Woche auch presseöffentlich erklärt hat, geht es 
darum, Personal zu binden und stärker zu motivieren und den öffentlichen Dienst in 
diesem Land attraktiver zu machen. Was versprechen Sie sich davon? Und: Glauben 
Sie, dass man dadurch aktuell presseöffentlich vorgetragene Probleme, die zumindest 
Teile Ihres Ressorts sehen, in den Griff bekommt, oder fehlen weitere Maßnahmen? – 
Vielen Dank.  

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Frau Ministerin, bitte.  

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank. – Das erläutere ich Ihnen 
gerne noch mal: Im Zuge einer Kleinen Anfrage, die von einem Abgeordneten der 
Fraktion der SPD – wenn ich mich richtig erinnere – gekommen ist, wurde in der Vor-
bemerkung auf ein Schreiben der AG HPR hingewiesen. In der Beantwortung steht: 
Der Staatskanzlei liegt dieses Schreiben vor, und die Staatskanzlei hat dieses Schrei-
ben beantwortet. – Es ging um Künstliche Intelligenz in diesem Schreiben, und das ist 
aus März 2024. Wir sind jetzt im Frühjahr 2026.  

Wir haben versucht, darzulegen, was in welchen Schritten hier alles erfolgt ist und was 
auf den Weg gebracht wird durch den Landesbetrieb – gerade auch im Bereich Künst-
liche Intelligenz. Wir wollen auch im Bereich der Künstlichen Intelligenz, dass es 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 58 - APr 18/1186 

Ausschuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung 27.03.2026 
59. Sitzung (Sondersitzung) (öffentlich) bar 
 
 
besser gemacht wird als beispielsweise bei manch anderer föderalen Digitalisierungs-
agenda. Denn das, was nicht passieren darf bei der Künstlichen Intelligenz – aber das 
ist meine Bitte, und das kennen auch die Ministerkolleginnen und -kollegen aus den 
anderen Bundesländern –, ist, dass wir jetzt wieder alles 16 Mal machen. Das wollen 
wir nicht. Das wäre ein Wiederholen von Fehlern aus einer föderalen Digitalisierungs-
agenda – wenn Sie an das Onlinezugangsgesetz beispielsweise denken. Deswegen 
suchen wir da beispielsweise auch die Zusammenarbeit.  

Dass der Landesbetrieb Information und Technik Herausforderungen hat, das wissen 
Sie. Sie sind, Herr Abgeordneter Witzel, leidenschaftlicher Leser von Rechnungshof-
berichten. Sie wissen, dass der Betrieb Herausforderungen hat, und wir haben mit 
diesen Herausforderungen umzugehen. Wenn ich die nicht angehen würde, dann än-
dert sich doch nichts, es verbessert sich nichts. Das kostet viel mehr Geld, weil je mehr 
Insellösungen Sie haben, umso mehr Mitarbeiter brauchen Sie, die die managen können.  

Sie wissen doch zum Beispiel, dass wir einen Sicherheitsvorfall beim Abitur gehabt 
haben, wo wir hier berichtet haben und woanders berichtet haben. Da gab es auch 
technische Herausforderungen. Aber denen haben wir uns zu widmen. Nichts zu tun, 
ist an der Stelle doch keine Lösung – zumal es ja hier mindestens seit 2021 Hinweise 
des Rechnungshofes gegeben hat und in Teilen auf bestimmte Prozesse, wie ich ge-
rade gehört habe, auch aus 2019. 

Ihre eigenen Ansprüche als Abgeordnete – egal, in welcher Fraktionskonstellation – 
tragen Sie ja hier nun auch vor.  

Vor diesem Hintergrund: Das Schreiben ist beantwortet worden. Das Schreiben ist 
durch die Staatskanzlei beantwortet worden. Themen der Künstlichen Intelligenz sind 
schon aus unserer Sicht lange erledigt.  

Der Staatssekretär ist in Sitzungen der AG HPR gewesen und/oder eingeladen viel-
leicht auch in der Zukunft. Er ist CIO dieses Landes.  

Mit der Kombination Staatssekretär und CIO haben wir übrigens auch ein Petitum des 
Rechnungshofes umgesetzt, den CIO auf den Staatssekretärsrang zu heben. Denn 
ich glaube, Sie hätten andersrum auch wenig Verständnis dafür gehabt, wenn wir eine 
zusätzliche Stelle in diesem Bereich ausgebildet hätten. Auch wir haben effizient und 
effektiv mit dem Geld der Steuerzahler umzugehen im Hause – im Interesse aller Be-
teiligten.  

Wir haben Personen, die sich dort gemeldet haben – ich wiederhole das noch mal –, 
im Hause nicht vorliegen. Wir haben es nicht. Deswegen bitte ich ja darum, dass diese 
Personen sich melden, damit man sich austauschen kann: Wo ist vielleicht was falsch 
gelaufen? Was ist falsch gelaufen? Wenn wir es nicht wissen, ist es schwierig.  

Deswegen haben wir jetzt Breitbandhandlungsoptionen auf den Weg gebracht von ei-
nem anonymen Tool über Klausurtagung über Mitarbeiterversammlung, weil wir nicht 
konkret werden können, sondern wir hier ein Angebot auf den Weg gebracht und an-
gekündigt haben, was derzeit in der Erarbeitung ist. 

Das mit der Modernisierungsagenda des öffentlichen Dienstes – sehen Sie es mir bitte 
nach – habe ich in dieser Woche nicht verfolgen können. Ich kann Ihnen nur sagen, 
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dass es notwendig ist, weil wir doch alle miteinander wissen, dass wir bis 2030 – ich 
hoffe, Herr Abgeordneter Witzel, die Zahl ist nicht falsch, weil Sie sie besser kennen – 
im gesamten öffentlichen Dienst dieses Landes, also einschließlich der Kommunen, 
bis zu 30 % der Beschäftigten verlieren werden in Ruhestand und Pension, die sie sich 
verdient haben. Kriegen wir die in der Menge ersetzt? Nein. 

Jetzt haben wir doch als Staat drei Handlungsoptionen.  

Wenn wir wissen, dass wir die Mitarbeiter in der Menge nicht ersetzt bekommen, kön-
nen wir den Bürgern als erste Handlungsoption sagen: Gut, dann wartet ihr länger. – 
Das ist die erste Handlungsoption.  

Die zweite Handlungsoption ist: Dann schaffen wir Aufgaben ab, um den gesamten 
Personalkörper zu entlasten. Machen wir das? Ja, das machen wir auch. Sehen Sie: 
Zum Beispiel die Aufhebung des kompletten Landesrechts für kommunale Unter-
schwellenvergaben ist auch eine Entlastung.  

Der dritte Bereich ist, zu standardisieren, zu digitalisieren und da, wo es notwendig ist, 
zu zentralisieren und mit Künstlicher Intelligenz dafür Sorge zu tragen, dass Routi-
neprozesse so weit es eben geht automatisiert und maschiniert werden, damit für die 
Mitarbeiterinnen und für die Mitarbeiter der Raum da ist, die Ermessensentscheidun-
gen, die an der einen oder anderen Stelle zu treffen sind, auch treffen zu können, weil 
sie von Routinen entlastet werden. 

Das sind diese drei Antworten, und die habe ich Ihnen hier im Ausschuss auch schon 
gegeben, dass das die Handlungsalternativen sind. 

Die Erste, Menschen zu erklären, dass sie dann gefälligst länger warten, das ist für 
diese Landesregierung aus CDU und Grünen keine Handlungsalternative. 

Zur Ergänzung der Staatssekretär bitte. 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Staatssekretär Sieveke, bitte.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Herr Abgeordneter, 
Sie hatten eben auf eine Mail hingewiesen, die diese Woche Bestandteil der öffentli-
chen Berichterstattung war.  

(Ralf Witzel [FDP]: Ja!) 

Ich weiß nicht, ob Sie eben schon im Raum waren. Deswegen möchte ich mir erlauben, 
das hier noch mal zu sagen. Diese Mail ist an den Personalratsvorsitzenden von 
IT.NRW und meine Person versandt worden. Punkt.  

Bevor ich sie wahrnehmen konnte, bin ich über Fragen einer Presseanfrage informiert 
worden, die in großen Teilen inhaltlich deckungsgleich waren. Ich muss mich entschul-
digen, dass ich vielleicht eben etwas imposanter geworden bin. Aber auch das macht 
mit mir etwas, wenn ich das Angebot eines Austausches mache, man das annimmt, 
mir Fragen zuschickt, ich nicht mal die Chance habe, die zu beantworten, und dann 
die gleichen Fragen dabei habe.  
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Ich muss aber hier betonen – das ist mir jetzt wichtig auch für das Protokoll –: Ich habe 
diese Mail erhalten – Punkt – und habe sie nicht weitergeleitet. Das heißt, das dürfen 
Sie dann für sich bewerten. Deswegen sind da auch Fragestellungen drin, die ich nicht 
…, aber nicht weil ich sie Ihnen nicht beantworten möchte, sondern rechtlicher, dienst-
rechtlicher, beamtenrechtlicher Natur, die ich dann nur der fragestellenden Person ge-
genüber beantworten darf. Das finde ich in dieser Situation … Vielleicht nehmen Sie 
manchmal … 

(Kopfschütteln von Gordan Dudas [SPD]) 

– Ich weiß nicht, warum Sie da mit dem Kopf schütteln. Das ist das Eingehen auf die 
Frage, die ein Abgeordneter gerade gestellt hat, was mich auch vor die Herausforde-
rung stellt, wie ich damit umgehen kann, und Sie wollen Antworten haben. Ich kann 
sie Ihnen aber gar nicht geben, weil ich da in der Form auch eine gewisse Funktion 
habe. Bei den Fragen ist auch Zuarbeit aus dem Haus nun mal erforderlich, um sie so 
konkret wie möglich zu erarbeiten und zu beantworten.  

Ich habe an einer AG-HPR-Sitzung teilgenommen – das wollte ich eben auch noch 
mal ausführen –, wo es um das Thema „Künstliche Intelligenz“ geht. Wenn Sie das 
interessiert, ist es vielleicht auch das Spannungsgefüge gerade mit diesem Thema. 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einem Ressort, in einem Haus wünschen sich Leit-
planken, mit denen sie umgehen können. Sie wollen Künstliche Intelligenz einsetzen, 
nutzen, ausprobieren, möglich machen, aber möchten natürlich auch Leitplanken ha-
ben, die erfüllbar sind und nicht: Über den Totalverlust ist informiert worden, also quasi 
zu sagen, du darfst alles machen, aber wenn du es anwendest und was falsch läuft, 
kriegst du Ärger oder irgendwie sowas, sondern es muss handelbar sein. 

In den unterschiedlichen Ressorts ist anders damit umgegangen worden. Ich weiß 
noch, dass ich in der Sitzung war und gesagt habe: Es geht darum, einen einheitlichen 
Leitfaden zu erarbeiten für alle Ressorts, damit alle auch bei Wechseln und derglei-
chen damit umgehen können.  

Das war schon eine Riesenherausforderung, denn ein örtlicher Personalrat – nicht alle 
sind im Personalratsrecht so firm – ist der Personalrat des Hauses. Der Hauptperso-
nalrat sind dann noch die angeschlossenen nachgelagerten Behörden. Bei uns sind 
es die Schlösser Brühl und IT.NRW. Das ist unser HPR, unser örtlicher Personalrat 
nur für das Haus. Ich wollte das der Vollständigkeit halber sagen. 

Die HPR-Sitzungen haben auch bestimmte besondere Herausforderungen unterei-
nander, natürlich mit einem besonderen Blick auch darauf. Das meine ich jetzt gerade 
gar nicht wertend, sondern einfach nur in der Feststellung. Ein örtlicher Personalrat ist 
auch möglicherweise mit dem Hauptpersonalrat nicht immer deckungsgleich, weil man 
den Blick vielleicht auch etwas anders lenken muss und lenken darf. Das wollte ich der 
Vollständigkeit halber noch dazu mitteilen. 

Das Austauschformat, Herr Witzel, ist deswegen auch so breit, sodass jeder den 
Durchführungsweg nutzen kann und bewusst auch den Personalrat. Das ist eine 
Selbstverständlichkeit. An den Personalrat kann ich mich immer wenden. Aber wir 
wollten genau diese Klammer wählen. Das heißt nicht, da sitzen Staatssekretär, Mi-
nister und Personalrat immer zusammen und dann kann man mit den dreien einen 
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Termin machen – dann kommen Sie ja nie zur Terminfindung –, sondern so, wie man 
es nutzen möchte und einsetzen möchte.  

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Eisentraut, bitte.  

Julia Eisentraut (GRÜNE): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Ich möchte noch mal 
einen Blick auf den Verlauf der Debatte werfen. Ich finde, es ist wichtig, dass wir uns 
vor Augen führen, dass es die Verwaltung an sich nicht gibt, und es gibt auch nicht 
einfach Prozessveränderungen oder Prozessuntersuchungen im leeren Raum. Im 
Kern geht es immer um Menschen in den Prozessen hinten dran. Das Problem einfach 
alleine zu lösen, wird nicht funktionieren. Das Wohl der Menschen in diesen Prozes-
sen, in diesen Strukturen – das ist das, was für uns hier zentral ist und wofür wir auch 
Sorge tragen wollen. 

Die Ministerin hat das auch schon mehrfach deutlich gesagt. 

(Beifall von der CDU) 

Sie hat in ihrem letzten Statement gesagt, sie ergreift Breitbandoptionen, um all das 
zu adressieren, was ihr jetzt bekannt ist. Das ist doch ein weiteres Signal nach den 
schon vor dieser Sitzung gemachten Ankündigungen der Aufarbeitung, wie Sie sich 
das hier wünschen. 

Frau Ministerin hat außerdem klar gesagt, sie nimmt die Kritik an und arbeitet an dem, 
was ihr gesagt wurde, um sich weiter zu verbessern. 

Ich stelle für mich jedoch in den letzten Runden fest, dass Sie vor allem Fragen stellen 
nach formalen Berichten, nach Abläufen: Wann hat die Staatskanzlei davon gewusst? 
Wann hat Ihnen diese E-Mail vorgelegen? Wie haben Sie die beantwortet?  

Sie haben keine Frage nach Strukturen gestellt.  

(Gordan Dudas [SPD]: Doch! Das hätten Sie doch auch machen kön-
nen!) 

Das habe ich im Parlament noch nie verstanden, warum in so einer Situation immer 
als Erstes die Fragen gestellt werden: Wann hat Ihnen was vorgelegen? Wann ging 
dieser Bericht ein? Wer hat mit wem gesprochen?

Lassen Sie mich eines in aller Deutlichkeit sagen: Das hilft keiner einzigen Person. 
Was es braucht – da kann ich mich den Ausführungen des Kollegen Schrumpf von vor 
knapp zwei Stunden anschließen –, das sind klare Strukturen und Zuständigkeiten für 
die Mitarbeitenden in dieser Situation.  

Zu den Strukturen, die Herr Staatssekretär und Frau Ministerin angesprochen haben, 
haben Sie in den vergangenen zwei Stunden keine Frage gestellt. Aber sie sind es, 
die dem Wohle der Mitarbeitenden dienen, und das Wohl der Mitarbeitenden und nicht 
Ihr Interesse an einzelnen Abläufen, an Verwaltungseingaben usw. hat im Vordergrund 
zu stehen.  

Wir nehmen eben Vorwürfe dieser Art in dieser schwarz-grünen Koalition insgesamt 
ernst und machen uns ernsthaft Gedanken, wie wir mit Mitarbeitenden, mit Menschen 
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umgehen. Das passt zu vielen der Gesetzesvorhaben und Anträge usw., die wir in 
dieser Legislatur gemeinsam vorangebracht haben.  

(Christian Dahm [SPD] befindet sich im Gespräch mit anderen SPD-
Abgeordneten.) 

Genau in dieser Art und Weise – Herr Dahm, ich spreche, vielleicht hören Sie zu – hat 
die Ministerin ja auch reagiert. Sie hat gesagt, sie arbeitet daran, sie nimmt sich dieser 
Kritik an, sie schaut sich die Strukturen an, und sie reagiert auf alles, was vorliegt. Das 
ist das, was wichtig ist, wenn wirklich das Wohl der Menschen im Mittelpunkt stehen 
soll, und nicht die Art und Weise, hier Fragen zu stellen, wie wir das in den letzten zwei 
Stunden gesehen haben.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Franken, bitte.  

Björn Franken (CDU): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Ich komme zurück auf das 
Thema „Digitalisierung“. Da gab es ja so ein bisschen Irrlichterei aufseiten der SPD. 
Herr Dahm hat sich hier zu Beginn breitbeinig auf die Lichtung gestellt und behauptet, 
es läge ein Totalversagen bei der Digitalisierung wegen dieser Ministerin vor. Bei dem 
Zwischeneinwurf zur Geschäftsordnung von Herrn Watermeier war bemängelt wor-
den, dass sich die CDU noch überhaupt nicht zum eigentlichen Thema „Digitalisierung“ 
geäußert hätte. Das möchte ich natürlich jetzt gerne wahrnehmen, weil es natürlich im 
Zusammenhang mit den Vorwürfen gerade um die Abteilung und die Arbeitsleistung 
innerhalb der Digitalisierung geht.  

Die Ministerin hat am Anfang den langen Katalog an Dingen geschildert, die unter ihrer 
Amtszeit auf den Weg gebracht wurden, den IT-Check der Kommunen, NRW.GE-
NIUS, den GovRadar, das Informationssicherheitsgesetz – auch ein riesiger Kraftakt, 
ein sehr kleinteiliges Thema –, das digitale Förderportal. Wir haben als Koalition vier 
große Anträge gestellt. Darin ging es um das gesamte Thema „IT-Sicherheit“. Das war 
noch vor dem Fall bei SIT. Und dann haben wir uns damit auseinandergesetzt, wie wir 
die Digitalisierung in Gänze im Zusammenhang mit der kommunalen Verwaltung neu 
ordnen können.  

Wir haben über dezentrale wohnortnahe Arbeitsplätze für Landesbeschäftigte geredet, 
beschlossen, die Potenziale Künstlicher Intelligenz für die öffentliche Verwaltung zu 
nutzen, und auch über „KI made in NRW“ gesprochen. Das sind alles große, inhalts-
reiche Anträge gewesen, die allesamt – das haben wir uns auch im Ausschuss berich-
ten lassen – in der Umsetzung sind oder kurz vorm Abschluss stehen. Insofern ist, die 
Leistung hier zu kritisieren, wirklich der absolut falsche Schritt. Das sage ich zum einen 
deswegen, weil die Fachzeitschrift eGovernment geschrieben hat – ich zitiere –:  

Nordrhein-Westfalen hat seit Ende 2022 allerdings mehr OZG-Leistungsbündel flä-
chendeckend umgesetzt als jedes andere Bundesland und beweist damit, dass Be-
schleunigung durchaus möglich ist.  

Zitat Ende.  
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Das sage ich deswegen in die Richtung der SPD, weil Ihre Arbeitsleistung zum Thema 
„Digitalisierung“ in den letzten vier Jahren, seit Beginn dieser Legislatur original null 
Anträge zum Thema „Digitalisierung“ umfasst. Sich dann hier breitbeinig auf die Lich-
tung zu stellen, noch dazu, dass man gar nicht im Ausschuss ist, und zu sagen, hier 
läge Totalversagen vor, finde ich schon fast eine Frechheit. Das mal als Erstes.  

Dann hatten wir – und damit komme ich auf das Führungsverhalten zu sprechen – … 
Die Ministerin hat jetzt mehrfach betont, dass ihr in den letzten Jahren nicht zu Ohren 
gekommen ist, zugetragen wurde, dass es derlei im Raum stehende Beschwerden 
gab. Sie hat – und das ist mir in Erinnerung geblieben – ein Beispiel angefügt aus dem 
Kommunalausschuss, wo sie extra ein Thema verschoben hat, damit der Mitarbeiter 
es selber präsentieren kann. Das, finde ich, ist sehr eindrucksvoll dafür, wie die Art 
und Weise der Führung ist. Ich bin Personalchef gewesen in meinem echten Leben 
vorher von mehr als 300 Mitarbeitern und kann Ihnen sagen: Solche Aussagen trifft 
niemand, der mit Druck oder mit Angst führt. Wir hatten in der letzten Ausschusssit-
zung zwei Berichte auch von verschiedenen Mitarbeitern aus dem Haus präsentiert, 
die sehr selbstbewusst, sehr stolz ihre eigenen entworfenen Produkte präsentiert ha-
ben. Auch hier der Wunsch aus dem Haus, dass das die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter selber präsentieren. Das spricht eben nicht für das im SPIEGEL-Interview ge-
zeichnete Bild.  

Ich darf da nur by the way sagen, dass bei dieser Sitzung die SPD moniert hat – die 
Sitzung dauerte etwa zwei Stunden –, dass man ja viel zu lange berichten würde und 
viel zu viele Tagesordnungspunkte hätte. Insofern auch da der Beweis, dass wir bei 
der Digitalisierung sehr gut unterwegs sind.  

Zu der Art und Weise, wie Sie hier reagieren, so dünnhäutig bei den ganzen Wortbei-
trägen, wenn mal eine Rückfrage ist, sind Sie sofort auf dem Baum. Ich kann verste-
hen, dass das der letzte Strohhalm ist, den Sie jetzt aufgrund von den Umfrageergeb-
nissen haben.  

(Christian Dahm [SPD]: Billig, billig!) 

Aber der heutige Tag hat mehr als eindeutig gezeigt, dass alle Fragen mehrfach be-
antwortet wurden, dass die Ministerin proaktiv Maßnahmen eingeleitet hat, damit Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter sich melden können, sich selber auch anonym melden 
können, auch bei anderen Leuten, eben natürlich nicht nur bei der Hausspitze, sondern 
bei vertrauenswürdigen Leuten, denen man sich entsprechend anvertrauen kann. Das 
ist eine sehr gute Reaktion auf die Vorwürfe, die im Raum stehen.  

Deswegen ist auch hier das permanente Wiederholen von irgendwelchen Anschuldi-
gungen – und es sind Anschuldigungen, die nicht bewiesen sind – keine Hilfestellung, 
sondern zeigt nur – auch auf Basis von der Sitzungsleitung heute, indem man Fach-
leute aus dem Ministerium nicht zulassen will, indem man auch hier die Reihenfolge 
von Wortmeldungen bewusst verschiebt ... Ich darf das nur sagen: Meine Wortmel-
dung kam zustande, da war Frau Freimuth noch anwesend, und Herr Witzel war vor 
mir in der Reihung. Da stimmt was vorne und hinten nicht. Das zeichnet nur dieses 
Bild dieses heutigen Termins.  
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Die SPD versucht hier mit allen Möglichkeiten, irgendwie mit Dreck zu schmeißen, 
politisches Kalkül daraus zu schlagen. Die Beschäftigten haben Sie nicht im Sinn. 
Sonst hätten Sie sich nicht am Anfang hingestellt und von Totalversagen gesprochen. 
Das war ein Schlag ins Gesicht von jedem Mitarbeiter im Haus und bei IT.NRW, die 
hervorragende Arbeit leisten.  

(Beifall von der CDU) 

Vorsitzende Ellen Stock: Direkt zu der Reihung der Abgeordneten und den Redebei-
trägen, Frau Freimuth, bitte.  

Angela Freimuth (FDP): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Herr Kollege Franken, ich 
will an der Stelle nur einen kleinen Hinweis geben. Ich bitte vielmals um Entschuldi-
gung, dass ich mal kurz dringend raus musste wegen eines anderen dringenden Te-
lefonats. Ich hatte der Frau Vorsitzenden das Signal gegeben, dass der Kollege Witzel 
in meiner Vertretung dann die Frage stellt, die wir auch miteinander besprochen hat-
ten. Also insofern bitte ich das nur einfach ...  

(Zuruf von Björn Franken [CDU]) 

– Alles gut.  

Vorsitzende Ellen Stock: In der richtigen Reihenfolge ist jetzt Herr Baer dran.  

Alexander Baer (SPD): Danke, Frau Vorsitzende. – Frau Ministerin und Herr Staats-
sekretär, ich habe eine Frage, die sich an Sie beide richtet, und die bezieht sich auf 
die Gemeinsame Geschäftsordnung der Ministerien des Landes. Da bitte ich um Nach-
sicht, dass ich die vorlesen muss, nicht die Frage, aber genau diesen Paragrafen, auf 
den ich mich beziehe. Und zwar ist das der § 3 „Zusammenarbeit und Führung“. Hier 
wird im Absatz 2 gesagt: 

„Führungskräfte tragen Verantwortung für eine gleichmäßige Aufgabenver-
teilung und berücksichtigen dabei die Prinzipien der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie. Sie fördern die Delegation von Aufgaben und Verantwortung. 
Sie sorgen für eine umfassende und vertrauensvolle Zusammenarbeit so-
wie für eine offene, kooperative, auf gegenseitiger Achtung aufbauende 
Ausgestaltung der Arbeitsabläufe. Sie führen mit ihren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern regelmäßige Gespräche, die insbesondere der vertrauensvol-
len Zusammenarbeit dienen, die beiderseitige Aufgabenwahrnehmung för-
dern und die gemeinsamen Ziele definieren sowie berufliche und persönli-
che Entwicklungspotentiale aufzeigen. Dabei berücksichtigen sie das Ziel 
einer Verwirklichung des Grundrechts der Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern.“ 

Absatz 3: 

„Im Rahmen ihrer Personalverantwortung fördern und fordern die Führungs-
kräfte ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Sie sollen ihre Mitarbeiterinnen 
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und Mitarbeiter zur Leistung motivieren, ihre Arbeitszufriedenheit fördern 
und ihnen Raum für Kreativität geben. Anerkennung sowie berechtigte Kritik 
sind selbstverständliche Bestandteile eines Austauschs über geleistete Ar-
beit. Der Erhaltung und Förderung der Gesundheit der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ist dabei besondere Beachtung zu schenken.“ 

Ich frage Sie beide persönlich: Sind Sie der Auffassung, dass Sie diesem § 3 der Ge-
schäftsordnung bislang Folge geleistet haben?  

Dann habe ich weitere Fragen. Da geht es noch mal, worauf eben auch schon einge-
gangen wurde, um die Verzögerung bei der Digitalisierung.  

Im Jahr 2025/2026 sind Selbstbewirtschaftungsmittel im Bereich der Digitalisierung 
von rund 80 bis 100 Millionen Euro zurückgegeben worden. Da ist meine Frage: In-
wieweit passt das zu der Modernisierungsoffensive der Digitalisierung?  

Und Zweitens – das ist mir auch wichtig; das wurde eben von den Grünen auch ange-
sprochen, denen die Digitalisierung da so wichtig ist; und es wurde ja auch gesagt, 
dass es teilweise nicht schnell genug geht –: Gab es aus anderen Bereichen und aus 
anderen Ressorts Hinweise an Sie, dass es eben nicht schnell genug geht? 

Vielen Dank.  

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Staatssekretär Sieveke, bitte schön.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
Sie haben die Fragen gestellt zum Thema „Personal“. Wir haben eine sehr moderne 
Arbeitszeitregelung, auch was mobiles Arbeiten angeht. Wir führen regelmäßig Ge-
spräche mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, auch was deren Förderung angeht.  

Zu den Abgängen ist zum Beispiel auch zu sagen, dass es sich bei den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern, die unser Haus verlassen haben, auch um Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter handelt, die höherwertige Stellen in anderen Ressorts oder in der kommu-
nalen Familie oder in anderen behördlichen Strukturen für sich wahrgenommen haben. 
Auch das muss man noch mal der Vollständigkeit halber sagen.  

Persönlich liegt mir die Mitarbeiterförderung sehr am Herzen. Das ist auch in meiner 
Zuständigkeit verortet, auch Mitarbeiter vom gehobenen Dienst in den höheren Dienst 
zu bekommen, auch was Fortbildungsmaßnahmen angeht. Ich habe beispielsweise 
das AC-Verfahren im letzten oder im vorletzten Jahr zum Anlass genommen, weiter 
zu modifizieren. Jedem Mitarbeiter, der an dem AC-Verfahren teilgenommen hat, so-
wohl erfolgreich als auch nicht erfolgreich, habe ich das Gespräch angeboten, und es 
wurde angenommen.  

Heute ist ein sehr ernster Tag und ein sehr ernstes Thema, aber ich strahle jetzt bei 
einem Thema: Wir sind ein sehr geburtsfreudiges Haus. Ich weiß nicht, jeder, der mit 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu tun hat, gerade auch mit Mitarbeiterinnen, und wenn 
die dann die Nachricht bringen: „Ich bin schwanger“, ist es ein freudiges Ereignis ... Ken-
nen Sie diesen Reflex: „Herzlichen Glückwunsch“? Aber wir halten Kontakt. Das ist 
uns ganz, ganz wichtig dabei. Wir melden uns bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
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auch in Krankheitsphasen in der Form, dass wir auch mal ein Signal geben, ob es ein 
Schreiben betrifft oder auch bei schweren Erkrankungen mal einen Blumenstrauß vor-
beischicken, auch von der Hausleitung, um einfach nur dieses positive Signal zu sen-
den. 

Zu Ihrer Frage, ob wir das vollumfänglich beide immer alles einhalten, was Sie gerade 
vorgelesen haben. Wenn Sie eine ehrliche Antwort haben wollen,  

(Alexander Baer [SPD]: Ja!) 

und das glaube ich: Eigentlich ja. Aber – ich glaube, die Ministerin hat es eben ausge-
führt – es fehlt manchmal auch im Tagesgeschäft einfach das „Danke“ sagen. Es ist 
manchmal auch im Tagesgeschäft so, dass man es nicht alles so einhält, und daran 
arbeiten wir beide – aber wir sind unterschiedliche Menschen, bitte nichts daraus ab-
lesen, positiv, negativ – einfach anders. Und trotzdem kommt es immer vor – und das 
soll Ihnen auch so gehen –, dass man hinterher sagt: Ah, da hättest du aber auch noch 
mal auch den Mitarbeiterinnen im Abgeordnetenbüro dafür danken können, weil das 
jetzt wirklich eine Mehrbelastung einfach auch war.  

Die Ministerin hat eben ausgeführt: Es sind auch manchmal Themenstellungen dabei, 
die in einer zeitlichen Schnelligkeit erfolgen. Eben ist der Begriff „Drucksituation“ … 
Auch mit dabei sind, gerade im Themenkomplex wie Wiederaufbau, aber auch Gas-
mangellage seinerzeit ... Man geht da so schnell von … Das ist alles so schnell wieder 
vorbei, wo natürlich auch Sorgenfalten dabei sind: Haben wir alle Informationen an die 
richtigen Stellen weitergeleitet? – Aber das, was Sie eben vorgelesen haben, ist in 
unserer DNA auch in der Zusammenarbeit mit dem Personalrat vorhanden. Wir haben 
ein Betriebliches Gesundheitsmanagement. Wir haben sowohl sportliche Geräte im 
Haus als auch Obstversorgung, dass Mitarbeitende im Haus, wenn sie ins Haus kom-
men, auch eine Obstversorgung haben. Es geht so weit, auch wenn das manchmal 
ein Leidwesen ist … – Ja, ich merke, vielleicht ist es dem einen … Es war die Frage.  

Ich sage jetzt mal: Zur Wertschätzung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gehört es 
auch dazu, dass man beispielsweise auch eine solche Geste, was die Obstversorgung 
angeht, ernst nimmt oder einfach auch in Sommerzeiten eine Wasserversorgung zur 
Verfügung stellt.  

Sie stellen berechtigt immer wieder die Frage: Wie sieht es denn mit Hitzeperioden 
aus? – Auch in ministerialen Strukturen nehmen wir uns dieses Themas an, immer 
wieder in Rückkopplung mit der Zentralabteilung, aber auch mit dem Personalrat.  

Wir können immer besser werden, und auch das ist immer noch ein Teil des Bereiches, 
aber wir nehmen die Förderung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auch in den Ein-
stiegsgruppen sehr, sehr ernst.  

Wir machen das aber auch nicht alleine, denn wir haben ja auch eine Abteilungslei-
tungsebene, wir haben führende Mitarbeiter, die natürlich auch in der Weiterbildung, 
in der Unterstützung von Mitarbeitenden in unserem Haus Mitverantwortung tragen, 
um auch diese Weiterentwicklung zu verwirklichen. Das ist immer ein laufender Pro-
zess. Jeder, der Führung schon mal wahrgenommen hat, ist vielleicht auch in be-
stimmten Führungsmodellen unterwegs, ob es das DiSG-Modell ist, ob es die vier 
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Seiten einer Botschaft sind. Jeder Mensch tickt anders, und wenn ein rotes Modell auf 
ein gelbes Modell trifft – wer sich im DiSG-Modell auskennt –, weiß, das sind unter-
schiedlichste Herangehensweisen. Der eine möchte gelobt werden, und der andere 
sieht in dem Lob: Was möchte die Person von mir, habe ich was falsch gemacht? Also, 
jeder reagiert da unterschiedlich. 

Auch in der Form in meinen Mitarbeitergesprächen, die andere sind als die, die die 
Ministerin zu führen hat, versuche ich, auch diesen Punkt immer wieder mit zu berück-
sichtigen. Und ich schätze vor allem den ganz persönlichen Austausch, den ich auch 
sehr oft mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Vieraugenprinzip, ohne dass irgend-
jemand dabeisitzt, führe. Oder wenn es auch mal Gespräche sind, wo jemand sagt: 
„Ich möchte gerne auch mal eine Unterstützung mitbringen“, auch das ist immer wieder 
möglich. 

Deswegen: Ja, wir tun es, und wir arbeiten jeden Tag daran, es immer noch besser zu 
machen, weil jeder Mensch anders ist. – Vielen Dank.  

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte.  

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank. – Zu der weiteren Frage nach 
den Haushaltsmitteln. Wir haben am Sonntag, den 22. März, WDR Westpol die fol-
gende Antwort gegeben, die auch zugleich der SPIEGEL am Donnerstag, den 26. 
März, erhalten hat. Die Frage beim WDR war: Ist es korrekt, dass Sie für das Haus-
haltsjahr 2024 Geld für Digitalisierungsprojekte nicht verausgabt haben und an den 
Finanzminister zurückgegeben haben? Falls ja, wie viel, für welche Aufgaben genau 
und mit welcher Begründung? Wie sieht das für 2025 aus?  

Frage beim SPIEGEL: Trifft es zu, dass das MHKBD zum Jahreswechsel 2025/2026 
rund 200 Millionen Euro an Selbstbewirtschaftungsmitteln an das Finanzministerium 
zurückgegeben hat? Trifft es zu, dass 80 bis 100 Millionen Euro davon für die Digitali-
sierung der Landesverwaltung gedacht waren? – Das deckt sich jetzt ein bisschen mit 
der von Ihnen gestellten Frage.  

Antwort: In den vergangenen Jahren, besonders in Zeiten des vormalig zuständigen 
Ministeriums für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie, sind etatisierte Fi-
nanzmittel für die Digitalisierung der Verwaltung nicht verausgabt worden, die dem 
Gesamthaushalt zugeführt wurden. Ab dem Haushaltsjahr 2020 hat das damalige Mi-
nisterium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie das Instrument der 
Selbstbewirtschaftungsmittel im Bereich der Digitalisierung der Verwaltung eingeführt. 
Nichtverausgabte Mittel wurden den Selbstbewirtschaftungsmitteln zugeführt.  

Die Ausgaben für die Digitalisierung der Verwaltung haben seit Neuressortierung ein 
gleichbleibend hohes Niveau.  

Im Zuge der Haushaltskonsolidierungsnotwendigkeiten vor dem Hintergrund der öf-
fentlichen Haushaltslage erfolgten sowohl Planansatzkürzungen sowie die Rückgabe 
von gebildeten Selbstbewirtschaftungsmitteln, die, wie ich Ihnen das hier in jeder 
Haushaltsberatung bisher gesagt habe, zu keinen Auswirkungen auf die Umsetzung 
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der Digitalisierung der Verwaltung geführt haben, da bereits in vergangenen Jahren 
die Etatansätze nicht völlig ausgeschöpft worden sind.  

Dazu gibt es eine Tabelle, die wir beiden Medien zur Verfügung gestellt haben. Wenn 
Sie die haben wollen, würden wir Ihnen die auch zur Verfügung stellen,  

(Alexander Baer [SPD]: Ja!) 

da die Selbstbewirtschaftungsmittel ja nun sehr intensiv ausgetauscht werden im 
Haushaltsausschuss und an anderer Stelle.  

Also, beispielsweise im Jahr 2019 war der Planansatz für die Digitalisierung der Ver-
waltung 162,2 Millionen Euro. Davon wurden 40,4 Millionen Euro an den Gesamthaus-
halt zurückgegeben. 2020 – ab dort wurden im früheren MWIDE die Selbstbewirtschaf-
tungsinstrumente genutzt – stieg der Planansatz auf 181,3 Millionen Euro. Es wurden 
21,3 Millionen Euro an den Gesamthaushalt zurückgegeben und 88,5 Millionen Euro 
in die Selbstbewirtschaftungsmittel.  

Jetzt springe ich mal ein bisschen. Im Landtagswahljahr 2022 war der Planansatz bei 
305 Millionen Euro. Im Jahr 2022 wurden an den Landeshaushalt rund 15 Millionen 
Euro zurückgegeben und 191 Millionen Euro in die Selbstbewirtschaftungsmittel ein-
gestellt.  

Sie merken aber: von 2019 mit einem Ansatz von 162 Millionen Euro auf 305 in 2020. 
Jetzt müssen Sie sich halt immer die Ist-Ergebnisse danebenlegen.  

In der neuen Legislatur haben wir 2023 107 Millionen Euro den Selbstbewirtschaf-
tungsmitteln zugeführt. Wir haben 2024 60 Millionen Euro den Selbstbewirtschaftungs-
mitteln zugeführt, 1 Million Euro an den Landeshaushalt zurückgeführt, also wesentlich 
geringere Zahlen als im alten Ressort. Wir haben 2025 25,7 Millionen Euro den Selbst-
bewirtschaftungsmitteln zugeführt, 5,4 Millionen Euro an den Landeshaushalt zurück-
gegeben und mussten gleichzeitig im Zuge der Konsolidierungsmaßnahmen, die Sie 
kennen, 187,4 Millionen Euro an Selbstbewirtschaftungsmitteln zurückgeben. Das 
hängt damit zusammen, dass diese sukzessive aufgelöst werden. Das sind die Vorga-
ben des Finanzministeriums, die auch Ausfluss meiner Erinnerung nach im Diskurs mit 
dem Parlament sind.  

Die Verträge, die wir haben, können wir bedienen. Das war in der Vergangenheit so, 
und das ist auch in der Zukunft so. Wenn die Selbstbewirtschaftungsmittel jetzt schlicht 
abschmelzen aus Haushaltskonsolidierungsgründen und aus dem Jährlichkeitsprinzip, 
das der Finanzminister sehr stringent einhält und das eben anders ist als 2020, wo im 
früheren Haus diese aufgebaut wurden, bedeutet das zugleich: Wenn wir Nachveran-
schlagungsnotwendigkeit haben in den Haushaltsplanungen, dann wird das im ent-
sprechenden Haushaltsaufstellungsverfahren miteinander ausgetauscht.  

Das ist der Stand, und es gilt das, was ich Ihnen seit vielen Jahren hier im Rahmen 
der Etatberatungen immer gesagt habe: Wir können den Ansatz absenken, und es 
wird keinen Einfluss haben auf das, was wir tun. – Und das ist auch so. Es gibt keine 
Beeinträchtigung, im Gegenteil, wir haben Ihnen deutlich gemacht, was wir alles um-
gesetzt haben, und das war noch nicht alles, um Ihnen das auch zu sagen.  
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Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Eine Nachfrage, Herr Baer.  

Alexander Baer (SPD): Ich würde darum bitten, Frau Ministerin, ich hatte ja eingangs 
eine Frage gestellt an den Staatssekretär und an Sie, wenn Sie da noch ... Danke.  

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank für die Nachfrage. Ich hoffe, 
Ihnen verdeutlicht zu haben im Laufe dieser Sitzung, wie wir – Herr Staatssekretär hat 
das für sich getan – zusammen mein Ministerium führen. Ich komme ja nicht aus einem 
luftleeren Raum, sondern ich habe ja auch eine Vor-Führungserfahrung in einer gro-
ßen Unternehmensberatung. Deswegen habe ich Ihnen auch gesagt im Verlaufe die-
ser Sitzung, dass ich Stärken habe und dass ich auch Schwächen habe. 

Und es ist für mich manchmal schwierig, in den Verwaltungssprech zu gehen. Wir ha-
ben zum Beispiel auch ganz häufig Unstimmigkeiten, weil die Techniker sprechen eine 
Techniksprache, der öffentliche Dienst spricht eine Verwaltungssprache, und dann 
versteht man sich nicht. Das ist auch nichts Neues. Das gibt es auch in jeder IT-Orga-
nisation. Deswegen arbeite ich daran. Aber wir haben gerade im Bereich dessen, was 
die GGO vorsieht, ungeheuer viel auf den Weg gebracht. Wir haben zusätzlich wie 
jedes Haus auch einen Hauserlass, wonach wesentliche Vorhaben uns vorzulegen 
sind und mit uns abzustimmen sind. 

Wir werden die Führungsabläufe miteinander austauschen in den nächsten Wochen. 
Ich habe Ihnen gesagt, dass nicht alles über meinen Schreibtisch geht. Es gibt ganz 
viele Vorlagen, die kommen rein, gehen raus, fertig, sind in der Umsetzung, und es 
gibt andere Vorlagen, da muss man ein bisschen genauer hingucken, da muss man 
auch diskutieren: Ist das der richtige Weg, der vorgeschlagen wird? Und dann werden 
wir miteinander austauschen, ob dieser Führungsablauf geändert werden muss und – 
wenn ja – wohin. Diese Prozesse haben wir eingeleitet.  

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Dudas.  

Gordan Dudas (SPD): Herr Staatssekretär, Sie irritieren mich doch hier sehr. Sie ha-
ben gerade ausgeführt, dass in Ihrem Hause die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Obst 
und Wasser zur Verfügung gestellt bekommen. Also, ich kann an dieser Stelle mal 
sagen: Zugang zu Trinkwasser ist kein nice to have, sondern es ist gemäß Arbeitsstät-
tenverordnung eine Pflicht des Arbeitsgebers, den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern Wasser zur Verfügung zu stellen, und wenn die Temperaturen über 30 Grad 
steigen, dann sind Sie sogar verpflichtet, das zu machen, dann müssen Sie geeignete 
Getränke zur Verfügung stellen. Deswegen kann man sich hier nicht hinstellen und 
sagen, wie toll das ist, wenn in einem Ministerium die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
etwas zu trinken bekommen.  

Aber das hängt vielleicht auch mit dem Krankenstand zusammen. Achtung: Ich zitiere 
hier aus dem SPIEGEL, ich beziehe mich auf den SPIEGEL, keine eigene Meinung. 
Nach dem schlechten bis desaströsen Betriebsklima in Ihrem Haus stellt sich natürlich 
auch für uns jetzt die Frage, wie denn die Entwicklung des Krankenstandes in Ihrem 
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Haus in den letzten Jahren ist. Ich lese das jetzt ab, weil ich vorbereitet bin; hat nichts 
damit zu tun.  

Meine erste Frage lautet – ich hoffe, ich bekomme alle beantwortet –: Wie stellt sich 
der Krankenstand seit 2017 in Ihrem Haus dar? Wird das von Ihnen in der Hausspitze 
regelmäßig thematisiert? Wenn ja, in welcher Runde geschieht das? Gibt es dann 
auch eine Rückkopplung mit dem Personal dazu? Gibt es dazu auch eine Rückkopp-
lung mit dem Personalrat? Und gibt es ein internes Programm, um den Krankenstand 
zu minimieren, also so etwas wie Gesundheitsmanagement, Beschwerdemanagement 
oder so etwas Ähnliches? Und haben Sie bereits konkrete Maßnahmen eingeleitet? 
Wenn ja, welche, wenn nein, warum nicht?  

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte schön.  

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Zu den Zahlen bitte Frau Evers.  

Vorsitzende Ellen Stock: Gerne. Frau Evers, bitte.  

MDgt’in Melanie Evers (MHKBD): Zu dem Thema „Krankenstand“. Wir sind gesetz-
lich dazu verpflichtet, den zu erheben und uns auch die Durchschnitte anzusehen. Wir 
berichten auch regelmäßig, wie wir das als Ressort berichten müssen, wie alle Res-
sorts das müssen. Dafür haben wir erst letzte Woche die Krankenstatistik 2025 auf 
den Weg gebracht. Die ist ans FM gegangen, die ist auch an unseren Personalrat, an 
den HPR und auch an die örtlichen Personalräte gegangen. Ich kann Ihnen gerne die 
Zahlen jetzt zitieren an dieser Stelle. Ich hatte die weitergeleitet an den persönlichen 
Referenten.  

Und zwar haben wir einmal unsere Zahlen. Die liegen durchschnittlich bei 5,06 in 2025 
im Haus, für das MHKBD. Entschuldigung, 5,07, zusammen, auch mit dem nachge-
ordneten Bereich. Ich finde, das ist keine sehr hohe Zahl. Wir hatten das davor das 
Jahr ein bisschen höher, die lag etwas über 7 %. Ich kann auch, wenn eine Reihenfolge 
gewünscht ist, die Zahlen nachliefern, statistisch.  

(Gordan Dudas [SPD]: Ja!) 

Selbstverständlich sitzen wir auch regelmäßig mit dem Personalrat zusammen. Just 
vor vier Wochen war ich noch in einer Rücksprache. Da haben wir verschiedene The-
men angesprochen, zum Krankenstand, auch dazu, welche Maßnahmen wir ergreifen. 
Und wir haben selbstverständlich in unserem Haus ein strukturiertes Gesundheitsma-
nagement. Das ist so geordnet, dass wir uns natürlich auch genau ansehen: Was tun 
wir tun, wie tun wir? Wir sind gerade dabei, ein Rahmenkonzept zu erarbeiten, um das 
Gesundheitsmanagement noch mal neu auf den Weg zu bringen.  

Wir haben Maßnahmen in unserem Haus ergriffen. Wir haben zum Beispiel eine Ge-
sundheitsplattform, „Voiio“ nennt die sich. Die haben wir zur Verfügung gestellt für un-
sere Mitarbeitenden. Da können die draufgehen, da können sie Gesundheitspro-
gramme abrufen, wenn sie zum Beispiel Rückenprobleme haben und in der Mittags-
pause mal Bewegung benötigen. Da gibt es aber auch solche Dinge, dass man als 
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Führungskräfte dort Fragen platzieren kann, wenn Führungsprobleme bestehen aus 
Sicht der Führungskräfte, wo sie auch von der psychosozialen Beratung Informationen 
bekommen. Das läuft alles auf dieser Plattform. Da können Sie im Internet gerne mal 
nachsehen. Die wird auch sehr erfolgreich in Anspruch genommen.  

Wir sind jetzt natürlich noch mal dabei, dieses Thema „psychische Gefährdungsbeur-
teilung“ anzugehen. Die läuft gerade aktuell. Wir werten die Ergebnisse aus. Wir wer-
den Maßnahmen dazu ergreifen. Also, es gibt ein großes Programm.  

Wir haben uns auch einmal hingestellt und das alles gelistet, dem Staatssekretär vor-
gelegt, welche Maßnahmen es neben Obst und Wasser gibt, die selbstverständlich 
natürlich erforderlich sind und auch zur Verfügung gestellt werden – wobei: Obst ist 
zusätzlich. 

Wir haben auch viele andere Programme für unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
und das fängt mit Fortbildung und Weiterbildung an und geht über Fahrräder am Ar-
beitsplatz, also Sitzfahrräder. Also, wir haben diverse Maßnahmen, die wir eingeführt 
haben, und die wollen wir noch weiter vertiefen und mit dem Personalrat in gemeinsa-
mer Zusammenarbeit auch noch mal neu angehen und schauen, ob wir bestimmte 
Maßnahmen sogar noch erweitern und unser Portfolio dann noch größer aufstellen für 
die Mitarbeitenden.  

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Frau Ministerin. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Alles beantwortet. 

Vorsitzende Ellen Stock: Alles beantwortet. – Eine Nachfrage, Herr Dudas.  

Gordan Dudas (SPD): Weil der Herr Staatssekretär vorhin gesagt hat, dass man sich 
zu selten bedankt, möchte ich jetzt die Gelegenheit nutzen, mich bei Ihnen persönlich 
zu bedanken. Das ist jetzt nach vier Stunden die erste Frage, die ausführlich und kom-
plett beantwortet wurde. Herzlichen Dank dafür.  

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Watermeier, bitte. 

Sebastian Watermeier (SPD): Herzlichen Dank, Frau Vorsitzende. – Ich würde gerne 
an die Fragen von Herrn Dudas insofern anschließen, als Sie, Frau Ministerin, in Ihrer 
Stellungnahme zum SPIEGEL-Artikel angekündigt haben, es werde eine Klausurrunde 
auf Leitungsebene geben. Nun erscheint es mir nicht so ungewöhnlich, in einem Mi-
nisterium auf Leitungsebene auch regelmäßig zusammenzusitzen. Ich würde aber 
trotzdem gerne danach fragen: Gab und gibt es regelmäßige Leitungsrunden im 
MHKBD unter Ihrem Vorsitz? Wenn ja, in welchen Abständen werden die praktiziert 
oder wurden die praktiziert, falls es sie nicht mehr geben sollte? Falls es die nicht mehr 
geben sollte, warum nicht? Gibt es stattdessen ein Ersatzformat unter Leitung des 
Staatssekretärs? Wenn ja, warum, und in welchen Abständen findet das statt?  
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Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte schön.  

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank. – Ich muss eben die Frage des 
Mediums suchen, die sich doppelt mit der, die Sie gerade gestellt haben.  

(Ministerin Ina Scharrenbach [MHKBD] sucht in ihren Unterlagen.) 

Ich finde jetzt gerade nicht die direkte Antwort, sodass das jetzt sinngemäß ist. Wir 
haben im Hause dienstags alle zwei Wochen unter der Leitung des Staatssekretärs 
eine sogenannte Amtschefkonferenz. Wie lange geht die in der Regel? Er kann es 
auch selber beantworten.  

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Staatssekretär Sieveke, bitte.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Frau Vorsitzende, vielen Dank, ich leite gleich sofort 
wieder über, aber ich kann auch für mich selbst sprechen. 

Alle 14 Tage führen wir die Amtschefkonferenz durch. Es wird über alles gesprochen, 
was vorher stattgefunden hat und jetzt in Zukunft ansteht. Diese regelmäßigen Ter-
mine finden nicht in Urlaubszeiten statt. Das vielleicht dann auch noch mal einer ge-
wissen Hygiene zugeführt. Es gibt auch Zeiten, wo das dann in der Form nicht stattfin-
det und wir dann einen sehr offenen Austausch untereinander pflegen. Darüber hinaus 
gibt es aber auch noch weitere Zusammenkünfte.  

Ich leite weiter über.  

Vorsitzende Ellen Stock: Bitte schön. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank. – War das in der Legislatur 
2017 bis 2022 anders? Das war, glaube ich, Ihre Frage zusätzlich.  

(Sebastian Watermeier [SPD]: Insgesamt, über den ganzen Zeitraum!) 

– Ja, genau. Ich frage nur nach, weil ich mich daran erinnern kann, dass das eine 
Nachfrage eines Mediums war.  

War das da anders? Ja. 2017 sind CDU und FDP neu in die Landesregierung gekom-
men damals. Unser Haus, damals das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung, ist zusammengesetzt worden aus drei verschiedenen Häusern. Der 
Stamm bildete das damalige Gesundheitsministerium. Dazu kam die Kommunalabtei-
lung aus dem Innenministerium. Dazu kamen die drei Bauabteilungen, wenn ich mich 
richtig erinnere, aus dem damaligen Verkehrsministerium. Die Stabstelle Heimat war 
noch nicht aufgebaut. Insofern sind Herr Dr. Heinisch und ich genauso drangegangen 
an dieses neue Haus, was sich finden musste, was mit unterschiedlichen Arbeitswei-
sen gekommen ist, wie ich Ihnen das versucht habe, deutlich zu machen, mit der 
neuen Digitalisierungsabteilung 2022. Wir haben uns mit Mitarbeitern zusammenge-
setzt, weil wir Mitarbeiter kennenlernen wollten. Ich kann mich sehr gut erinnern, dass 
ich dem damaligen Abteilungsleiter Bau, der mich fragte: „Frau Ministerin, haben Sie 
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die Bereitschaft, sich mal mit der obersten Bauordnung zusammenzusetzen?“, damals 
sofort gesagt habe: Natürlich. – Dann hat er gesagt, das wäre der erste Termin eines 
Ministers seit 16 Jahren mit der obersten Bauordnung. Nur mal so an der Stelle.  

Wir haben unsere Prozesse angeguckt, wir haben geguckt: Wie wird gearbeitet, und 
was müssen wir aus dem Koalitionsvertrag umsetzen?  

Und jetzt ist bei der Umressortierung die Gleichstellung rausgegangen, die ist ins Mi-
nisterium für Kinder, Familie, MKJFGFI, und wir haben die Digitalisierung dazubekom-
men. Und deswegen, weil der Staatssekretär genauso neu reinkommen muss – und 
der kennt ja jetzt das gesamte Haus nicht – hat der Staatssekretär die Amtschefkon-
ferenz übernommen von mir, weil ich auch gar nicht alles selber machen möchte, ob 
Sie mir das glauben oder nicht. Deswegen haben wir eine Arbeitsteilung an der Stelle.  

Ich habe gestern die Abteilungsleitungen eingeladen, dem Grunde nach vor mehr als 
14 Tagen – ich weiß es gar nicht genau –, um über das Haushaltsaufstellungsverfah-
ren 2027 zu sprechen. Also, ich spreche themenbezogen mit allen, aber ganz häufig 
auch themenbezogen einzeln, weil zum Beispiel Bauordnung ansteht, das Faires-
Wohnen-Gesetz ansteht, die öffentliche Förderrichtlinie Wohnen ansteht, die Gemein-
definanzierung ansteht und, und, und. Aber die Amtschefkonferenz macht der Amts-
chef, und das ist der Staatssekretär.  

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Herr Dudas, bitte.  

Gordan Dudas (SPD): Ja, das geht in eine ähnliche Richtung, allerdings in Richtung 
Personalrat. Ich möchte gerne von Ihnen wissen: Finden regelmäßige Gespräche mit 
dem Personalrat statt? Und wenn diese stattfinden, in welchen Abständen finden diese 
Gespräche statt? Wann hat das letzte Gespräch von Ihnen persönlich mit dem Perso-
nalrat stattgefunden? Wann ist das nächste Gespräch mit dem Personalrat terminiert? 
Welche Rückmeldungen aus diesen Versammlungen haben Sie konkret aufgegriffen 
und umgesetzt, also aus den Gesprächen mit dem Personalrat? Gibt es bei Ihnen im 
Haus ein Beschwerdemanagement? Wenn ja, wie sieht dieses Beschwerdemanage-
ment dann konkret aus? 

Und meine finale Frage hier zu dem Themenkomplex ist: Warum gibt es bislang einen 
solchen wie von Ihnen nach der Veröffentlichung des SPIEGELs angekündigten Kum-
merkastens für die Belegschaft nicht schon längst, sondern erst jetzt, nachdem es die 
Vorwürfe im SPIEGEL gegeben hat? 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Staatssekretär Sieveke, bitte.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Herr Abgeordneter, 
Sie hatten gesagt, das dockt sich an die vorherige Frage an.  

Die Hausleitung führt Vierteljahresgespräche mit dem Personalrat als festen Termin 
durch. Darüber hinaus gibt es immer wieder Absprachen mit dem Personalrat. Ich 
gehe als Staatssekretär, wenn Personalratsvorlagen beispielsweise auch von der 
Hausleitung, von mir, reingegeben wurden und es noch Rückfragen gibt, persönlich 
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mit in den Personalrat hinein. Wir besprechen bestimmte Überlegungen und bitten 
auch ganz persönlich, auch meine Person, aber auch die Ministerin, wenn wir was 
vorhaben, schon mal den Personalrat, das vorab mit auf die Reise zu nehmen. Aber 
das ist auch keine Einbahnstraße. Auch der Personalrat, die Vorsitzende, Stellvertreter 
nutzen auch umgekehrt Hinweise, die sie wahrgenommen haben, Überlegungen, die 
der Personalrat, auch was Mitarbeiterqualifizierung angeht, modulare Aufstiegsfortbil-
dung und, und, und …, um auch mit uns zu sprechen.  

Wir haben eine Hinweisgeberstelle fest eingerichtet.  

Das, was wir jetzt zusätzlich noch machen, ist ein rein anonymes Verfahren, sodass 
sich jemand ohne, dass er seinen Namen nennen muss oder ein Rücklauf in irgendei-
ner Form nachzuvollziehen ist, melden kann.  

Noch mal: Es gibt auch den einen oder anderen, der sich auch nicht beim Personalrat 
möglicherweise meldet oder wo auch immer. Diese Möglichkeit haben wir – die Minis-
terin hat, glaube ich, in den ersten fünf Minuten ihrer Ausführungen heute Mittag aus-
geführt – ... Wir haben noch organisatorische Rückfragen des Personals. Dieses ano-
nyme Tool ist schon im Personalrat als Personalratsvorlage vorliegend, und es gibt 
noch Rückfragen, und die werden wir beantworten.  

(Ministerin Ina Scharrenbach [MHKBD]: Das Tool ist noch zur Abstim-
mung beim Personalrat!) 

– Genau, das Tool ist noch zur Abstimmung beim Personalrat, aber es liegt schon im 
Personalrat, die Vorlage ist schon erstellt.  

Noch mal: Eine offizielle Hinweisgeberstelle hat es auch in der Vergangenheit gege-
ben. Hier geht es rein um ein anonymes Verfahren, also das, was zusätzlich eingeführt 
werden wird.  

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte.  

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Ich habe heute Morgen noch kurz mit der 
Personalratsvorsitzenden gesprochen, ansonsten im Laufe dieser Woche mit der Per-
sonalratsvorsitzenden und der Stellvertreterin, und ich habe auch angeboten, in den 
Personalrat zu kommen.  

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Watermeier, bitte. Oder eine direkte Nachfrage, dann 
Herr Dudas, bitte. 

Gordan Dudas (SPD): Sie haben sich auf den Personalrat bezogen. Es gibt noch 
einen Hauptpersonalrat. Wenn ich jetzt noch mal auf diesen Zeitpunkt von 2024 zu-
rückgehen darf, auf dieses Schreiben: Da hat es eine Beschwerde von dem Hauptper-
sonalrat gegeben, nämlich dass zu dem Zeitpunkt damals das letzte Vierteljahresge-
spräch trotz mehrerer Anfragen vor zwei Jahren stattgefunden hat. Es muss ja dann 
2022 gewesen sein. Es sollte aber alle drei Monate stattfinden, wie Sie auch hier aus-
geführt haben, dass Sie mit dem Personalrat einmal im Quartal zusammenkommen. 
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Deswegen stellt sich die Frage, inwiefern es diese Gespräche mit dem Hauptperso-
nalrat dann nicht gegeben hat. 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Staatssekretär Sieveke. 

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Frau Vorsitzende! Herr Abgeordneter, Sie haben eben 
nach dem Personalrat gefragt, und die Frage habe ich beantwortet. 

Sie sprechen von der AG HPR. Die AG HPR ist die AG aller Hauptpersonalräte – des 
IM, MKJFGFI, MWIKE und Co. Wir führen mit unserem HPR – noch mal: nachgeord-
neter Bereich, IT.NRW, Schlösser Brühl – regelmäßige Gespräche. Das nächste Ge-
spräch – ich hoffe, jetzt verrate ich kein Geheimnis – ist im April dieses Jahres. Das 
findet regelmäßig statt. 

Übrigens: In der Kommunikation … Ich muss bestimmte Vorlagen auch dem HPR vor-
legen, meinem HPR, wenn es um Beteiligungsformate, Barrierefreiheit und alles Drum 
und Dran geht. Es finden auch bilaterale Gespräche statt: AG HPR mit mir – jetzt fange 
ich selber schon an: HPR MHKBD mit Staatssekretär.  

Unser HPR-Vorsitzender war in der letzten Bauausschuss- und Digitalisierungsaus-
schusssitzung zugegen, weil wir auch Digitalisierungsthemen hier in der Sitzung be-
sprochen haben. Auch dort gibt es regelmäßige Termine, und institutionell das Viertel-
jahresgespräch mit dem HPR im April dieses Jahres. 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Dudas, bitte schön. Noch einmal eine Nachfrage. 

Gordan Dudas (SPD): Einfach nur als Verständnisfrage: Diese Beschwerde kam vom 
HPR? 

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Von der AG HPR oder HPR des … Nicht von unserem 
HPR. – Entschuldigung, wenn ich spontan … 

Gordan Dudas (SPD): Wann hat denn dann das letzte Gespräch von Ihnen mit dem 
HPR stattgefunden?  

(Ministerin Ina Scharrenbach [MHKBD]: Mit unserem HPR! – Sebas-
tian Watermeier [SPD]: Und den nachgeordneten? – Ministerin Ina 
Scharrenbach [MHKBD]: Das ist unser nachgeordneter Bereich, der 
HPR!) 

Wann? 

(Christian Dahm [SPD]: Das letzte Vierteljahresgespräch?) 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Staatssekretär Sieveke. 
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StS Daniel Sieveke (MHKBD): Ich habe das letzte Mal mit dem HPR-Vorsitzenden 
einen Tag nach unserer Ausschusssitzung gesprochen. 

(Zuruf von Gordan Dudas [SPD] – Weitere Zurufe) 

– Ja, der Termin wird … Sie haben eben gefragt: Wann haben wir das letzte Mal ge-
sprochen? 

(Sebastian Watermeier [SPD]: Wann war das letzte Vierteljahresge-
spräch? – Jochen Klenner [CDU]: Hier ruft jeder etwas rein, Frau Vor-
sitzende! Wir sind hier nicht im Dialog! Entschuldigung! Können Sie 
die Sitzung vielleicht wieder leiten? Jeder quatscht rein! – Sebastian 
Watermeier [SPD]: Wir können die Fragen gleich noch mal stellen! 
Das ist kein Problem! – Gordan Dudas [SPD]: Wir stellen die Fragen 
gleich noch einmal! Dann bleiben wir noch länger hier! Alles gut!) 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Watermeier, bitte. Sie haben das Wort. 

Sebastian Watermeier (SPD): Herzlichen Dank, Frau Vorsitzende. – Ich stelle dann 
meinen eigentlichen Fragen die Frage von Herrn Dudas voran: Wann war das letzte 
Vierteljahresgespräch mit dem Hauptpersonalrat?  

Jetzt kommen noch meine Fragen zur Organisation des Ministeriums. Die schließen 
sich an die Frage von Leitungsrunden und Zuschnitt des Ministeriums an.  

Frau Ministerin, ist es richtig, dass die Staatskanzlei das Interesse geäußert hat, die 
Abteilung für Digitalisierung zu übernehmen?  

DER SPIEGEL hat berichtet, dass der zuständige Abteilungsleiter in Ihrem Haus nach 
noch nicht einmal 18 Monaten seine Position wieder aufgegeben hat und zum ehema-
ligen Arbeitgeber zurückgegangen ist. Das war hier im Ausschuss auch schon Thema. 
Wir diskutierten damals, glaube ich, Herr Sieveke, über die Digitalstrategie des Lan-
des, welche Auswirkungen das hat – so die Erinnerung, die ich an diesen Zusammen-
hang habe. Es heißt in der Berichterstattung, Ihr Verhältnis zu dem zuständigen Abtei-
lungsleiter, Frau Ministerin, sei zerrüttet gewesen. Können Sie sagen, welche Konflikte 
dem zugrunde lagen, oder was Sie glauben, was ein Auslöser für diese Einschätzung 
sein könnte?  

Sie haben gerade in Ihrem Führungsverhalten, Frau Ministerin, darauf hingewiesen: 
Als erwachsene Menschen redet man miteinander. – Deshalb frage ich Sie: Welche 
Maßnahmen haben Sie eingeleitet, um diese Konflikte, die offensichtlich im Raum 
standen, wenn es sie auch nach Ihrer Einschätzung gegeben hat, im Wege von Ge-
sprächen und Vermittlung zu überwinden? 

Vorsitzende Ellen Stock: Bevor wir zu der Beantwortung der Fragen kommen, muss 
ich darauf hinweisen, dass der Livestream um 18:00 Uhr abgeschaltet wird. Wir haben 
hier aber keine weitere Raumbuchung; unser Ausschuss tagt also weiter. – Frau Mi-
nisterin, bitte schön. 
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Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Es ist mir nicht bekannt, dass die Staats-
kanzlei die Digitalisierung übernehmen möchte. Ansonsten … 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Staatssekretär Sieveke, bitte. 

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Frau Vorsitzende! Herr Abgeordneter, danke für die 
Nachfrage. Ich kann mich sehr wohl an die Ausschusssitzung erinnern. Ich habe ge-
sagt: Es gibt auch Personalfragen, die ich nicht hier beantworten kann. Das galt da-
mals wie auch heute. Aber ich habe auch ausgeführt, dass es eine Arbeitnehmerüber-
lassung war, die, glaube ich – bitte nageln Sie mich jetzt nicht fest –, zum 30. Novem-
ber oder zum November des letzten Jahres nach 18 Monaten … Ich gucke nach hin-
ten: 18 Monate? Arbeitnehmerüberlassung, 18 Monate, zum November letzten Jah-
res? – Also: die nach 18 Monaten zum November letzten Jahres endete. 

Ich habe immer wieder mit der entsprechenden Person gesprochen, habe aber damals 
auch darum gebeten: Es gibt Personalfragen, die ich nicht jetzt in der Ausschusssit-
zung bespreche. Aber ich konnte wahrheitsgemäß bestätigen, dass die Arbeitnehmer-
überlassung nach 18 Monaten zum November endete, und das hätte dann sowieso 
eine gewisse Vakanzzeit ausgelöst. Es kann nicht einfach immer wieder verlängert 
werden. – Das ist das, was wir besprochen haben. 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank. – Die Aufgabe als Abteilungs-
leitung in der Digitalisierung der Verwaltung ist keine einfache; sie hat viele Aufgaben-
stellungen. Wir hoffen, wir haben Sie heute ein bisschen mitgenommen in diese Auf-
gabenstellungen. Dazu gehören noch viele weitere.  

Dazu gehört auch, zu gucken: Wie ist die personelle Aufstellung der Abteilung? Muss 
was geändert werden? Wenn ja: Was muss geändert werden? Muss organisatorisch 
was geändert werden? Müssen Inhalte von Referaten geändert werden? Müssen In-
halte zusammengeführt werden?  

Wir haben heute schon was zu dem Thema „Rechnungen“ gehört. 

Zum Thema „Verträge“. Die Fachaufsicht, die in der Abteilung angesiedelt ist, überprüft 
und verhandelt die Verträge – das dauert mitunter schon mal seine Zeit, aus welchen 
Gründen auch immer – zwischen der Abteilung und IT.NRW. Insofern ist es so, wie 
der Staatssekretär gesagt hat: Es war eine Arbeitnehmerüberlassung. Die hat rechtli-
che Fristen, Laufzeiten, Bindungen usw. und was sich daraus ergibt. Und das ist dann 
zum Tragen gekommen. 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Staatssekretär Sieveke. 

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
ich habe eben den Begriff des Vierteljahresgesprächs mit dem HPR … Das ist aber 
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keine verpflichtende … also, dass das vierteljährlich stattfinden muss. Es gibt aber 
auch regelmäßige Austausche – themenbezogen, fachbezogen, aufgabenbezogen –
mit der Abteilungsleitung 1, wenn es um Themen geht, aber bei mir auch konkret im-
mer um bestimmte Themen. Ich gucke jetzt gerade meinen Kalender durch: Das hat 
im November stattgefunden, im August … Entschuldigung: Im September hat es einen 
Austausch gegeben. Im November hat es einen Austausch gegeben – persönlicher 
Natur immer, auch Telefongespräche.  

Jetzt findet im April – noch mal: terminiert nach der … Nee, eigentlich schon vor der 
letzten Digitalausschusssitzung – …, und die führen wir. Das liegt aber auch in der 
Natur der Sache, weil natürlich mit dem örtlichen Personalrat durch die Themenstel-
lungen, die die Mitarbeitenden im Haus betrifft, auch ein noch viel direkterer und zeit-
lich direkterer Draht notwendig ist.  

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Watermeier, bitte schön. 

Sebastian Watermeier (SPD): Die direkte Nachfrage. Herr Staatssekretär, Sie haben 
gesagt, die Gespräche sind nicht verpflichtend. Auch nicht nach § 63 Landespersonal-
vertretungsgesetz NRW? 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Staatssekretär Sieveke, bitte schön. 

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Frau Vorsitzende! Das klären wir gerade noch. Ich 
habe das so übernommen, in dieser Form, wie ich es gerade beschrieben habe, in der 
Einarbeitung. Es ist ein … 

(Christian Dahm [SPD]: Vierteljahresgespräche sind verpflichtend! 
Das wissen Sie genauso gut wie wir! Wir können auch anders fragen! 
Wann hat das letzte stattgefunden?) 

Vorsitzende Ellen Stock: Der Staatssekretär hat das Wort. – Bitte schön. 

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
auch Herr Abgeordneter Dahm, ich habe gerade ausgeführt, wann die Gespräche 
stattfinden und dass wir auch des Öfteren sprechen, ich auch in Erörterungsgesprä-
chen mit dabei bin. Wir klären das jetzt gerade noch mal, und Sie kriegen gleich die 
Antwort. 

Vorsitzende Ellen Stock: Gibt es noch weitere Fragen? – Herr Dudas. 

Gordan Dudas (SPD): Sie sind vorhin darauf eingegangen, was die Personalentwick-
lung angeht. Sie haben auch erläutert, dass 261 Kolleginnen und Kollegen das Haus 
aus verschiedenen Gründen verlassen haben.  
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Mich würde jetzt interessieren: Wie viele unbesetzte Stellen gibt es derzeit in Ihrem 
Haus, weil kein Ersatz gefunden werden kann, oder aus welchen anderen Gründen? 
Gibt es personelle Engpässe, die die Arbeit des Hauses dementsprechend negativ 
beeinflussen oder verlangsamen? Gibt es ein internes Programm, um solche Abwan-
derung, Versetzungen auf eigenen Wunsch, Kündigung oder was auch immer zu mi-
nimieren? 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte schön. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank. – Vielen Dank für die ergän-
zenden Fragen. Ganz viele dieser 111 Versetzungen oder Kündigungen auf eigenen 
Wunsch, worüber wir sprechen … 261 Beendigungen insgesamt, 94 Ruhestand; von 
dem verbleibenden Wert – 167 Beschäftigte in neun Jahren – sind 56 aus sonstigen 
Gründen nicht mehr im Ministerium. Davon sind leider sieben in den letzten neun Jah-
ren verstorben; 31 Versetzungen im Zuge der Umressortierung. Daneben gibt es noch 
sonstige Gründe, aber Sie bekommen ja die Tabelle. Von diesen 111 sind ganz viele 
Versetzungen mit einem persönlichen Aufstieg für die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter 
verbunden gewesen. Ich glaube, das haben wir versucht, Ihnen auch zu beantworten. 

(Gordan Dudas [SPD]: Das habe ich aber nicht gefragt!) 

– Sie haben das aber impliziert. Sie haben das impliziert,  

(Gordan Dudas [SPD]: Nein!) 

und ich erläutere Ihnen gerade, dass bei diesen 111 ganz viele dabei sind, die einen 
persönlichen Aufstieg mit einer Versetzung verbunden haben, weil das bei uns im 
Hause aufgrund des Stellenkegels nicht möglich war.  

Wir haben übrigens 283 Zugänge seit 2017. Der Staatssekretär hat mir gesagt, dass 
am Rande einer Sitzung des IT-Planungsrats ein Mitarbeiter, der die Digitalisierungs-
abteilung verlassen hat, den Staatssekretär am Rande des letzten IT-Planungsrates 
angesprochen hat, dass dieser Mitarbeiter zurückkommen will, weil wir Veränderungen 
in der Abteilung vorgenommen haben. Es gibt hier also alles, zugegebenermaßen.  

Wir haben natürlich offene Stellen. Das können wir Ihnen auch gerne zur Verfügung 
stellen, auch in welchen Laufbahngruppen oder Entgeltgruppen – auch das können 
Sie gerne bekommen –  

(Gordan Dudas [SPD]: Ja!) 

wir personelle Engpässe im Haus haben. Wir versuchen, die Situationen da, wo wir 
eventuell personelle Engpässe haben, zu minimieren und zum Beispiel Aufgaben raus-
zunehmen. Das habe ich den Abteilungsleitungen schon letztes Jahr zugesagt. Sie 
müssen sich vorstellen, dass alles, was mit Reformagenden, mit Bürokratieabbau zu 
tun hat, sich natürlich zu einem großen Teil in wenigen Abteilungen wiederfindet. Das 
findet sich im Bau; da ist das zentrales Thema. Da unterstützen wir, und da nehmen 
wir auch Aufgaben raus. Dann sage ich anderen Ressorts: Wir gehen nicht in eine 
interministerielle Arbeitsgruppe. Bitte fragt uns erst dann, wenn unser Themenbereich 
dran ist, weil wir eine Belastung bestimmter Abteilungen haben. So lösen wir das.  
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Wir stellen auch neue Leute ein, und wir versetzen auch schon mal eine Stelle aus A 
nach B, um dort letztendlich für eine Entlastung zu sorgen oder um eine Neueinstellung 
zu ermöglichen – also ganz normal.  

Sie werden, denke ich, auch aus den Haushaltsplanberatungen 2026 wissen, dass es 
im Zuge der Haushaltsplanberatungen und der Notwendigkeit auch zu Stelleneinsparun-
gen kommt. Der Personalabbau betrifft unser Haus genauso wie alle anderen Häuser 
natürlich auch. 

Vorsitzende Ellen Stock: Vielen Dank. – Herr Watermeier, bitte. Aber bevor Sie, Herr 
Watermeier, zu der Frage kommen: Der Livestream ist verlängert worden. Ich bedanke 
mich bei denjenigen, die das möglich gemacht haben. 

Bitte, Herr Watermeier. Sie haben das Wort. 

Sebastian Watermeier (SPD): Herzlichen Dank, Frau Vorsitzende. – Ich würde tat-
sächlich zu meiner voraussichtlich letzten Frage ausholen. 

Sehr geehrte Frau Ministerin, laut dem SPIEGEL hat Ihr Haus das Videokonferenz-
system Jitsi genutzt, das von IT.NRW betreut und bereitgestellt worden ist. Die Nut-
zungsvereinbarung sei 2024 ausgelaufen. Es soll eine Folgevereinbarung aus einem 
Ihrer Fachreferate vorgelegen haben. Ist es korrekt, dass Sie diese fast ein Jahr lang 
nicht unterzeichnet haben? Wenn das korrekt sein sollte: Warum ist das so? 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin Scharrenbach. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank. – Ich muss mal eben die 
Frage – entweder WDR oder SPIEGEL – suchen und was wir drauf geantwortet ha-
ben, damit das konsistent bleibt zu Ihren Fragen.  

(Sebastian Watermeier [SPD]: Ja, das soll ja passen!) 

Beantwortung gegenüber dem SPIEGEL am 17. März 2026: Unseren Recherchen zu-
folge lief die Finanzierung des Open Source Videokonferenzsystems Jitsi Ende 2024 
aus und sollte als sogenannter Querschnittsdienst vom MHKBD finanziert werden. Ist 
dies korrekt? Ist weiterhin korrekt, dass sich die Verhandlungen zwischen IT.NRW und 
dem MHKBD über das gesamte Jahr 2025 hinzogen ohne Ergebnis? Ist es weiterhin 
zutreffend, dass IT.NRW im Jahr 2025 Rechnungen für Leistungen mit Jitsi gestellt 
hat, die vom MHKBD aber nicht beglichen wurden trotz erbrachter Leistung? 

Ich erweitere jetzt Ihre Frage schon mal über die, die noch vorliegen.  

(Sebastian Watermeier [SPD]: Ja!) 

Jitsi gehört seit Mitte 2023 zum Produktportfolio des Landesbetriebs Information und 
Technik und wird zentral zur Verfügung gestellt. Jitsi gilt dabei als Basisdienst, nicht 
als Querschnittsdienst. Das zentral zur Verfügung gestellte Tool wird indes von ver-
schiedenen Ressorts unter anderem aus Sicherheitsgesichtspunkten nicht zum Ein-
satz gebracht.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 81 - APr 18/1186 

Ausschuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung 27.03.2026 
59. Sitzung (Sondersitzung) (öffentlich) ha 
 
 
Die Ressorts halten zum Teil eigenständige Verträge mit anderen Anbietern über Vi-
deokonferenzsysteme vor. Dies ist im Sinne einer einheitlichen IT nicht zielführend. 
Insofern haben sich an das Vertragswerk wie auch an die Rechnungsstellung diverse 
Fragen gestellt. Dabei ist es nicht unüblich, dass sich Klärungsprozesse über einen 
längeren Zeitraum hinziehen.  

Erst vor Kurzem wurde erneut betont – das habe ich getan –, dass es das Ziel sein 
darf, zentral für alle Ressorts Rahmenverträge über verschiedene Videokonferenzsys-
teme in den Abschluss zu bekommen, um daraus wiederum wirtschaftliche Vorteile im 
Sinne des Haushaltsrechts generieren zu können.  

Abgesehen davon werden die Rechnungen bezahlt. Diese offenen Posten wurden mir 
am 22. Februar 2026 vorgelegt.  

Wir diskutieren schon länger – ich habe Sie mitgenommen in der Frage der Konsoli-
dierung von IT – in der Frage: Was ist eigentlich Basisdienst? Was ist eigentlich Quer-
schnittsdienst? Wo müssen wir von jahresbezogenen Verträgen wegkommen? Wo 
müssen wir standardisieren? Deswegen kann es auch sein, dass dazu die Vertrags-
grundlage von Jitsi gehört hat, eben auch aus diesen Gründen heraus unter dem Ge-
sichtspunkt: Was kostet es? Wer setzt es ein? Was ist sonst noch alles im Einsatz? 
Wer hat Verträge? Kriegen wir eine Konsolidierung über Videokonferenzsysteme hin?  

Frau Evers, meine Z-Abteilungsleitung, hat Ihnen gegenüber betont, dass diese Dinge 
trotzdem zur Verfügung gestellt werden, und ich habe Ihnen gerade gesagt, dass die 
damit verbundenen Rechnungen auch bezahlt werden. Aber man muss in diesen Zu-
sammenhängen in einen Prozess kommen, um zu Konsolidierungsmaßnahmen zu 
kommen und damit auch zu Steuerungsentscheidungen. Wenn ich mich richtig erin-
nere, ist im November 2025 eine Entscheidung erfolgt, Jitsi zentral zur Verfügung zu 
stellen, und zwar als Standardisierungsentscheidung. Das war im November 2025, 
und am 22. Februar habe ich die Liste mit den offenen Posten bekommen, die wir dann 
im regelmäßigen Austausch mit Jour fixes besprochen haben. Das haben Sie heute 
von meiner Zentralabteilungsleitung, die auch Dienstaufsicht ist, schon mehrfach ge-
hört. Das kann ich entsprechend auch so bestätigen. 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Watermeier, bitte. 

Sebastian Watermeier (SPD): Eine Nachfrage, Frau Vorsitzende. – Ich gebe zu, Frau 
Ministerin: Das sind für uns alle mehr als fünf Stunden Befragung, und deshalb habe 
ich Sie vielleicht einfach missverstanden. Ich habe in Ihrem Vortrag verstanden, Jitsi 
sei erst mal streitig gestellt worden aufgrund von Datensicherheitserwägungen und 
weil es andere Kommunikationssysteme gibt, die von anderen Häusern teilweise ge-
nutzt werden. Diese Einschätzung hat sich offensichtlich geändert, wenn Sie im No-
vember festgelegt haben: Jitsi soll das einheitliche System werden.  

Können Sie ausführen, welcher prozentuale Anteil der Landesverwaltung im Moment 
Jitsi nutzt, und wer welche anderen Systeme nutzt? 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Ministerin, bitte schön. 
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Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank.  

Vorsitzende Ellen Stock: Moment, Moment. Antrag zur Geschäftsordnung? 

Fabian Schrumpf (CDU): Vielleicht brauchen wir den gar nicht abzustimmen, aber die 
Frage lautet, wie viele Fragerunden es noch gibt. Sonst würde ich beantragen, die 
Sitzung um eine halbe bis Dreiviertelstunde zu pausieren, damit die Möglichkeit be-
steht, was zu Abend zu essen – einige sitzen hier die ganze Zeit, ohne Mittagessen 
und ohne Trinken –, und dass wir es hinterher fortsetzen. Wir können natürlich bis 
Ende offen, bis alle Fragen geklärt sind, machen. Wenn jetzt gesagt wird, es sind wirk-
lich nur noch ein, zwei Fragerunden, können wir vielleicht auch darauf verzichten, das 
abzustimmen. Ansonsten … 

Vorsitzende Ellen Stock: Was ist gewünscht? 

Sebastian Watermeier (SPD): Ich hatte angekündigt, Frau Vorsitzende, dass es meine 
letzte Frage werden wird. 

Vorsitzende Ellen Stock: Ja. 

Sebastian Watermeier (SPD): Ich habe jetzt eine Nachfrage dazu gestellt, die sich 
aus dem Kontext der Antwort der Ministerin ergeben hat. Ich habe mich bei den Kolle-
gen umgeguckt: Wir können danach von uns aus schließen, wenn die Kollegen keine 
weiteren Fragen haben. Das kann ja auch sein. 

Vorsitzende Ellen Stock: Also ist eine Pause nicht notwendig? Oder was sagen Sie? 

Fabian Schrumpf (CDU): Wenn es jetzt die letzte Frage gewesen ist, dann liegt das 
in der Natur der Sache, dass es nicht notwendig wäre. Wenn sich daraus weitere Fra-
gen ergeben sollten, würde ich den Antrag wiederholen. 

Vorsitzende Ellen Stock: Klar. – Bitte schön, Frau Ministerin. Sie haben das Wort. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD): Vielen Dank. – Versuchend, klarzustellen: 
JITSI ist Basisdienst – wichtig! –, nicht Querschnittsdienst; Basisdienst. Das zentral 
zur Verfügung gestellte Tool, was seit Mitte 2023 zur Verfügung gestellt wird, wird von 
Ressorts unter anderem aus Sicherheitsgesichtspunkten nicht zum Einsatz gebracht. 
Das heißt: Es gibt Ressorts, die dieses Tool nicht nutzen. Okay?  

Darüber hinaus haben wir Ressorts, die eigenständige Verträge mit anderen Anbietern 
über Videokonferenzsysteme halten. Sie kennen die Gängigen. Alles okay? 

Jetzt sind wir wieder an diesem Punkt „Insellösungen“. Wir haben aus dem Haus her-
aus keinen Zentralvertrag für alle Ressorts, wo beispielsweise drinsteht: Sie können 
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Jitsi nutzen; Sie können Cisco nutzen; Sie können Zoom nutzen; Sie können Teams 
nutzen. Ich glaube, das waren die Gängigen. – Das haben wir nicht, da wollen wir aber 
hinkommen, damit wir diesen Anspruch „zentraler IT-Dienstleister, digitale Landesar-
chitektur, IT-NRW 2030 aus einer Hand“ erfüllen können. 

Vielleicht können Sie ermessen: Wenn Sie als Haus einen Videokonferenzsystemver-
trag ausschreiben: Sie müssen die Vergabe vorbereiten; Sie müssen die Ausschrei-
bung durchführen; Sie müssen die Vergabe prüfen, Beschaffungsprozess und, und, 
und. Das haben Sie, wenn es schlecht läuft, zwölf Mal plus Bezirksregierungen. Das 
ist ineffektiv. Deswegen war es unser Ansinnen, zu sagen: Wir müssen in diese Rah-
menvereinbarung, in diese Zentralvereinbarung kommen. Deswegen haben wir uns 
länger mit Jitsi beschäftigt, vor dem Hintergrund: Was kostet es? Wie ist die Verbrei-
tung von Jitsi?  

Nichtsdestotrotz hat die IT-Steuerungsgruppe, die unter dem Vorsitz des Staatssekre-
tärs stattfindet, sich im November darauf verständigt, dass Jitsi als Basisdienst einge-
stuft und zentral zur Verfügung gestellt wird. Das ist wichtig; das sind diese Standardi-
sierungsentscheidungen, die wir brauchen, weil das auch Selbstvergewisserungspro-
zesse zwischen Ressorts sind. Wir können es nicht für alle einmal durchentscheiden; 
das geht nicht. Deswegen: im November 2025 entsprechend beschlossen, und die 
Rechnungen, die da offen waren, sind auf den Weg gebracht.  

Wir haben aber – das sage ich ganz offen – immer noch kein geschlossenes Gesamt-
bild – richtig? –: Wer hat was zu welcher Kondition im Einsatz? Da müssen wir noch 
hin, und das betrifft auch andere Prozesse. 

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Freimuth.  

Angela Freimuth (FDP): Frau Vorsitzende! Frau Ministerin! Selbstverständlich auch 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will an der Stelle nur ausdrücklich unterstreichen, 
dass das wirklich dringend notwendig ist. Wir haben uns an verschiedenen Stellen zu 
den Vorwürfen und der Kritik auch der Personalräte dazu schon ausgetauscht, weil 
das nämlich genau der Teil ist, weil wir vorhin an vielen verschiedenen Stellen darüber 
gesprochen haben – woran hakt es denn? –, dass das so schwerfällig ist. 

Zum Beispiel entsinnen wir alle uns noch an die Zuschrift, dass die Frage, wie und in 
welcher Art und Weise KI-Anwendungen zum Beispiel von den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern genutzt werden können, ein Riesenthema ist, und dass sich genau dort 
auch eine – ich sage mal – Guideline von den Beschäftigtenvertretungen und, glaube 
ich, auch von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern insgesamt gewünscht wird, um im 
Zweifel auch mit den zwei Geschwindigkeiten tatsächlich die Mitarbeitenden mitzunehmen.  

Ich kann und möchte ausdrücklich bzw. nachdrücklich darum bitten, hier auch zwi-
schen den Ressorts tatsächlich – wenn Sie schon nicht die zentrale Kompetenz dafür 
in Ihrem Haus vollumfänglich gebündelt haben – auch die Abstimmung zu suchen, 
damit wir wenigstens dort, wo wir es selber können, dann endlich auch die PS auf die 
Straße kriegen und die Geschwindigkeit bei der Gestaltung der digitalen Transformation. 
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Vorsitzende Ellen Stock: Herr Staatssekretär Sieveke, bitte. 

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Abgeordnete! Eben 
kam noch mal der Hinweis: § 63 Landespersonalvertretungsgesetz regelt die Rege-
lung zwischen dem örtlichen Personalrat und der Dienststelle. Das habe ich eben auch 
geäußert, dass wir regelmäßig Vierteljahresgespräche geführt haben.  

Sie haben es dann ausgeweitet auf den HPR. Ich habe gesagt, dass wir regelmäßig 
Gespräche führen, aber nicht in diesem vierteljährlichen Kontext. 

Das Landespersonalvertretungsgesetz sieht diese Vierteljahresgespräche vor – das 
muss von einer Seite eingefordert werden –, aber ich kann bestätigen, dass mit dem 
örtlichen Personalrat regelmäßig diese Vierteljahresgespräche und noch mehr geführt, 
und dass wir auch mit dem HPR im regelmäßigen, auch ich persönlich aufgrund der 
Themenstellung, Austausch sind – nur, weil Sie sagten: Das ist auch im Landesperso-
nalvertretungsgesetz mit dem Vierteljahresgespräch mit dem HPR geklärt. – Nein, das 
ist es nicht – mit dem örtlichen Personalrat, und das kann ich auf jeden Fall bestätigen, 
dass wir die so führen. 

Vorsitzende Ellen Stock: Gibt es noch weitere Nachfragen? – Das ist nicht der Fall.  

Bevor ich die Sitzung schließe, bleibt mir noch, Ihnen wundervolle, schöne Ostern zu 
wünschen.  

Unsere nächste Sitzung findet am 14. April 2026 um 13:30 Uhr statt. Das ist die Anhö-
rung zur Landesbauordnung. 

Ich wünsche Ihnen schöne Tage. 

Die Sitzung ist geschlossen.  

gez. Ellen Stock 
Vorsitzende 

Anlage 
14.04.2026/15.04.2026 



NRW 
DIE FRAKTION 

SPD 

wie sie in der Ausgabe des SPIEGEL vom 19. März 2026 unter dem Titel „Machtmiss-

den sind". 

„Bericht der Landesregierung und Diskussion über die Vorgänge im Ministerium, wie 
sie in der Ausgabe des SPIEGEL vom 19. März 2026 unter dem Titel „Machtmissbrauch 

— Diese Frau hat mich zerstört" berichtet worden sind". 

Für die Vielen, 
nicht die Wenigen. 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

An die 

Vorsitzende des Ausschusses für Bauen, 

Wohnen und Digitalisierung 

Frau Ellen Stock MdL 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

23. März 2026 

Beantragung einer Sondersitzung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitali-

sierung gemäß § 53 der Geschäftsordnung des Landtages von Nordrhein-Westfalen: 

Bericht der Landesregierung und Diskussion über die Vorgänge im Ministerium, 

brauch im NRW-Heimatministerium  Diese Frau hat mich zerstört  berichtet wor-

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  

namens der SPD-Fraktion beantragen wir hiermit eine Sondersitzung des Ausschus-

ses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung. Tagesordnungspunkt soll sein: 

im NRW-Heimatministerium 

Begründung: 

Die in dem genannten Bericht des Magazins DER SPIEGEL vom 19. März formulierten 

Vorwürfe sind nicht nur sehr schwerwiegend, sondern auch vielfältig, was den be-

haupteten Machtmissbrauch von Ministerin Scharrenbach angeht. 

So wird u.a. darüber berichtet, dass an das MHKBD gerichtete Rechnungen des 

Dienstleisters IT.NRW über lange Zeit nicht beglichen worden sind. Weiter war zu 

Sebastian Watermeier MdL 

Sprecher für Bauen, Wohnen und Digitalisie-

rung 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T 0211.884-2649 

F 0211.884-3183 

Sebastian.watermeier@landtag.nrw.de 

www.spd-fraktion-nrw.de 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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#SozialerFortschritt 
Für die Vielen, 

nicht die Wenigen. Seite 2

lesen, dass eine umfängliche externe und kostenintensive Prüfung des Landesbe-

triebs durch eine beauftragte Düsseldorfer Anwaltskanzlei, stattgefunden habe.

Auch muss im Sinne der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Hauses und der ange-

gliederten Behörden sowie insbesondere auch gegenüber der Öffentlichkeit umfas-

send und transparent aufgeklärt werden, welche Vorgänge der Berichterstattung des 

SPIEGEL und der daraus folgenden schweren Beschädigung des Ansehens der Landes-s-

regierung zugrunde liegen.

Mit freundlichen Grüßen

Sebastian Watermeier MdL Sarah Philipp MdL

Alexander Baer MdL Thomas Kutschaty MdL

Ellen Stock MdL Ralf Stoltze MdL

Landtag Nordrhein-Westfalen
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